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Ergebnis des Alex-Müller-Verfahrens zum 98. Landeskongress

Platz Antrag Stimmen Prozent

1
Antrag 120: Wissenschaftsfeindliche Cancel-Culture 

canceln!
71 18.44%

2
Antrag 201: Auf die Größe kommt es an – XXL-Landtag 

und -Kommunalvertretungen verhindern!
66 17.14%

3
Antrag 103: Beste Bildung lebt von besten Lehrkräften – 

unser Update der Lehrer-Beamtenreform
61 15.84%

4
Antrag 603: Freies Geld für freie Bürger - Reform der 

Europäischen Zentralbank
58 15.06%

5 Antrag 105: Das Abitur neu denken 53 13.77%

6
Antrag 101: 20h Arbeit = kein Student, wir denken 

schon!
51 13.25%

7

Antragspaket // Antrag 502: Da frack ich doch lieber 

selber! – Eine Frage der Alternative // Antrag 504: 

Fracking-NIMBY beenden! – Heimisches Schiefergas 

umweltfreundlich fördern

49 12.73%

8
Antrag 102: Beste Bildung beginnt so früh- Evolution für 

die KiTa
44 11.43%

9
Antrag 117: Schulpflicht abschaffen – Bildungsfreiheit ist 

unser Ziel!
44 11.43%

10

Antragspaket // Antrag 508: Globuli Endlager Jetzt! 

Wenn man Homöopathie mal ernst nimmt // Antrag 

513: Keine staatliche Förderung für Hokuspokus

44 11.43%

11
Antrag 511: Heute Fehlgeburt, morgen Büro? - Klare 

Absage an unwürdige Mutterschutzregelungen!
40 10.39%

12 Antrag 108: Drogenaufklärung an Schulen neu denken! 38 9.87%

13
Antrag 119: Vereinbarkeit von Familie und Beruf - 

JETZT!
36 9.35%

14
Antrag 221: Wer wenn nicht ich? Selbstbestimmtheit 

am Lebensende Antragsteller: KV Essen (SQ99691)
35 9.09%

15 Antrag 401: Fußball gucken? Regelt der Markt! 35 9.09%

16
Antrag 701: Landeskongress stärken - Alex-Müller-

Verfahren reformieren
35 9.09%

17 Antrag 111: Frauenhäuser zugänglich machen 33 8.57%

18

Antrag 303: NATO-Erweiterung und Stärkung, sowie die 

Erhöhung der Verteidigungsausgaben Deutschlands auf 

3% des BIP

33 8.57%

19
Antrag 608: Steuerfreie Bonusleistungen für die 

Aktienrente
33 8.57%

20
Antrag 205: Ein moderner Rechtsstaat braucht ein 

modernes Jurastudium
32 8.31%



21
Antrag 611: Wahrlich wettbewerblich: Freiheit der 

Währungswahl
32 8.31%

22 Antrag 106: Demokratische Bildung fördern 29 7.53%

23
Antrag 220: Volljährigkeit ab 16 Antragsteller: BV 

Ostwestfalen-Lippe (SQ99692)
27 7.01%

24
Antrag 604: Interessenpolitik für Anleger - Sparen in 

jungen Jahren fördern Antragsteller
27 7.01%

25 Antrag 214: Rauchverbot, wir pfeifen drauf! 24 6.23%

26 Antrag 217: Stealthing strafbar machen! 24 6.23%

27
Antrag 114: Individualität und Vielseitigkeit der 

Oberstufe fördern
23 5.97%

28 Antrag 206: Fahrschule neu denken 23 5.97%

29

Antrag 104: Damit wir da hinkommen, wo Menschen 

ankommen - Grundpfeiler gelungener 

Integrationspolitik

22 5.71%

30
Antrag 210: Gegen das Vergessen – 9. November zum 

stillen Feier- und Gedenktag machen
22 5.71%

31 Antrag 602: Enterb doch wen Du willst! 22 5.71%

32 Antrag 107: Denken wir das Zentralabitur zu Ende! 21 5.45%

33
Antrag 116: Nur die Besten der Beste - Reform für die 

Lehrerausbildung in NRW
21 5.45%

34 Antrag 515: Kunst am Bau ist Steuergeld-Klau 21 5.45%

35
Antrag 605: Marktwirtschaft auch im Handwerk - 

Meisterzwang abschaffen
21 5.45%

36
Antrag 503: Elf Bar & Co. – Ordoliberalismus statt 

Wegwerfkultur
20 5.19%

37
Antrag 514: Kümmern wir uns endlich um den 

Katastrophenschutz und den Rettungsdienst
20 5.19%

38
Antrag 109: „Du bist minderjährig? Etwas cringe Brudi“ 

– Der Staat
19 4.94%

39 Antrag 209: „Freiheit für alle, auch oben rum!“ 19 4.94%

40
Antrag 115: Leistungsgerechtigkeit – auch im 

Bildungsbereich! Gleicher Lohn für gleiche Arbeit.
18 4.68%

41 Antrag 208: Frei, Freier, Sexarbeit 18 4.68%

42
Antrag 213: Positionspapier Coronapolitik - Omikron als 

Omega von Corona
18 4.68%

43
Antrag 216: Scheuermilch gegen Sojadrink? Freie 

Produktbezeichnung jetzt!
17 4.42%

44 Antrag 509: Grüner die Dächer nie sprießten … 17 4.42%

45
Antrag 520: TAKE IT statt TABU – Menstruationsartikel 

frei auf öffentlichen Toiletten
17 4.42%

46
Antrag 211: Mit Sicherheit frei – Für ein rationales, 

ausgewogenes und liberales Notwehrrecht
16 4.16%

47 Antrag 510: Haie sind Freunde kein Futter 16 4.16%

48
Antrag 505: Gegen Quoten auch beim Auto - 

Antriebstechnik die bewegt
15 3.90%

49

Antrag 601: Die Wirtschaft entfesseln, für Wachstum 

nach der Pandemie – Liberale Reform der 

Unternehmenssteuern in Deutschland

15 3.90%



50
Antrag 606: Nicht nur für BWL-Justus: Rechtssichere 

Kryptos auch für Sparbuch-Olaf
15 3.90%

51
Antrag 207: Familienleben für alle! - 

Geschlechtergerechtigkeit auch im Familienrecht
14 3.64%

52
Antrag 218: Trauer ist Privatsache! Bestattungsgesetz 

NRW reformieren
14 3.64%

53
Antrag 517: Mal einen Gang hochschalten – NRW in 

Bewegung halten
14 3.64%

54
Antrag 112: Heute schon an morgen denken - 

barrierefreies Wohnen unterstützen
13 3.38%

55 Antrag 202: Das AlkStG war eine Schnapsidee! 13 3.38%

56
Antrag 301: Antisemitischen Gremien keine Stimme 

geben – Aus dem UN-Menschenrechtsrat austreten!
13 3.38%

57
Antrag 203: Der Debatte ein Ende bereiten: Wahlrecht 

ab Geburt
12 3.12%

58
Antrag 110: Einheitliche Fortbildung für den 

Kinderschutz
11 2.86%

59

Antrag 212: Peter Feldmann nicht zum Vorbild nehmen 

– Pensionsregelungen für Oberbürgermeister 

reformieren

11 2.86%

60
Antrag 519: Sehen und gesehen werden – Blitzer mit 

Sinn.
11 2.86%

61
Antrag 523: Zukunftsfähig pflegen - eine liberale 

Antwort
11 2.86%

62
Antrag 610: Vom Kaufmann lernen: Doppik für den 

Staat
11 2.86%

63 Antrag 501: Aus Scheiße Tomaten machen 10 2.60%

64
Antrag 518: Netzneutralität - Wettbewerb und 

Transparenz statt Verbote!
10 2.60%

65
Antrag 113: IHK / HWK Prüfungen durch die AA/JC 

ermöglichen
9 2.34%

66 Antrag 118: Show me what you got! 9 2.34%

67
Antrag 609: Transparenz für Produkte und die 

Lieferkette
9 2.34%

68

Antrag 506: Gesundheitsversorgung neu denken – 

Medikamentenverordnungen durch spezielle 

Gesundheitsfachberufe möglich machen

8 2.08%

69
Antrag 302: Chancenkontinent – Eine liberale Strategie 

für Nordafrika
7 1.82%

70
Antrag 512: Ich und mein Holz - Liberale Ideen für 

gesunde Wälder
7 1.82%

71
Antrag 516: Lücken in der regionalen 

Gesundheitsversorgung schließen
7 1.82%

72
Antrag 607: Staatliche Bilanzfälschung beenden – NKF-

CIG abschaffen!
7 1.82%

73 Antrag 215: Roben in Kindergrößen 6 1.56%

74

Antrag 219: Vielleicht ist Hausarrest doch nicht so 

schlecht - elektronische Aufenthaltsüberwachung 

verstärkt einsetzen

6 1.56%

75 Antrag 507: Gib Gummi beim Testen! 6 1.56%



76 Antrag 204: Der transparenteste Antrag aller Zeiten 5 1.30%

77
Antrag 521: Umweltschutz statt Umweltbürokratie – 

Nein zu Baumschutzsatzungen
5 1.30%

78 Antrag 402: Reform des Spitzensports 3 0.78%

79
Antrag 222: Den deutschen Waschsalon trockenlegen – 

Geldwäsche konsequent bekämpfen
0 0.00%
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Antrag  100: Erneuerung beginnt mit uns!
Laufende Nummer: 196

Antragsteller*in: Landesvorstand
Status: eingereicht
Sachgebiet: Leitantrag

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Mutig, empathisch, lösungsorientiert: In dem Leitbildprozess der Freien Demokraten 
 2 von 2015 haben wir uns als Liberale klar und eindeutig den Werten einer modernen und 
 3 weltoffenen FDP verschrieben. Als Partei verbinden wir dabei wirtschaftliche und 
 4 gesellschaftliche Freiheit. Unsere Idee ist ein umfassender 360-Grad Liberalismus, 
 5 der jedem Einzelnen ein Leben mit Chancen durch mehr Freiheit gewähren soll. Seit 
 6 unserem Leitbildprozess ist viel passiert: 2017 sind wir in Nordrhein-Westfalen mit 
 7 dem besten Ergebnis aller Zeiten in den Landtag eingezogen und haben 
 8 Regierungsverantwortung übernommen. Im September desselben Jahres folgte der 
 9 Wiedereinzug in den Bundestag, seit 2021 tragen Freie Demokraten wieder 
 10 Regierungsverantwortung für die Bundesrepublik. Innerhalb der letzten Jahre sind 
 11 Diskussionen für parteiinterne Reformen allerdings zu kurz gekommen. Insbesondere im 
 12 größten Landesverband der Freien Demokraten wollen wir deswegen die Speerspitze eines 
 13 neuen Strukturprozesses bilden. Als Junge Liberale sind wir überzeugt: Es gibt keinen 
 14 besseren Zeitpunkt, um über Strukturen und Probleme zu diskutieren als jetzt. Als 
 15 Jugendorganisation der Freien Demokraten ist es unser Anspruch, den anstehenden 
 16 Strukturprozess mit eigenen Ideen aktiv mitzugestalten. Uns leitet dabei die 
 17 Überzeugung, dass eine liberale Partei niemals stehen bleiben kann und nur noch den 
 18 Status Quo bewahrt. Veränderung ist für uns kein Problem, sondern ein stetiger 
 19 Selbstauftrag.

 20 Wettbewerb in der Partei des Wettbewerbs

 21 Wer Wettbewerb predigt, muss diesen auch selbst leben. Klar ist aber auch: 
 22 Entscheidend für die Wahl auf eine Landesliste kann nicht vor allem eine dreiminütige 
 23 Performance auf einem Parteitag sein. Um hier Verzerrungseffekten vorzubeugen, wollen 
 24 wir insbesondere bei Landtags- und Bundestagswahlen zukünftig auf zeitlich 
 25 vorgelagerte Regionalkonferenzen setzen. Diese Konferenzen sollen an mindestens drei 
 26 unterschiedlichen Orten in Nordrhein-Westfalen stattfinden. Bei solchen 
 27 Regionalkonferenzen sollen alle Bewerberinnen und Bewerber bis mindestens Platz 20 
 28 die Möglichkeit einer persönlichen Vorstellung bekommen. Sollte es zu einer 
 29 Wettbewerbssituation bei der Spitzenkandidatur kommen, sind allein für diese Bewerber 
 30 eigene Regionalkonferenzen auszurichten. Damit eine sinnvolle Durchführung der 
 31 Veranstaltung gewährleistet werden kann, sollen bei den Regionalkonferenzen nicht 
 32 gleichzeitig alle Listenplätze vorgestellt werden. Zudem sollen Parteimitglieder die 
 33 Möglichkeit zur konkreten Fragestellung an die Kandidatinnen und Kandidaten bekommen. 
 34 Daneben sollen die Regionalkonferenzen von einem digitalen Portal flankiert werden, 
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 35 das in der Funktionsweise an die Seite abgeordnetenwatch.de angelehnt wird. Alle 
 36 Mitglieder des Landesverbandes erhalten über das Portal die Möglichkeit, 
 37 Bewerberinnen und Bewerber Fragen hinsichtlich ihrer Kandidatur zu stellen. So 
 38 stärken wir nicht nur einen fairen Wettbewerb, sondern auch die Bindung von 
 39 Parteimitgliedern und gewählten Kandidaten.

 40 Es wird Zeit, Wettbewerb bei internen Wahlen für Vorstände und Listen stärker 
 41 aufleben zu lassen. Es kann nicht unser Anspruch sein, dass häufig schon vor dem 
 42 Parteitag die Wahl garantiert ist. Unser Ziel muss sein, dass die Delegierten eine 
 43 tatsächliche Wahl haben und nicht nur Vorabsprachen unter dem Landesvorstand und den 
 44 Bezirksvorsitzenden bestätigen. Als Partei des Wettbewerbs wissen wir: Wer Wettbewerb 
 45 ermöglichen will, muss den passenden Rahmen schaffen. Das sind unsere Vorschläge für 
 46 einen Rahmen, der den Wettbewerb in unserer Partei aufleben lässt:

 47

 48

 49

 50

 51

 52

 53

 54

 55

 56

 57

 58

 59

 60

 61

 62

 63

 64

 65

 66

 67

 68

 69

 70

 71

 72

 73

 74

 75

 76

 77

Zukünftig soll bei der Wahl zum Landesvorstand die sogenannte 
Kurfürsten-Liste 
entfallen
. Anstatt den Schutz vor Wettbewerb durch das Vorschlagsrecht des 
eigenen Bezirks zu genießen, sollen sich die entsprechenden Kandidaten ebenfalls 
bei der regulären Beisitzerwahl bewähren. Im Gegenzug soll die 
Anzahl der 
regulären Beisitzer um drei erhöht werden
.

Wir befürworten das Verfahren der 
Sammelwahl bei den Beisitzern
. Dieses hat sich 
insbesondere bei den letzten Wahlen des Landesvorstandes als wettbewerbsfördernd 
erwiesen.

 
 
 
 

Option
: Sollten zukünftig mehr Personen für die Positionen der 
Stellvertreter im geschäftsführenden Landesvorstand 
kandidieren, 
befürworten wir anstelle der Einzelwahl auch hier die 
Sammelwahl
. So 
schaffen wir positiven Wettbewerb, der sich zum Ziel nimmt, die besten und 
geeignetsten Personen in Vorstände zu entsenden.

Der Landesvorstand ist ein
 Arbeitsgremium
. Um die anfallende Arbeit auf genügend 
Schultern zu verteilen, befürworten wir 
drei stellvertretende Landesvorsitzende
. 
Alle drei Stellvertreter sollen zukünftig unterschiedliche Arbeitsbereiche 
zugeteilt bekommen.
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 78

 79

Option: 
Diese Maßnahme der Wettbewerbsförderung wollen wir entsprechend 
angepasst auf die Wahl der 
Landeslisten 
für die Landtags- und Bundestagswahlen 
übertragen. Die Listen sollen demnächst 
gestaffelt in Fünfer-Schritten per 
Sammelwahl gewählt 
werden . Von diesem Verfahren sollen aufgrund ihrer 
herausragenden Bedeutung die ersten fünf Listenplätze ausgenommen und weiterhin 
per Einzelwahl gewählt werden.

Bei der Vorsitzendenwahl wollen wir ebenfalls neue Wege gehen. Deswegen fordern 
wir

 
 
 

 
 

Option 1: die 
Einführung einer Doppelspitze auf Landesebene

 der FDP.
 
 
 

 
 

Alternative 1: die 
Anpassung der Rahmensatzungen für Orts-, Kreis- und 
Bezirksverbände in Hinblick auf die flexible Möglichkeit zur Wahl 
einer Doppelspitze
. Zusätzlich fordern wir die 
Anpassung der 
Landessatzung in Hinblick auf die flexible Wahl einer Doppelspitze
.

Alternative 2 : die 
Anpassung der Rahmensatzungen für Orts-, Kreis- 
und Bezirksverbände in Hinblick auf die flexible Möglichkeit zur Wahl 
einer Doppelspitze
.

 80

 81

 82

 83

 84

 85

Option: 
Um eine gelungene 
Mischung aus Beständigkeit und Innovation

 in Zukunft 
stets zu erreichen, wollen wir auf den aussichtsreichen Listenplätzen die 
Anzahl 
der Kandidaten begrenzen
, die mit einer erneuten Legislatur die 
20 Jahre im 
Parlament

 (Land- und Bundestag, Europaparlament) übertreffen würden. So sorgen 
wir auch unter erfahreneren Parlamentariern für mehr Wettbewerb und bewahren uns 
dennoch einen großen Erfahrungsschatz.

 86 Das Herzstück der Partei: Unsere Programmatik
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 87 Die Freien Demokraten sind eine Programmpartei. Über zwei Drittel der Wählerinnen und 
 88 Wähler haben uns bei den vergangenen Bundes- und Landtagswahlen für unser Programm 
 89 gewählt. Unser Programm sorgt für Überzeugung - unsere internen Debatten allerdings 
 90 nicht. Gerade in Regierungszeiten der FDP fällt immer wieder auf, dass Debatten auf 
 91 Parteitagen zum Nebenschauplatz verkommen, durch Geschäftsordnungsanträge 

unterbunden 
 92 werden und nicht das Herz des Parteitags darstellen. Für uns als Junge Liberale ist 
 93 klar: Wer als Programmpartei überzeugen will, muss auch intern diskutieren können und 
 94 sich völlig normalen inhaltlichen Auseinandersetzungen in einer Partei stellen. Wir 
 95 haben aus diesem Grund die klare Erwartungshaltung, dass die zukünftigen Parteitage 
 96 endlich wieder durch lebendige Debatten und konstruktiven Streit geprägt sind. Das 
 97 Herzstück eines jeden Parteitags sollen unsere inhaltlichen Debatten darstellen. Um 
 98 diesen Debatten gerecht zu werden, schlagen wir bei ordentlichen Wahlparteitagen vor, 
 99 diese in einem zweitägigen Format durchzuführen. So stellen wir sicher, dass die 
 100 programmatischen Debatten nicht zu kurz kommen.

 101 Mit über 20.000 Mitgliedern ist der Landesverband Nordrhein-Westfalen der größte 
 102 Landesverband der Freien Demokraten. Den vielen inhaltlichen Ideen unserer Mitglieder 
 103 muss ein angemessener Raum geboten werden. Jedoch sehen wir Verbesserungspotential 
 104 bei der zukünftigen Ausschreibung und Besetzung von Leitungspositionen in den 
 105 Landesfachausschüssen. Die Ausschreibung zur Leitung eines Landesfachausschusses
 106 sollte grundsätzlich transparent und offen an alle Mitglieder des Landesverbandes 
 107 erfolgen. Dabei sollte es in Zukunft ausgeschlossen sein, dass amtierende Abgeordnete 
 108 diese Aufgabe übernehmen. Zur Ausschreibung der Fachausschüsse gehört ebenfalls ein 
 109 konkretes Anforderungsprofil an die Bewerberinnen und Bewerber um den Vorsitz und 
 110 konkrete Angaben, was von den Landesfachausschüssen erwartet wird. Ein transparentes 
 111 Erwartungsmanagement hilft sowohl den Leiterinnen und Leitern der Fachausschüsse als 
 112 auch potentiell interessierten Mitgliedern. Daneben schlagen wir vor, dass jeder LFA 
 113 zukünftig von einem Leiter und einem stellvertretenden Leiter geleitet wird. Einmal 
 114 jährlich wollen wir zudem turnusmäßig ein programmatisches Wochenende für die 
 115 Landesfachausschüsse veranstalten. Nach einigen Jahren Erfahrung mit der Öffnung der 
 116 Landesfachausschüsse für alle Mitglieder der FDP NRW wollen wir den nächsten Schritt 
 117 nach vorne unternehmen und die LFAs zu einem gleichzeitigen Mitmach- und 
 118 Expertengremium umbauen. Daher schlagen wir vor, dass die Bezirksverbände in die LFAs 
 119 jeweils 2 Delegierte entsenden, die dort in Abstimmungen mit Stimmrecht teilnehmen. 
 120 Daneben bleiben alle LFAs für alle Mitglieder offen, die sich dort mit beratender 
 121 Stimme in die Debatte inhaltlich einbringen können.

 122 Die Bundesfachausschüsse (BFA) sind als Expertengremien für unterschiedlichste 
 123 Themenbereiche auf der Bundesebene nicht offen für alle Mitglieder der FDP. Als 
 124 Landesverband Nordrhein-Westfalen sind wir in einem Rhythmus von zwei Jahren 
 125 gefordert, Vorschläge zur Besetzung der Positionen in den jeweiligen Fachgremien 
 126 einzureichen. Dieselbe Transparenz, welche wir für die Ausschreibung der 
 127 Landesfachausschüsse einfordern, wollen wir auch hier zukünftig an den Tag legen: Das 
 128 Bewerbungsverfahren zur Besetzung der nordrhein-westfälischen Plätze in den 
 129 Bundesfachausschüssen soll transparent und offen an die Mitglieder erfolgen. 
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 130 Chancengerechtigkeit bei der innerparteilichen Beteiligung

 131 Wir stellen fest: Sowohl der parteiinterne Anteil an weiblichen Mitgliedern als auch 
 132 der Anteil an Wählerinnen wird unseren Ansprüchen nicht gerecht. Die Freien 
 133 Demokraten haben ein strukturelles Problem im Hinblick auf die Attraktivität für 
 134 Frauen. Die Gründe hierfür sind divers: Fehlendes Diversity-Management, interne 
 135 Parteistrukturen oder auftretende Fälle von einer sexistischen und toxischen internen 
 136 Parteikultur. All diese Punkte wurden 2018 in einer Studie von etlichen weiblichen 
 137 Parteimitgliedern gespiegelt. Für uns als Junge Liberale ist klar: Wir wollen sowohl 
 138 die Parteikultur als auch die Parteistruktur dahingehend weiterentwickeln und sind 
 139 überzeugt, dass das ohne eine Quote funktionieren kann. Sexismus muss in unserer 
 140 Partei eine rote Grenze sein. Tätern muss klar sein, dass ein solches Verhalten in 
 141 unserer Partei nicht akzeptiert wird. Um die parteiinterne Kultur weiterzuentwickeln, 
 142 schlagen wir verpflichtende Code of Conduct Schulungen für Funktionsträger ab der 
 143 Ebene des Kreisvorsitzenden vor. Alle zwei Jahre sollen Kreisvorsitzende, 
 144 Bezirksvorsitzende und Mitglieder des Landesvorstands so zu Schulungen 
 145 zusammenkommen.

 146 Ein Schlüssel für den zukünftigen Erfolg der Partei ist ein ausreichendes Fort- und 
 147 Weiterbildungsangebot. Ziel muss es sein, ankommenden Neumitgliedern und langjährigen 
 148 Mitgliedern ein breites Angebot für das Erlernen wichtiger Fähigkeiten für das 
 149 politische Alltagsgeschäft mitzugeben. Dabei wollen wir an die gute Idee der 
 150 sogenannten Skillcamps anknüpfen. Einmal jährlich soll die FDP ein groß angelegtes 
 151 Skillcamp auf den Weg bringen. In unterschiedlichen Workshops von Pressearbeit bis 
 152 Programmatik bis hin zum Erlernen rhetorischer Fertigkeiten sollen die Mitglieder 
 153 stetig fortgebildet werden. 

 154 Außerdem soll die FDP NRW, auch in Kooperation mit dem liberalen Vorfeld, vor 
 155 Wahlkämpfen sowohl die Kandidatinnen und Kandidaten zu Schulungen einladen als auch 
 156 alle Mitglieder in verschiedenen Seminaren Wahlkampf-Skills vermitteln. In den 
 157 Seminaren sollen alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer insbesondere in Hinblick auf die 
 158 Kampagne auf den Wahlkampf vorbereitet werden.

 159 Dem Ehrenamt mehr Ehre gebühren

 160 Zehntausende von ehrenamtlichen Mitgliedern bilden das Rückgrat der Freien 
 161 Demokraten. Sie arbeiten mehrmals wöchentlich für den Erfolg unserer Partei. Egal ob 
 162 in Ratsfraktionen, Vorständen oder in Gesprächen mit Freunden und Familie. Auf ihre 
 163 Expertise und ihren Einsatz kann unsere Partei nicht verzichten. Einsatz und 
 164 Wertschätzung sind aber keine Einbahnstraße. Eine Partei, die auf ihre ehrenamtlichen 
 165 Mitglieder setzt, muss ebenso dafür sorgen, dass diese stets motiviert und 
 166 eingebunden bleiben. Der Eindruck, dass Ehrenamtler Parteimitglieder zweiter Klasse 
 167 sind, muss mit sinnvollen Vorschlägen entgegengewirkt werden. Als Junge Liberale 
 168 fordern wir die Landespartei der Freien Demokraten deswegen auf, 

 169

 170

 171

 172

Alternative 1:
 sich eine 
Selbstverpflichtung für einen Mindestanteil an 
ehrenamtlichen Mitgliedern im Landesvorstand
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 173

 174

 175

 zu geben. Wir schlagen dazu vor, 
dass zukünftig
 mindestens 25 Prozent der Mitglieder
 im Landesvorstand keine 
Mandatsträger aus dem Bundes-, Landes- oder Europaparlament sind.

Alternative 2:
 ein besonderes Augenmerk auf einen 
ausgewogenen Landesvorstand 
bestehend sowohl aus Mandatsträgern als auch aus Ehrenamtlern zu achten und 
werden das ebenfalls tun.

 176 Option: Auch Nicht-Mandatsträger müssen in unserer Partei die Möglichkeit haben, für 
 177 Spitzenämter zu kandidieren. Damit das Kandidatenfeld für Landesvorsitzende und den 
 178 Generalsekretär zukünftig breiter werden kann, schlagen wir vor, für diese beiden 
 179 Positionen eine angemessene Vergütung zu schaffen.

 180 Jeden Tag ein Stück besser werden - Transparenz ist der Weg zum Ziel

 181 Die Arbeit politischer Verbände stets weiterzuentwickeln und so mindestens auf Höhe 
 182 der Zeit zu bleiben - noch besser: Maßstäbe in der politischen Arbeit zu setzen - ist 
 183 eine anstrengende und niemals endende Aufgabe. Deswegen brauchen wir auch 
 184 Instrumente, die über den jetzigen Reformprozess hinausreichen und im Alltagsgeschäft 
 185 den Blick wieder auf die fortwährende Modernisierung des Verbandes lenken. Dabei muss 
 186 es nicht immer um Änderungen von Wahlverfahren oder ähnliche Satzungsänderungen 
 187 gehen. Entscheidend ist auch, wie wir den Rahmen unserer Struktur in Zukunft nutzen.
 188 Die beste Struktur wird uns nicht weiterhelfen, wenn ihr nicht mit der entsprechenden 
 189 Kultur Leben eingehaucht wird. Dabei reicht es uns nicht, wenn wieder nur Vorschläge 
 190 bei Bewerbungsreden gemacht werden - zu häufig bleiben diese im Laufe der Amtszeit 
 191 auf der Strecke liegen. Wir wollen die Vorhaben in Bewerbungsreden in Zielsetzungen 
 192 verwandeln, die schwarz auf weiß festgehalten werden. Der Landesvorstand und jeder 
 193 Bezirksvorstand soll innerhalb der ersten drei Monate nach seiner Wahl eine 
 194 Zielsetzung formulieren und diese allen seinen Mitgliedern zukommen lassen. Sie muss 
 195 außerdem zu ordentlichen Parteitagen den Mitgliedern mit der Einladung zur Verfügung 
 196 gestellt werden. Zu welchen Punkten dabei obligatorisch Ziele festgehalten werden 
 197 sollen, muss in unseren Augen der Landesparteitag entscheiden. Er ist das richtige 
 198 Gremium, um zu formulieren, was die Landespartei von ihrer Führung und den 
 199 Bezirksverbänden erwartet. Als entscheidend erachten wir dabei unter anderem die 
 200 Entwicklung von neuen Veranstaltungsformaten, welche die Beteiligung von Mitgliedern, 
 201 inhaltliche Debatten, Schulungen von Funktionsträgern, Talentförderungund den 
 202 Austausch zwischen (Kreis-) Verbänden überzeugend in Angriff nehmen.

 203 Wagen wir einen Blick in den Spiegel und entdecken unsere eigenen Fehler

 204 Wir Junge Liberale wollen nicht nur mit dem Finger auf andere zeigen. Denn wir 
 205 wissen: auch wir müssen besser werden. Auch wir müssen uns in unserem Streben nach 
 206 einer modernen Beteiligung in politischen Verbänden hinterfragen, unsere Fehler 
 207 suchen und Lösungen für diese entwickeln. Dafür wollen wir einen neuen Prozess 
 208 anstoßen, der systematisch die Erneuerung unseres Verbandes voranbringt. Um diesen 
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 209 Prozess möglichst erfolgreich gestalten zu können, wollen wir aus dem Alltagsgeschäft 
 210 raus. Deswegen ist für uns klar, dass kein bereits bestehendes Gremium diese Arbeit 
 211 aufnehmen kann. Folgerichtig wollen wir eine Strukturkommission einsetzen, die sich 
 212 mit der Fehlersuche und Lösungsfindung beschäftigen wird. Die Kommission soll aus 
 213 fünf Personen bestehen, wobei eine den Vorsitz innehat, und vom Landesvorstand 
 214 eingesetzt werden. Dabei hat sie insbesondere folgenden Arbeitsaufträge:

 215

 216

 217

 218

 219

 220

 221

 222

 223

 224

 225

 226

Überprüfung der bisherigen Beteiligungsmöglichkeiten und die Entwicklung von 
Vorschlägen, diese zu verbessern (insb. im Hinblick auf die Landesarbeitskreise)

Das Sammeln von Ideen, wie die Wahlverfahren im Verband verbessert und 
Wettbewerb optimiert werden kann

Die Leitung einer innerverbandlichen Diskussion über die Einführung einer 
Doppelspitze bei den Jungen Liberalen

Die Entwicklung und Empfehlung von Ideen, wie wir mehr Diversität in unserer 
Mitgliedschaft erreichen können

Das Hinterfragen der aktuellen Rolle der Bezirksverbände und welche Funktionen 
sie in Zukunft in welchem Rahmen ausüben sollen

Eine Bewertung der aktuellen Veranstaltungsformate der Jungen Liberalen NRW und 
Vorschläge zur Weiterentwicklung derselben sowie Einführung von neuen Formaten.

 227 Die Ergebnisse der Kommission sollen in spätestens einem Jahr in einem Bericht 
 228 festgehalten werden. Um diesen zu beschließen, bedarf es mindestens vier Ja-Stimmen
 229 innerhalb der fünfköpfigen Kommission. Anschließend soll der Bericht auf einem 
 230 Landeskongress vorgestellt und debattiert werden.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  120: Wissenschaftsfeindliche Cancel-Culture canceln!
Laufende Nummer: 160

Antragsteller*in: Jonas Vieten, Leonard Kern-Wagner, Robert Bennington 
Christofor, Erik Prümer, Philip Cierniak, Paul Basmaji, Niklas 
Geppert, Marc Wilkowski, Niclas Bier, Lukas Vincent Janssen, 
Daniel Schirm

Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Wir Junge Liberale nehmen wahr, dass die Freiheit von Forschung und Lehre in 
 2 Deutschland immer wieder unter Druck gerät. Von der Skandalisierung von Fachvorträgen 
 3 über die Störung von Vorlesungen, bis hin zur öffentlichen Diskreditierung von 
 4 Wissenschaftlern; zu oft mussten wir in den letzten Jahren beobachten, wie die 
 5 Wissenschaftsfreiheit durch selbsternannte Aktivisten und eine Kultur des Boykotts 
 6 und der Blockade an Hochschulen bedroht wird. Nicht zuletzt die Vorkommnisse an der 
 7 HU Berlin im Jahr 2022 und die Gründung des Netzwerkes Wissenschaftsfreiheit im Jahr 
 8 2021, dem mittlerweile fast 650 Wissenschaftler aller Disziplinen angehören, hat den 
 9 Fokus zurecht auf dieses Thema gelenkt. Wir schließen uns der Wissenschaftsministerin 
 10 Stark-Watzinger uneingeschränkt an, wenn sie unterstreicht, dass Wissenschaft von 
 11 Freiheit und Debatte lebt.

 12 Ein Klima der Unfreiheit schadet zum einen den Wissenschaftsstandorten Deutschland 
 13 und NRW und ist zum anderen auch der demokratischen Debattenkultur abträglich. Auf 
 14 beide Aspekte kann die Politik einwirken. Deshalb fordern wir folgendes:

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

 30

 31

Hochschulen sind als Teil des Staates verpflichtet, die Grundrechte der Dozenten 
sowie Studenten zu achten und zu schützen. Dazu gehört ebenso die Gewährleistung 
ihrer Ausübung. In keinem Fall dürfen die Dozenten jedoch mit der stetigen 
Gefahr einer Untersagung alleingelassen werden, wenn Andersdenkende Protest 
anmelden. Die Freiheit eines Bürgers darf nicht vollständig erlöschen, nur weil 
sie einem anderen Bürger missfällt. Daher sollen Hochschulen zukünftig alle 
erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um Veranstaltungen der Wissenschaft, 
Forschung und Lehre zu schützen. Dazu gehört in erster Linie der Schutz der 
Veranstaltung durch private Sicherheitsdienstleister und in Ausnahmefällen das 
Hinzuziehen der Polizei.

Wir begrüßen es, wenn mehr Hochschulen dem Vorbild der Universität Hamburg 
folgen und sich freiwillig einen “Kodex Wissenschaftsfreiheit” geben, in dem sie 
sich besonders dem Schutz von Forschung und Lehre verpflichten.

Um die tatsächliche Gültigkeit der Freiheit von Forschung und Lehre in der 
Praxis zu sichern, soll das Land NRW eine „Beratungsstelle 
Wissenschaftsfreiheit“ einrichten, die Hochschulangehörigen in NRW mit (Rechts-
)Beratung zur Seite steht, wenn sie sich in der Ausübung ihrer 
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 32

 33

 34

 35

 36

 37

 38

 39

 40

 41

 42

 43

 44

 45

 46

 47

 48

 49

 50

 51

 52

 53

wissenschaftlichen Freiheit bedroht sehen. Die Beratungsstelle soll in einem 
jährlichen Bericht empirisch angereicherte Auskunft über ihre Arbeit und den 
Stand der Wissenschaftsfreiheit in NRW herausgeben. Des Weiteren soll sie als 
Schlichtungsstelle zwischen Wissenschaftlern und Hochschulleitung fungieren, 
wenn sich ein Wissenschaftler in seiner Freiheit von Forschung und Lehre 
verletzt sieht.

Von Diskussionen, ob, wie und wie viele Geschlechter zu adressieren sind, 
blieben jüngst auch Hochschulen nicht verschont. So machen einige Dozenten 
konkrete Vorgaben in ihren Aufgabenstellungen, die beispielsweise die Verwendung 
des Gendersterns bei der Anfertigung der Arbeit vorsehen. Ein Nichtbefolgen wird 
durch eine schlechtere Bewertung bestraft. Wir lehnen derartige Zwänge sowohl 
für Studenten als auch für Wissenschaftler im Allgemeinen rigoros ab. Bürger 
sollten sich untereinander die Freiheit einräumen, nach eigenem Belieben zu 
sprechen und zu schreiben. Erst recht muss dies für den Staat gelten.

Auch weiterhin und insbesondere vor dem Hintergrund der verschärften 
Sicherheitslage in Europa lehnen wir sogenannte Zivil- oder Friedensklauseln 
entschieden ab. Sie würden Fortschritte in unmittelbar sicherheitsrelevanten 
Bereichen und im Bereich der Dual-Use-Güter behindern und erschweren das 
Einwerben von Drittmitteln. Die Entscheidung darüber, ob eine Forschung aus 
wissenschaftsethischen Gesichtspunkten betrieben werden sollte, muss durch den 
einzelnen Wissenschaftler beurteilt werden, nicht durch die Einrichtung, an 
welcher er forscht, und erst recht nicht durch den Gesetzgeber.

Begründung

Art. 5 Abs. 3 GG gewährt den Dozierenden nicht nur ein Grundrecht darauf, liebsame wie 
unliebsame Vorträge halten zu dürfen. Das Grundrecht normiert auch eine Pflicht der 
Hochschulen, die Durchführung solcher Veranstaltungen mit allen notwendigen Mitteln zu 
gewährleisten. Erst recht erteilt es Hochschulleitungen eine Absage, die die Freiheit der 
Wissenschaft, Forschung und Lehre durch Streichungen und Verbote der Veranstaltungen mit 
Füßen treten.

Selbstredend muss auch der kollektive Widerspruch gegen Personen oder Thesen in Form von 
Versammlungen und Kundgebungen (Art. 5 Abs. 1, 8 Abs. 1 GG) durch die Hochschulen ermöglicht 
werden. Sie sind Orte der Begegnung, Debatte und des Austausches, welche für ein demokratisch 
gedeihendes, staatsbürgerliches Zusammenleben unerlässlich sind.

Die Frage der Zuständigkeit von Hoheitsträgern untereinander, vorliegend zwischen Hochschulen 
und Polizei, soll im Wege der üblichen Zuständigkeitskonkurrenz aufgelöst werden. Originär bleibt 
damit die Hochschule zur Abwendung von Gefahren zuständig. Sie wird dazu angehalten, im 
Rahmen ihrer Ressourcen - etwa durch das Engagieren eines privaten Sicherheitsdienstes - den 
Schutz der beteiligten Personen und der Veranstaltung zu gewährleisten. Ist sie dazu nicht 
imstande, soll im Zuge der Amtshilfe die Polizei ergänzend hinzugezogen werden. Wann immer 
Hochschulleitungen den bequemeren, den vermeintlich sichereren, den kostengünstigeren Weg 
wählen, leisten sie der Unterdrückung unserer Debattenkultur und dem gesellschaftlichen 
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Rückschritt Vorschub. Aus diesem Grund erachten wir diese Regelung als notwendig.

Es gilt, solche Fehlentscheidungen öffentlich aufzuzeigen und eine Fackel für all diejenigen 
hochzuhalten, die sich ihrer durch das Grundgesetz verliehenen Grundrechte bedienen. Unsere 
Verfassung darf nicht zu einem optionalen Katalog an Gefälligkeiten verkommen, sondern muss 
als objektive Werteordnung die gemeinsame Grundlage für ein Zusammenleben in Deutschland 
bilden.

Ein Kodex Wissenschaftsfreiheit, wie ihn sich die Universität Hamburg gegeben hat, entspricht 
dem Leitbild einer eigenverantwortlichen Hochschule, welche die Herausforderungen erkennt und 
angeht. Die Beratungsstelle des Landes soll insbesondere Hilfe zur Selbsthilfe bieten und 
Öffentlichkeit und Politik auf Grundlage empirischer Daten über das Thema informieren. Wir 
versprechen uns davon ein steigendes Problembewusstsein und produktive, sachorientierte 
Debatten.

Die Freiheit der Sprache ist die womöglich grundlegendste Freiheit überhaupt. Denn Sprache 
definiert nicht nur die zwischenmenschliche Kommunikation. Sie ist bereits der Funke eines 
Gedanken in unserem Kopf, lange bevor wir ihn ausgesprochen haben. Ein staatlicher Eingriff 
bedeutet also eine Beeinflussung und Diktierung, wie wir zu denken haben, und damit nicht 
zuletzt unseres Seins selbst.

Anders als ein Unternehmen kann einem Hoheitsträger auch nicht daran gelegen sein, seine 
Außenwirkung durch eine scheinbar progressive Agenda aufzuhübschen. Insbesondere unter dem 
Gesichtspunkt, dass dies einen Eingriff in die Grundrechte der allgemeinen Handlungsfreiheit (Art. 
2 Abs. 1 GG) und Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG) bedeutete, ist es keine dem Staat zugewiesene 
Aufgabe, seine erwachsenen Bürgerinnen und Bürger zu erziehen.

Die Debatte um das Gendern ist stark ideologisiert und politisiert. Wo anfangs die persönliche 
Entscheidung stand, wird sie heute vom Versuch verdrängt, einen sprachlichen Wandel zu 
erzwingen. Die grundlegende Problematik besteht in Personen, die politisch Privates und ihren 
(Staats-)Dienst nicht zu trennen imstande sind. Als Liberale räumen wir jedem das Recht ein, sich 
in Privatangelegenheiten nach eigenem Belieben auszudrücken. Doch diese Privatsphäre endet 
dort, wo die Repräsentation eines Hoheitsträgers beginnt. Die Bundesrepublik Deutschland im 
Allgemeinen und die Hochschulen im Speziellen können sich der Sprache nicht eigenhändig 
bedienen. Sie handeln durch ihre Vertreter. Aus diesem Grund darf die persönliche Entscheidung, 
sprachlich zu gendern, in keinem Szenario dazu mutieren, dem Staat und somit unserer 
Gemeinschaft eine sprachpolitische Agenda aufzuzwingen.
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Antrag  201: Auf die Größe kommt es an – XXL-Landtag und -
Kommunalvertretungen verhindern!
Laufende Nummer: 190

Antragsteller*in: Marc Bauer, Anna Neumann
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Jungen Liberalen NRW treten daher dafür ein:

 2
 3

 4
 5
 6
 7
 8

Die Sollgröße des Landtags auf 160 zu verkleinern und die Zahl der Wahlkreise 1. 
auf 80 zu senken.

Die Sollgröße der Kommunalvertretungen auf der höchsten Stufe auf 80 zu 2. 
verkleinern, auf den übrigen Stufen entsprechend. Die Gemeinden können neben der 
bereits jetzt möglichen Verkleinerung (unter Wahrung der Mindestgröße 20) des 
Rates auch in ihren Satzungen vorsehen, die Anzahl der Wahlkreise auf bis zu 
einem Drittel der Gesamtmitgliederzahl zu reduzieren.

Begründung

Das in Deutschland auf vielen Ebenen verwendete Wahlrecht stammt aus einer Zeit, in der zwei 
große Parteien 90% der Stimmen auf sich vereinigen konnten. In der heutigen Zeit mit vielen 
mittelgroßen Parteien führt das alte Wahlrecht zu einer massiven Aufblähung der Parlamente. 
Dies und die Folgekosten in der Verwaltung belastet die Steuerzahler und gefährdet die 
Handlungsfähigkeit des Parlaments selbst. Die Jungen Liberalen NRW begrüßen deshalb, dass die 
Fortschrittskoalition auf Bundesebene eine Wahlrechtsreform mit dem Ziel einer deutlichen 
Verkleinerung des Bundestages vorbereitet.

Auch auf Landesebene und in den Städten und Gemeinden gibt es viele Überhangmandate, die 
auch in Zukunft weiter, teils verstärkt drohen. Auf Gemeindeebene gab es bereits 2020 einen 
dramatischen Anstieg. Im Stadtrat von Duisburg sitzen beispielsweise 102 Ratsmitglieder – mehr 
als im Stadtrat der Millionenstadt Köln und 30 mehr als vorgesehen. Der Landtag von NRW ist mit 
195 Mitgliedern ebenfalls deutlich größer als die Sollgröße von 181.
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Antrag  103: Beste Bildung lebt von besten Lehrkräften – 
unser Update der Lehrer-Beamtenreform
Laufende Nummer: 172

Antragsteller*in: Tim Schütz, Philip Cierniak, Daniel Schirm
Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Wir Junge Liberale NRW legen auf das Thema „Beste Bildung“ einen enormen Fokus. Uns 
 2 ist dabei in besonderem Maße bewusst, dass die Bildung dabei maßgeblich in den Händen 
 3 von motivierten und gut qualifizierten Lehrkräften liegt, die es schaffen, mit ihrem 
 4 Engagement das Fundament für ein selbstbestimmtes Leben zu legen. Auch der Faktor der 
 5 Chancengerechtigkeit ist uns wichtig: Wir kämpfen dafür, dass es keinen Unterschied 
 6 mehr macht, aus welchem Stadtteil Du kommst, oder was Deine Eltern beruflich machen.

 7 Das aktuelle Verbeamtungssystem von Lehrerinnen und Lehrern lässt aus unserer Sicht 
 8 viel Potential ungenutzt. Wirklich leidenschaftliche Lehrer verdienen keinen Cent 
 9 mehr als weniger motivierte Lehrer, die seit Jahren die gleichen Arbeitsblätter 
 10 verteilen. Hier besteht keine Leistungsgerechtigkeit. Wenn Leistung sich nicht lohnt, 
 11 ist der Beruf auch weniger attraktiv für Leistungswillige. Das wollen wir ändern. Wir 
 12 sind der Überzeugung, dass der Flügelheber-Beruf Lehrer aufgewertet werden muss und 
 13 gute Lehrkräfte entsprechend auch besser vergütet werden müssen. Auch ist das System 
 14 an anderen Stellen unflexibel: Auch wenn es in bestimmten Fächern zu wenige Lehrer 
 15 gibt, können aktuell keine Anreize geschaffen werden, um z.B. MINT-Fächer besser zu 
 16 vergüten. Zudem wandern die besten Lehrer oft zu Schulen in strukturell 
 17 bessergestellten Stadtteilen, was gerade für „schwierigere“ Stadtteile zu einer 
 18 negativen Kettenreaktion führt.

 19 Wir möchten Lehrkräfte für gute Leistungen besser belohnen und motivieren. Bei 
 20 gleichzeitig größerem Spielraum, wie man die Schüler unterrichtet, steigern wir nicht 
 21 nur das Gehalt, sondern erhöhen auch das Ansehen dieses wichtigen Berufs und machen 
 22 ihn für mehr junge Menschen zu einer denkbaren Option für ihren Lebensweg.  Diese 
 23 Schritte lassen sich nur verwirklichen, wenn man die Verbeamtung von Lehrern 
 24 abschafft und durch ein freiheitliches, flexibles und modernes Konzept ersetzt. Für 
 25 uns steht fest: Mit diesem Wandel agieren wir im Sinne der Lehrer, Schüler und 
 26 Eltern.

 27 Konkret fordern wir:

 28

 29

 30

 31

 32

Jede Schule soll einen Schulmanager bekommen, der hierarchisch dem bisherigen, 
operativen, Schulleiter unterstellt wird. Der Schulmanager soll von der 
jeweiligen Kommune im Benehmen mit der Schulkonferenz beauftragt werden. Die 
Finanzierung obliegt dem Land. Eine Verbeamtung erfolgt nicht.

Die Vertragslaufzeit des Schulmanagers ist an die Amtszeit des bisherigen 
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 33

 34

 35

 36

 37

 38

 39

 40

 41

 42

 43

 44

 45

 46

 47

 48

 49

 50

 51

 52

Schulleiters gekoppelt. Nach dessen Amtszeit hat die Schule zwei Optionen: 
Entweder sie behält das duale System aus Schulmanager und Schulleiter oder 
vereinheitlicht deren Aufgaben im Schulmanager. Entscheidungsträger ist hier die 
Schulkonferenz.

Der Schulmanager ist für das Personal der Schule (Lehrer, (digitale) 
Hausmeister, ggf. organisatorisches Personal, Sozialarbeiter o.ä.) 
verantwortlich. Er verfügt dazu über ein Budget, welches vom Land zur Verfügung 
gestellt wird. Dieses Budget soll sich an der aktuellen Schüleranzahl 
orientieren und mehr betragen als die Gehälter, die insgesamt noch aktuell an 
das Personal vor Ort gezahlt werden. Dies soll über Bildungsgutscheine 
gewährleistet werden. Zudem kann es zusätzliche Gelder für Schulen in 
strukturell schwierigen Stadtteilen geben, um z.B. ein besseres Schüler-Lehrer-
Verhältnis oder zusätzliche Sozialarbeiter zu ermöglichen.

Ab Beschluss des neuen Systems sollen keine Lehrer mehr neu verbeamtet werden. 
Um die Übergangszeit möglichst konfliktfrei zu gestalten, muss sich der 
Schulmanager in einem engen finanziellen Korridor bewegen, welcher sich an der 
aktuellen Vergütung orientiert. Ein entsprechender Korridor könnte z.B. bei 90- 
105% liegen. Dabei haben bereits verbeamtete Lehrer die Möglichkeit, ebenso wie 
ihre neuen Kollegen vom höheren Personalbudget der Schule zu profitieren, wenn 
sie entsprechend ihr Arbeitsverhältnis ändern.
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Antrag  603: Freies Geld für freie Bürger - Reform der 
Europäischen Zentralbank
Laufende Nummer: 178

Antragsteller*in: BV Köln/Bonn, BV Ostwestfalen-Lippe
Status: zugelassen
Sachgebiet: Wirtschaft, Arbeit und Finanzen

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Der Euro als Währung hat die Wirtschaftsweise in vielen europäischen Staaten 
 2 grundlegend verändert. Mit der Verlagerung der geldpolitischen Kompetenzen auf die 
 3 Europäische Zentralbank wurde die europäische Integration weiter intensiviert. In den 
 4 Verträgen von Maastricht sind wichtige Grundsätze festgeschrieben, die eine 
 5 verantwortungsvolle Geldpolitik nach dem Vorbild der Bundesbank vor 1998 garantieren 
 6 sollten. Doch spätestens seit der Eurokrise im Jahre 2009 wurde das unabhängige 
 7 Mandat der EZB für Preisniveaustabilität zu sorgen unterminiert. Die schädlichen 
 8 Auswirkungen dieser Geldpolitik entfalten sich auch in der aktuellen Inflationskrise. 
 9 Die EZB und das zugrundeliegende Vertragswerk ihres politischen Handelns müssen 
 10 reformiert werden, damit die dauerhafte Krise der Eurozone endlich gelöst werden 
 11 kann.

 12

 13 Unabhängigkeit der EZB garantieren
 14 Die Europäische Zentralbank ist an ihr geldpolitisches Mandat der Verträge über die 
 15 Arbeitsweise der Europäischen Union gebunden. Damit eine volkswirtschaftlich 
 16 verantwortungsvolle Geldpolitik durchgeführt werden kann, muss die Zentralbank frei 
 17 vom Einfluss der tagespolitischen Mehrheiten sein. Politische Ernennungen zur 
 18 Bedienung nationalstaatlicher Partikularinteressen müssen unterbunden werden. Ebenso 
 19 wenig darf das Amt des EZB-Präsidenten zum personalpolitischen Schlachtfeld des 
 20 Europäischen Rates werden. Daher fordern die Jungen Liberalen, dass das EZB-
 21 Direktorium grundsätzlich durch die Vertreter der nationalen Notenbanken gewählt 
 22 wird. Das Gremium des EZB-Rates zur Vertretung der 19 Staaten der Eurozone bleibt 
 23 erhalten.

 24

 25 Mandat der Preisniveaustabilität
 26 Aufgabe einer Zentralbank ist vor allem die Steuerung der Geldmenge über die 
 27 verschiedenen Zinssätze der Finanzierungsgeschäfte für die Geschäftsbanken innerhalb 
 28 der Eurozone. Doch die EZB vernachlässigt ihre Pflicht zur Einhaltung ihres 
 29 Hauptziels der Preisniveaustabilität des Euros und der Einhaltung einer stetigen 
 30 jährlichen Teuerungsrate von nahe bei aber unter 2%. Es bedarf einer konsequenten 
 31 Umsetzung des Inflationsziels der EZB, wie in Art. 127 AEUV festgehalten. Des 
 32 Weiteren müssen die europäischen Verträge dahingehend überarbeitet werden, dass 
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 33 künftig ausgeschlossen wird, dass die EZB nationale Volkswirtschaften einseitig durch 
 34 geldpolitische Maßnahmen subventioniert. Das bis dato sehr vage formulierte sekundäre 
 35 Ziel der EZB Geldpolitik, wurde schon mehrfach zu diesem Zwecke als Rechtfertigung 
 36 missbraucht. Jenes sekundäre Ziel soll aus dem AEUV gestrichen werden, sodass die EZB 
 37 sich auf ihr Mandat der Preisniveaustabilität fokussiert.

 38

 39 Umsetzung des BVerfG Urteils – PSPP beenden
 40 Das seit Jahren andauernde Programm zum Ankauf von Staats- und Unternehmensanleihen 
 41 auf dem Sekundärmarkt durch die EZB, überschreitet klar das Mandat der Zentralbank 
 42 und verstößt gegen das Verbot der illegalen Staatsfinanzierung. Allein während der
 43 Corona-Pandemie wurde über 1 Billionen Euro neues Fiat-Geld durch die EZB geschöpft. 
 44 In Kombination mit der großen Knappheit auf den Energiemärkten, die zu massiven 
 45 Preisanstiegen führt, heizt die Schöpfung von neuem Zentralbankgeld die Inflation 
 46 weiter an. Im Sinne der Rechtsprechung des BVerfG fordern wir, dass Bundesregierung 
 47 und Bundesbank im Rahmen der Vertragsbestimmungen konsequent auf ein Ende aller 
 48 Anleihenkaufprogramme, die einer Staats- und/oder Unternehmensfinanzierung gleichen, 
 49 hinwirken. Ebenso lehnen wir jegliche Formen von europäischen Altschuldenfonds ab. 
 50 Wir fordern stattdessen eine konsequente Einhaltung der Konvergenzkriterien nach den 
 51 Verträgen von Maastricht und die Schaffung eines geordneten Insolvenzrechtes für 
 52 Gebietskörperschaften.
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Antrag  105: Das Abitur neu denken
Laufende Nummer: 159

Antragsteller*in: LAK Bildung, KV Düsseldorf
Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die gymnasiale Oberstufe und die damit verbundene allgemeine Hochschulreife ist für 
 2 viele junge Menschen von entscheidender Bedeutung für ihren weiteren Werdegang. Das 
 3 Abitur muss deshalb in Zukunft besser auf die ndividuellen Fähigkeiten und 
 4 Bedürfnisse angepasst sein.

 5 Zum einen muss daher gewährleistet sein, dass der Abiturschnitt die schulischen 
 6 Fähigkeiten bestmöglich reflektiert. Dazu ist es wichtig, dass es jedem Schüler 
 7 möglich ist, seine Fächerwahl so zu treffen, dass diese weitestgehend auf seine 
 8 Fähigkeiten zugeschnitten ist. Deshalb wollen wir die Einschränkung bei der Wahl der 
 9 Fächer senken.

 10 Mehr Gestaltungsmöglichkeiten bei der Fächerwahl steigern die generelle Motivation 
 11 zum Lernen. Außerdem wird es immer wichtiger, mit spezialisiertem Know-how in den 
 12 Arbeitsmarkt eintreten zu können. Deshalb muss von der schulischen Ausbildung an 
 13 sichergestellt werden, dass die spezifischen Fähigkeiten und Neigungen eines jeden so 
 14 gut es geht gefördert werden. Trotzdem soll weiterhin gewährleistet sein, dass das 
 15 Abitur eine allgemeine Hochschulreife bleibt. Dies ist besonders wichtig, um auch 
 16 nach der Schule noch immer die Möglichkeit zu haben, sich umzuentscheiden, damit man 
 17 nicht unfreiwillig an einen bestimmten Bereich gebunden ist und gleichzeitig eine 
 18 breite Allgemeinbildung erfährt.

 19 Deshalb fordern wir konkret folgende strukturelle Änderungen in der gymnasialen 
 20 Oberstufe:

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

 30

 31

Fachlicher Schwerpunkt: Die bisherige Regelung, dass jeder Schüler einen 
Schwerpunkt wählen muss, soll beibehalten werden. Diese Verpflichtung soll aber 
zukünftig auch durch die Wahl von zwei gesellschaftswissenschaftlichen Fächern 
abgedeckt werden.

Einführungsphase: Zukünftig soll es in der Einführungsphase nur noch folgende 
Pflichtbelegungen geben:

Deutsch

Mathematik

Englisch

Eine Gesellschaftswissenschaft

Eine Naturwissenschaft

 32 Der fachliche Schwerpunkt (siehe oben) muss erfüllt bleiben. Insgesamt sollen in der 
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 33 Einführungsphase mindestens zehn Fächer belegt werden.

 34

 35

 36

 37

 38

 39

Qualifikationsphase: Zukünftig soll es in der Qualifikationsphase nur noch 
folgende Pflichtbelegungen geben:

Deutsch

Mathematik

Englisch

Die vier Abiturfächer

 40 In den vier Halbjahren der Qualifikationsphase sollen weiterhin insgesamt acht 
 41 Leistungskurse und 30 Grundkurse zu belegen sein. Zusätzlich soll es die 
 42 Verpflichtung geben, dass jeder Schüler in mindestens einem Jahr der 
 43 Qualifikationsphase Sozialwissenschaften und Geschichte belegt.

 44

 45

 46

 47

 48

 49

 50

 51

 52

 53

 54

 55

 56

 57

 58

 59

 60

 61

 62

 63

 64

Abiturfächer: Bei der Wahl, in welchen Fächern man sich im Zentralabitur testen 
lassen möchte, soll es keine Restriktionen geben. Durch die Pflichtbelegungen 
der Einführungs- und Qualifikationsphase ist bereits gewährleistet, dass eine 
ausreichende allgemeine Bildung vorhanden ist.

Mündlichkeit/Schriftlichkeit: Zukünftig sollte es nur noch in Deutsch, 
Mathematik und Englisch verpflichtende Prüfungen geben, wobei ab der 
Einführungsphase auch in schriftlichen Fächern mindestens eine mündliche Prüfung 
anstelle einer schriftlichen Klausur abgehalten werden soll. Hierdurch fördern 
wir auch kommunikative Kompetenzen in nicht-sprachlichen Fächern. Außerdem 
bereiten wir dabei gleichzeitig auf die mündliche Prüfung im vierten Abiturfach 
vor.

Sport: Das Fach Sport soll verpflichtender Bestandteil des Abiturs bleiben. 
Grundsätzlich muss es möglich sein, das Fach Sport unabhängig von der 
individuellen körperlichen Beschaffenheit des Individuums mit allen Zensuren des 
Schulnotenspektrums bestehen zu können. Der Bewertungs- und Benotungsprozess 
soll dahingehend angepasst werden. Inhaltlich muss der Unterricht an das moderne 
Verständnis von gesundheitsorientierter Fitness, körperlichem Wohlbefinden und 
gesunder Ernährung angepasst werden. Dadurch und mit Hilfe von 
Achtsamtkeitsübungen im Einklang mit sporttheoretischen Inhalten, passen wir den 
Unterricht so an, dass der Fokus des Sportunterrichts zukünftig auf einem 
gesunden und ausgeglichenen Leben liegt.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  101: 20h Arbeit = kein Student, wir denken schon!
Laufende Nummer: 183

Antragsteller*in: BV Ruhrgebiet
Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Jungen LiberalenRuhrsind der Meinung, einStudentist jeder, der an einer 
 2 Hochschule oder ähnlichen Institutioneingeschrieben ist unddortregelmäßig 
 3 Leistungen erbringt.

Begründung

Arbeitet man mehr als 20 Stunden in der Woche, gilt man als Arbeitnehmer und verliert den 
Status als
Student in der Sozialversicherung.
Die Ausnahme des Werkstudentengehtnicht weit genug.Studentensolltenselbst entscheiden 
dürfen,
wie vielArbeitszeit zumutbar ist.Die Nebentätigkeitsolltenicht abhängig davonausgewählt werden
müssen, wann gearbeitet werden muss, nochin welchem Umfang.Der Status des Studenten sollte 
nur
von einer Einschreibung an einer Hochschule o.Ä. Institution abhängig gemacht werden.
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Antrag  502: Da frack ich doch lieber selber! – Eine Frage der 
Alternative
Laufende Nummer: 154

Antragsteller*in: KV Düsseldorf
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine und die mit den neuen seit Frühjahr 
 2 2022 bestehenden Sanktionen einhergehende Energiekrise zeigen, dass die 
 3 Gasversorgung Nordrhein-Westfalens zu wenig Resilienz gegenüber Angebotsschocks 
 4 aufweist. Die neue Situation stellt uns vor die Herausforderung, die Gasversorgung 
 5 Deutschlands zuverlässig, kostengünstig und möglichst umweltschonend zu sichern. Des 
 6 Weiteren gilt es, zukünftig eine vergleichbare politische Abhängigkeit, in der so 
 7 essentiell wichtigen Energieversorgung, von einem einzelnen Land zu verhindern. Die 
 8 sozial-ökologische Transformation NRWs erfordert bis zu ihrem Abschluss eine 
 9 zuverlässige Erdgasversorgung. Hierfür müssen alle vertretbaren Alternativen zur 
 10 Diversifizierung in Betracht gezogen werden. Die Schöpfung eigener Gasquellen aus 
 11 Schiefergaslagerstätten gilt es unter diesen Gesichtspunkten zwingend in Betracht zu 
 12 ziehen. Angesichts dieser neuen Ausgangssituation im globalen Energiemarkt erachten 
 13 wir Jungen Liberalen es als grundsätzlich notwendig, die Diskussion über das Fracking 
 14 in Deutschland neu zu initiieren. Wir Jungen Liberalen Düsseldorf fordern daher die 
 15 Landesregierung Nordrhein-Westfalens auf, den zur Anwendung des Hydraulic Fracturing 
 16 zur Aufsuchung und Gewinnung unkonventioneller Gasvorkommen notwendigen 

Rechtsrahmen 
 17 zu schaffen und Fracking letztendlich zu legalisieren.

Begründung

Erfolgt mündlich.

OpenSlides - Präsentations- und Versammlungssystem

27 / 176



Antrag  504: Fracking-NIMBY beenden! – Heimisches 
Schiefergas umweltfreundlich fördern
Laufende Nummer: 176

Antragsteller*in: BV Ostwestfalen-Lippe
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Jungen Liberalen Ostwestfalen-Lippe stellen fest, dass sich Deutschland in einer 
 2 Energie- und auch in einer Gaskrise befindet. Aufgrund der geo- und 
 3 energiepolitischen Kurzsichtigkeit deutscher Politik sind wir nicht nur von fossilen 
 4 Energieträgern abhängig, sondern auch von autoritären Staaten. Das stellt Menschen in 
 5 Ostwestfalen-Lippe und Deutschland nun vor große Herausforderungen: viele wissen 
 6 nicht, wie sie die hohen Gasrechnungen bezahlen sollen und in der Industrie droht 
 7 eine Insolvenzwelle.

 8

 9 Die Antwort der Bundesregierung auf diese Probleme besteht darin, umweltschädliches 
 10 Gas aus den USA oder aus Staaten mit autoritären Regimes zu importieren. Dieses sog. 
 11 Sankt-Florian-Prinzip bzw. NIMBY ist nicht länger zu unterstützen. Die geplanten 
 12 Eingriffe in den Preismechanismus lehnen wir als Junge Liberale Ostwestfalen-Lippe 
 13 entschieden ab. Preise müssen sich frei entfalten können. Derartige Eingriffe in den 
 14 Markt sind gerade jetzt nicht vertretbar und keine marktwirtschaftliche Preispolitik.

 15

 16 Deutschland – und auch Ostwestfalen-Lippe – verfügt über eigene Gasvorkommen, die 
 17 mithilfe von in Skandinavien oder Kanada entwickelten, innovativen Fracking verfahren 
 18 deutlich umweltfreundlicher gestaltet werden können als das Fracking, welches in den 
 19 USA durchgeführt wird. Nach aktuellen Studien werden Grund- und 
 20 Oberflächenwasserverschmutzung als geringfügiges Risiko eingestuft – anders als bei 
 21 den Verfahren in den USA.

 22

 23 Wir Junge Liberale Ostwestfalen-Lippe halten es dafür für essenziell, heimische 
 24 Schiefergasvorkommen innovativ und umweltfreundlich zu nutzen. Konkret wollen wir das 
 25 Förderungsverbot für Schiefergas aufheben. Dazu sollen die entsprechenden 
 26 Rechtsnormen des WHG und BbergG angepasst werden. Insbesondere fordern wir eine 
 27 Streichung des §13a Abs. 1 Nr. 1 WHG.

 28

 29 Bei aktuellem Verbrauch kann Deutschland den Erdgasbedarf nur mit eigenem Schiefergas 
 30 rund zehn Jahre decken. Damit ist aber auch eine klare Zeitbegrenzung für die Nutzung 
 31 von Gas als Energieträger gesetzt. Deshalb setzen wir uns als Junge Liberale 
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 32 Ostwestfalen-Lippe für eine Symbiose aus der Genehmigung des Frackings und 
 33 gleichzeitigen Ausbaus von erneuerbaren Alternativen ein. Dafür fordern wir die 
 34 Vereinfachung von Genehmigungsverfahren für Solar- und Windkraftwerke.
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Antrag  102: Beste Bildung beginnt so früh- Evolution für die 
KiTa
Laufende Nummer: 169

Antragsteller*in: KV Essen
Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Wir Junge Liberale Essen sehen in der frühkindlichen Bildung eine enorme Chance zu 
 2 einer besseren Startchancengerechtigkeit und somit auch für sozialen Aufstieg. 
 3 Aktuell gibt es einige Grundschulen in Essen, in denen mehr Kinder eingeschult 
 4 werden, die der deutschen Sprache nicht mächtig sind. Dieser Zustand führt auch 
 5 Studien zufolge zu enormen Chancenverlusten im gesamten weiteren Leben. Außerdem 
 6 stellt der besondere Förderbedarf einiger Schülerinnen und Schüler eine Behinderung 
 7 für die Entwicklung von eigentlich leistungsstärkeren Kindern dar. Deshalb kommt 
 8 einer vorschulähnlichen frühkindlichen Bildung mit einem Fokus auf Sprachförderung 
 9 eine große Bedeutung bei. Vorbild für viele Überlegungen ist das erfolgreiche System 
 10 aus skandinavischen Ländern. Konkret fordern wir:

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

Eine schrittweise Umstrukturierung der KiTas in NRW in ein vorschulähnliches 
System, in dem spielerisch Bildungselemente vermittelt werden sollen. Darunter 
sollen Spielphasen, Pausenphasen usw. jedoch nicht leiden. Die Vermittlung von 
Wissen soll nicht dem System der Schule gleichen

Dazu soll das Land einen “lockeren” Rahmenlehrplan entwickeln, welcher u.a. 
Beispielübungen- und Exkursionen vorgeben soll. U.a. soll sich spielerisch der 
Sprache gewidmet werden, einen Bezug zu Zahlen geschaffen werden, ein gutes 
Verhältnis zur Natur und dem kulturellen Umfeld geschaffen werden und Teamarbeit 
gefördert werden

Wir wollen KiTas gleichzeitig aber auch die Freiheit lassen, über Rahmenübungen 
hinaus individuelle Schwerpunkte bei Bildungsangeboten umzusetzen

Dazu soll der Besuch eines KiTa-Jahres verpflichtend sein. Dieses muss nicht 
zwangsläufig das letzte Jahr vor Einstieg in die Grundschule sein. Das Pflicht-
Jahr soll gebührenfrei gestaltet werden

Bildungselemente sollen daher in Blöcken aufgebaut werden, die Jahr für Jahr 
zumindest ähnlich umgesetzt werden sollen. Elemente sollen nicht, wie in der 
Schule, aufeinander aufbauen

Option 1: 
Auch weitere KiTa-Jahre sollen im Zuge der Reform gebührenfrei 
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 30

 31

 32

 33

 34

 35

 36

 37

 38

 39

 40

 41

 42

 43

 44

 45

 46

 47

 48

 49

 50

 51

 52

 53

 54

 55

 56

 57

 58

 59

 60

 61

 62

 63

 64

 65

 66

 67

 68

 69

 70

gestaltet werden

Option 2: 
Pauschale Gebührenfreiheit bei nicht-verpflichtenden KiTa-Jahren 
lehnen wir ab. Ausgenommen sind, wie aktuell, bedürftige Familien.

Private Träger sind von solchen Vorschriften ausgenommen

Die Finanzierung soll weiterhin durch Landesmittel erfolgen. Wir behalten, wie 
bei Schulen, uns ausdrücklich die Möglichkeit für Firmenkooperationen und KiTas 
zur besseren Ausstattung offen.

Gezielte Sprachförderung soll im Fokus der Umstrukturierugen liegen: Gerade bei 
Bedarf soll hier der Schwerpunkt der Bildungselemente liegen. Dazu können, bei 
besonderem Bedarf, auch externe Sprachtrainerinnen und Sprachtrainer 
hinzugezogen werden. Ziel des vorschulischen Systems muss es sein, bei Einstieg 
in die Grundschule, Barrieren so abzubauen, dass bestmöglich beste Chancen für 
alle Kinder bestehen. 

Rudimentäre Kenntnisse der deutschen Sprache sind für den Einstieg in die 
Grundschule enorm wichtig. Sollte im Rahmen des Einschulungstests festgestellt 
werden, dass diese nicht vorhanden sind, soll eine spezielle Förderung vor der 
Einschulung angeboten werden. In diesem Fall soll die Einschulung um maximal ein 
Jahr hinausgezögert werden können. Ein solches “Sprach-Förder-Jahr” muss vom 
Land einheitlich konzipiert werden und muss verpflichtende Sprachförderungen, 
z.B. in Familienzentren umfassen. Ergänzend sollen Familien auch besser geschult 
werden, um ein chancenreicheres Umfeld für Kinder schaffen zu können

Um gerade in den Stadtteilen mit schlechteren Startbedingungen bessere Förderung 
zu erreichen, möchten wir ähnlich dem Prinzip der Talentschulen auch “Talent-
KiTas” einführer. Ein erhöhtes Budget kann z.B. in externes Sprachtraining 
investiert werden

Trotz einem größeren Anteil an Bildungselementen wollen wir unbedingt 
verhindern, dass auch dieses Berufsfeld überakademisiert wird. Zur Befähigung 
für die Vermittlung der Bildungselementen soll eine Weiterbildung ausreichen. 
Die konkrete Ausgestaltung, sowie der Umfang obliegt dem Land. 

Für die Übergangsphase in das neue System soll eine duale Weiterbildung möglich 
sein

Um nach der Übergangszeit von einer bestimmten Anzahl von Jahren eine 
hinreichende Anzahl an Fachkräften mit dieser Zusatzbefähigung garantieren zu 
können, sollen eine zu definierende Anzahl von Jahrgängen an Auszubildenden 
diese Fortbildung als verpflichtendes Element ihrer Ausbildung erlernen

In einer KiTa müssen mittelfristig mindestens hälftig Erzieherinnen und Erzieher 
mit entsprechender Weiterbildung angestellt sein

Da mit neuen Aufgaben auch neue Belastungen für die Erzieherinnen und Erzieher 
entstehen, möchten wir an anderen Stellen für Entlastungen sorgen:

 Aufgaben des Alltags, z.B. in den Küchen oder technische Wartungen, sollen, 
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 71

 72

 73

 74

 75

 

 
 

 

ähnlich der Idee von Digitalen Hausmeistern, durch Cluster-Lösungen effizienter 
ausgegliedert werden

Das gleiche Prinzip soll für administrative Aufgaben gelten. Diese sollen 
bestmöglich externalisiert werden. Ziel ist es, dass mehr Zeit für Kinder 
entstehen soll

Der Personalschlüssel soll besser eingehalten werden. Wir hoffen auf eine 
Aufwertung des Berufsbildes durch die Anpassungen

 76 Inklusion in KiTas darf nicht zur Hürde werden. Daher fordern wir die Schaffung von 
 77 Inklusions-KiTas, da aktuell viel Erzieherinnen und Erzieher personell komplett an 
 78 eine zu inkludierende Person gebunden sind. Hier muss ein einheitliches Vorgehen 
 79 ähnlich der Schulpolitik bestehen.

Begründung

Erfolgt mündlich
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Antrag  117: Schulpflicht abschaffen – Bildungsfreiheit ist 
unser Ziel!
Laufende Nummer: 49

Antragsteller*in: Daniel Schirm, Dominik Fisch, Anna Neumann, Philip Cierniak, 
Leo Knauf, BV Ostwestfalen-Lippe, BV Westfalen-Süd, LAK 
Liberale Schüler NRW, Daniel Böhler, KV Dortmund, Nils 
Mehrer, Alondra Beatrix von Groddeck, Alexander Kobuss, 
Daniel Zwingmann

Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Überall auf der Welt gibt es Eltern, die sich dazu entscheiden, die Bildung ihrer 
 2 Kinder in eigener Verantwortung zu übernehmen. Dahinter steht die feste Überzeugung: 
 3 Ich kann mein Kind besser auf das Leben vorbereiten als die Schule.Dabei stecken die 
 4 Eltern viel Liebe, Zeit und Geld in diesen selbstgewählten Weg.

 5 Doch in Deutschland büßt man durch diese Entscheidung noch mehr ein: nämlich einen 
 6 großen Teil seiner Freiheit. Denn hier macht man sich damit strafbar, ganz im 
 7 Gegensatz zum Rest Europas. Buß- und Zwangsgelder, Entziehung des Sorgerechts, 
 8 Freiheitsstrafen – alles schon deswegen bei uns verhängt worden. Für uns ist das ein 
 9 unhaltbarer Zustand. Wer aus Liebe sein Kind besser bildet, als eine Schule das 
 10 schaffen könnte, der schenkt Freiheit. Das Letzte was dem Staat zusteht, ist, 
 11 demjenigen dann seine Freiheit zu nehmen.

 12 Deswegen fordern wir das Ende der Schulpflicht in Deutschland. Der Schulbesuch ist 
 13 für uns kein Selbstzweck, den man verpflichtend durchsetzen muss. Wir verlieren in 
 14 ideologischen Debatten nicht das eigentliche Ziel aus dem Auge: Bildung. Dieses Ziel 
 15 kann auch ohne den Schulbesuch erreicht werden und sollte demnächst im Fokus 
 16 staatlichen Handelns stehen. Folgerichtig fordern wir, dass eine Bildungspflicht die 
 17 verfehlte Schulpflicht in Deutschland ersetzt. So erhalten Eltern zukünftig auch in 
 18 Deutschland die größtmögliche Freiheit über die Entscheidung, wie ihr Kind gebildet 
 19 wird. 

 20 Die Schulaufsicht soll in eine Bildungsaufsicht umstrukturiert werden und 
 21 entsprechend den neu ermöglichten Bildungsweg ohne Schulbesuch ebenfalls 
 22 kontrollieren. Sollte diese Kontrolle bei einzelnen Kindern ergeben, dass sie 
 23 außerhalb der Schule nicht erfolgreich gebildet werden, setzt anschließend für sie 
 24 die Schulpflicht ein.

 25 Der Staat darf aber nicht an der selbstorganisierten Bildung außerhalb von Schulen 
 26 sparen – insbesondere, weil sie auch für die Familien mit erheblichem finanziellem 
 27 Aufwand verbunden ist. Daher sollen die Familien durch eine Pauschale unterstützt 
 28 werden. Ihre Höhe soll der durchschnittlichen monatlichen Ausgaben pro Schüler in 
 29 Deutschland entsprechen. So machen wir die Entscheidung über den Bildungsweg auch 

OpenSlides - Präsentations- und Versammlungssystem

33 / 176



 30 unabhängiger vom Geldbeutel.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  508: Globuli Endlager Jetzt! Wenn man Homöopathie 
mal ernst nimmt
Laufende Nummer: 175

Antragsteller*in: Justin Malik
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Jungen Liberalen NRW fordern, dass, so lange Homöopathie als Arzneimittel 
 2 zugelassen ist, dieses auch als Arzneimittel zu behandeln ist. Das größte Problem, 
 3 welches es zu bekämpfen gilt, ist, dass Unmengen potenziertes und damit stark 
 4 wirkendes Arzneimittelabwasser beim Herstellungsprozess durch die immer weitere 
 5 Verdünnung (Potenzierung) entsteht. Recherchen von dem Team MaiThinkX vom ZDF 
 6 zeigten, dass das Abwasser in Baden-Baden z.B. gar nicht gefiltert wird! Aber auch 
 7 eine stoffliche Filterung wie in Karlsruhe, genügt nicht! Nach der Lehre der 
 8 Homöopathie wird die Wirkung des Arzneimittels über das Gedächtnis des Wassers 
 9 erreicht. Wie dieses Wassergedächtnis gelöscht werden kann, ist bis heute unbekannt. 
 10 Dort ist eine Riesen Lücke in unserer Abwasserwirtschaft, weil unser gesamter 
 11 Klärungsprozess darauf ausgelegt ist, dass Stoffe anwesend sein müssen, um zu wirken. 
 12 Es wurden bereits Studien in hochangesehenen Homöopathie-Fachmagazinen veröffentlicht 
 13 die, die Auswirkungen von gedächtniskontaminiertem Wasser in der Umwelt aufzeigen 
 14 wollten. Schon Samuel Hahnemann der Erfinder der Homöopathie warnte davor, dass 
 15 Überdosierungen tödlich sein können! Bereits er wies darauf hin, dass homöopathische 
 16 Tinkturen beim Transport auf keinen Fall geschüttelt werden dürfen, weil dadurch die 
 17 Wirkung immer weiter steigt! Deswegen haben wir ein Riesen Problem mit extrem hoch 
 18 potenziertem Arzneimittel in unserem Wasserkreislauf.

 19 Aus diesem Grund fordern wir ein Globuli Endlager wo alle Homöopathischen Abfälle 
 20 gelagert werden müssen bis wir eine verlässliche Methode gefunden haben, das 
 21 Gedächtnis des Wassers zu löschen! Wie die Hersteller und die Behörden nachweisen 
 22 wollen, dass das Wassergedächtnis auch wirklich gelöscht ist, wenn es sich stofflich 
 23 nicht nachweisen lässt, steht wie die Wirkung von Homöopathie noch in den Sternen.

Begründung

Erfolgt mündlich

OpenSlides - Präsentations- und Versammlungssystem

35 / 176



Antrag  513: Keine staatliche Förderung für Hokuspokus
Laufende Nummer: 173

Antragsteller*in: BV Aachen
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Sonderrechte der „besonderen Therapierichtungen“ im deutschen Arzneimittelgesetz 
 2 entbehren jeglicher wissenschaftlichen Grundlage. Insbesondere konnte bisher in 
 3 keiner einzigen unabhängigen und wissenschaftlichen Studie die Wirkung 
 4 homöopathischer Arzneien über den Placebo-Effekt hinaus nachgewiesen werden. Konkret 
 5 fordern die Jungen Liberalen Nordrhein-Westfalen:

 6
 7
 8
 9

 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

Homöopathische Mittel, die ohne therapeutische Indikation und damit 1. 
zulassungsfrei vertrieben werden, sollen künftig klar ersichtlich den Hinweis 
„Kein Zugelassenes Arzneimittel. Wirkt nicht über den Placebo-Effekt hinaus“ auf 
der Verpackung tragen müssen.

Homöopathische Mittel, die mit therapeutischer Indikation vertrieben werden, 2. 
sollen künftig die gleichen Wirksamkeitsnachweise erbringen müssen wie 
konventionelle Arzneimittel.

Die Finanzierung homöopathischer Therapien ohne therapeutische Indikation durch 3. 
gesetzliche Krankenkassen soll beendet werden.

Homöopathische Mittel, die ohne therapeutische Indikation vertrieben werden, 4. 
sollen künftig mit einer Nährstofftabelle ausgezeichnet werden müssen.

Sollten Ärzte nicht zugelassene homöopathische Mittel verschreiben, müssen sie 5. 
über die fehlende Wirksamkeit aufklären und sie müssen über ein ggf. vorhandenes 
wirksames Pharmazeutikum informieren, welches gegen die Symptome 
wissenschaftlich nachweisbar wirksam ist.

Begründung

In den USA müssen homöopathische Mittel den Hinweis „Claims based on traditional 
homeopathic practice, not accepted medical evidence. Not FDA evaluated“ auf ihren 
Verpackungen tragen. In Deutschland können Mediziner für eben diese Aussage abgemahnt 
werden. Warum geht das? Das liegt an dem in Deutschland geltenden „Binnenkonsens“. Das 
bedeutet, dass solange sich Homöopathen einig sind, dass Homöopathie wirkt, tut sie das auch 
vor dem Gesetz. Das geht so weit, dass z. B. die Firma Klosterfrau vor Gericht unterlag, als sie die 
Unwirksamkeit eines Ihrer Produkte erkämpfen wollte. Das Gericht begründete die Entscheidung 
damit, dass das Mittel eine homöopathische Substanz enthielte und damit per Definition wirksam 
sei. Um zu verstehen, wie es zu dieser Fehlentwicklung kam, muss die Entstehung des deutschen 
Arzneimittelgesetzes näher betrachtet werden:
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Vor der Einführung des Arzneimittelgesetzes in den 70er Jahren mussten neue Arzneien nicht 
zugelassen, sondern lediglich registriert werden. Bei der Registrierung muss, im Gegensatz zur 
Zulassung, kein Nachweis bzgl. Qualität, Unbedenklichkeit oder Wirksamkeit des Arzneimittels 
erbracht werden. Das hatte schwerwiegende Folgen. Beispielsweise ist der Contergan-Skandal auf 
diese Praktik zurückzuführen.

Die sogenannten „besonderen Therapierichtungen“ waren über die Aussicht die Wirksamkeit ihrer 
Mittel künftig wissenschaftlich nachweisen zu müssen empört und erkämpften sich durch 
geschickte Lobbyarbeit weitreichende Ausnahmen. Konkret gelten für homöopathische Mittel 
aktuell folgende Regeln:

Grundsätzlich benötigen homöopathische Mittel keine Zulassung, sondern lediglich eine 
Registrierung. Derart in den Handel gebrachte Mittel dürfen allerdings nur ohne therapeutische 
Indikation vertrieben werden (d. h. sie dürfen nicht angeben, welche Symptome oder Krankheiten 
damit bekämpft werden sollen). U.  a. werden so Globuli auf den Markt gebracht. Homöopathische 
Mittel, die mit therapeutischer Indikation vertrieben werden sollen, müssen zwar ein 
Zulassungsverfahren durchlaufen, dies ist aber hochgradig unwissenschaftlich. Für die Zulassung 
müssen nämlich so genannte Erkenntnispunkte gesammelt werden, die man z. B. bekommt, wenn 
eine Expertenkommission aus Homöopathen die Wirksamkeit des Mittels nach homöopathischer 
Lehre bescheinigt. Ein Wirksamkeitsnachweis im wissenschaftlichen Sinne ist mit mindestens 8 
Erkenntnispunkten nur für die Zulassung von Mitteln zur direkten Behandlung von schweren oder 
Lebensbedrohlichen Krankheiten vonnöten. Diese Hürde hat bisher noch kein homöopathisches 
Mittel genommen.

Insgesamt sorgt das Arzneimittelgesetz in der aktuellen Form für den Eindruck einer scheinbaren 
Gleichwertigkeit von homöopathischen Mitteln und wirksamen Medikamenten. Mit diesem 
Umstand muss aufgeräumt werden! Durch klare Informationen über die wissenschaftlich zu 
erwartende Wirkung homöopathischer Mittel sowie mit einem Verbot von wissenschaftlich nicht 
belegbaren therapeutischen Indikationen können wir die Bürger besser vor Scheintherapien 
schützen und gleichzeitig die persönlichen Freiheitsrechte optimal wahren.
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Antrag  511: Heute Fehlgeburt, morgen Büro? - Klare Absage 
an unwürdige Mutterschutzregelungen!
Laufende Nummer: 162

Antragsteller*in: BV Köln/Bonn
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 In Deutschland endet jede dritte Schwangerschaft mit einer Fehlgeburt - trotzdem 
 2 werden Fehlgeburten gesellschaftlich viel zu wenig Bedeutung beigemessen und 
 3 Betroffene fühlen sich oft alleine gelassen und erfahren keine Hilfe vom Staat. Die 
 4 aktuellen Regelungen sind unzureichend und geben den Betroffenen weder genügend Zeit, 
 5 noch Unterstützung, um ihren Verlust zu verarbeiten. Beim Mutterschutz geht es um 
 6 einen physischen sowie psychischen Heilungsprozess, welcher sich oft sehr langwierig 
 7 gestaltet. Es ist essenziell und mehr als wichtig für alle Betroffenen, dass eine 
 8 Fehlgeburt als Verlust angesehen und nicht mit einer Krankschreibung abgetan wird.

 9

 10 In Deutschland sind Mütter nur nach einer Entbindung mutterschutzrechtlich geschützt. 
 11 Rechtlich gesehen liegt eine Entbindung jedoch nur vor, wenn die Geburt nach der 24. 
 12 Schwangerschaftswoche geschieht, das Gewicht des Kindes weniger als 500 Gramm beträgt 
 13 und sich außerhalb des Mutterleibs keine Lebensmerkmale zeigen.

 14 Ab der 24. Schwangerschaftswoche ist eine Geburt eine Totgeburt, somit rechtlich eine 
 15 Entbindung und löst mutterschutzrechtliche Folgen aus.

 16 Wenn also eine Frau in der 19. Schwangerschaftswoche ihr Kind verliert, steht ihr 
 17 kein Mutterschutz zu. Zwar hat die Frau Anspruch auf ärztliche Betreuung und 
 18 Behandlung und gegebenenfalls kann auch eine Bescheinigung für Arbeitsunfähigkeit 
 19 ausgestellt werden, dies ist allerdings nicht mit einem Mutterschutz zu vergleichen. 
 20 Auch Krankschreibungen nach einer Fehlgeburt liegen alleine im Ermessen der 
 21 betreuenden Ärztinnen und Ärzte, sie erfolgen nicht automatisch und oft nur auf 
 22 Nachfrage. Diese Umstände stellen für viele Betroffene zusätzlich zur 
 23 traumatisierenden Fehlgeburt eine enorme psychische Belastung dar.

 24 Frauen, die eine Fehlgeburt erleiden mussten, müssen vom Staat geschützt werden. 

 25 Daher fordern die Jungen Liberalen NRW folgendes:

 26

 27

 28

 29

 30

 31

die Ausweitung des Mutterschutzes auf Frauen, die eine Fehlgeburt erlitten 
haben. Die Reichweite dieses Mutterschutzes soll von der Schwangerschaftswoche, 
in der die Frau ihr Kind verliert abhängen und von einer Expertenkommission 
bestehend aus Gynäkologinnen und Gynäkologen, Allgemeinmedizinerinnen und 
Allgemeinmedizinern und Psychologinnen und Psychologen erarbeitet werden. Jede 
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 32

 33

 34

 35

 36

 37

 38

 39

Betroffene soll Anspruch auf diesen haben, das Angebot beruht allerdings auf 
Freiwilligkeit und ist nicht verpflichtend;

Vermittlung der Betroffenen an professionelle Trauerbegleiterinnen und 
Trauerbegleiter durch behandelnde Ärztinnen und Ärzte, um die Eltern 
professionell beim Umgang mit diesem Verlust zu unterstützen;

eine staatliche Förderung auf allen Ebenen für Selbsthilfegruppen, Vereine und 
sonstige Initiativen, welche die Beratung von und den Austausch unter 
Betroffenen fördern.

Begründung

erfolgt mündlich.
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Antrag  108: Drogenaufklärung an Schulen neu denken!
Laufende Nummer: 165

Antragsteller*in: BV Düsseldorf
Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Wir JuLis setzen uns für eine Drogenpolitik ein, die besonders auf Aufklärung und 
 2 Prävention setzt. Die Freiheit zum Drogenkonsum entbindet dabei nicht von der 
 3 Eigenverantwortung zum maßvollen und vernünftigen Umgang mit Drogen. Einen 
 4 vernünftigen Umgang mit Drogen muss man jedoch erlernen, und das am besten bereits in 
 5 der Schule. Zum einen, weil es die Zeit ist, in der viele zum ersten Mal mit Drogen 
 6 in Kontakt kommen. Zum anderen, weil die Schule einen pädagogischen Auftrag hat, der 
 7 über inhaltliche Themen hinausgeht. Schule sollte auf das Leben vorbereiten und ihren 
 8 Schülern zu Eigenverantwortung verhelfen.

 9 Drogenaufklärung verhindert Süchte, Krankheiten und vorzeitige Todesfälle, steigert 
 10 dadurch die allgemeine Gesundheit, erhöht die Lebensqualität des Bürgers und schont 
 11 das Gesundheitswesen. Diese positiven Effekte sind allseits bekannt. In der Realität 
 12 werden Jugendliche schon früh mit Drogen konfrontiert und sind häufig nur mangelhaft 
 13 über Spätfolgen und Gefahren aufgeklärt. Eine zielgerichtete Drogenaufklärung muss 
 14 bereits in der Schule beginnen. Deswegen fordern wir Jungen Liberalen die Integration 
 15 von Drogenaufklärung in den Lehrplan (z.B. des Fachs Biologie) ab der weiterführenden 
 16 Schule. Die Drogenaufklärung sollte dabei auf einem Konzept beruhen, das für jede 
 17 Jahrgangsstufe passende Themen vorsieht. Die Jungen Liberalen fordern hierfür 
 18 insbesondere:

 19 - der Wissenschaft zu vertrauen und Alkohol und Tabak als Volksdroge anzuerkennen und 
 20 im besonderen Maße zu thematisieren. Jährlich sterben in Deutschland mehr als 120.000 
 21 Menschen an den Folgen von Tabakkonsum und weitere 20.000 Menschen an den Folgen von 
 22 Alkoholkonsum, wobei an illegalen Drogen „nur“ 1500 Menschen sterben.

 23 � auch auf die vielfältigen Gefahren von Cannabis hinzuweisen, wenngleich erwähnt 
 24 werden sollte, dass es keinen bestätigten Todesfall in Zusammenhang mit Cannabis 
 25 gibt.

 26 � bei der Besprechung keine moralische Differenzierung zwischen legalen und illegalen 
 27 Drogen vorzunehmen, da Vorverurteilung der Konsumbereitschaft nicht entgegenwirkt.

 28 � Diskussionen über den Ursprung und die Herstellung von Drogen und die Geschichte 
 29 von Drogen.

 30 - Erfahrungen von ehemaligen Abhängigen in die Drogenaufklärung zu integrieren

Begründung
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Erfolgt mündlich.
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Antrag  119: Vereinbarkeit von Familie und Beruf - JETZT!
Laufende Nummer: 164

Antragsteller*in: BV Köln/Bonn
Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Deutschland steht im internationalen Vergleich schlecht dar, wenn es um die 
 2 Vereinbarkeit von Familie und Beruf geht. Dabei können wir uns genau dies aufgrund 
 3 des andauernden Fachkräftemangels nicht leisten. Wir müssen es Frauen und Männern 
 4 gleichermaßen ermöglichen, sich sowohl beruflich zu verwirklichen als auch ein 
 5 Familienleben zu führen. Wenn wir dies nicht tun, bleiben wir als Gesellschaft hinter 
 6 unseren Möglichkeiten zurück. 

 7 Reformierung des Elterngeldes 

 8 Das System des Elterngeldes wollen wir so flexibel, wie möglich gestalten. Damit 
 9 wollen wir den Forderungen des Zweiten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung aus 
 10 dem Jahr 2017 entsprechen. Im Allgemeinen soll sich die Gestaltung des Elterngeldes 
 11 an dem schwedischen Modell orientieren. 

 12 Daher fordern die Jungen Liberalen NRW: 

 13 Elterngeld:

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

 30

 31

 32

Elterngeld soll zukünftig nicht mehr monatsweise, sondern tageweise vergeben 
werden;

regulär soll die Zeitspanne, in der Basiselterngeld beantragt werden kann, auf 
440 Tage festgelegt werden. Innerhalb dieser 440 Tage sollen 70 Tage explizit 
für ein Elternteil reserviert werden. Darüber hinaus erhält das andere 
Elternteil 70 Tag, die den 440 Tagen nicht angerechnet werden. Diese 70 Tage 
können nicht auf den jeweils anderen Erziehungsberechtigten übertragen werden. 
Soweit diese nicht genutzt werden, verfallen diese;

die ganzen 440 Tage können nach belieben der Eltern nur zur Hälfte oder einem 
Viertel genommen werden. Somit können aus einem voll bezahlten Tag Elterngeld, 
zwei halbbezahlte Tage werden. Dies soll so unbürokratisch, wie möglich, 
verwirklicht werden;

selbstständige Mütter und Väter sollen als eigene Kategorie behandelt werden. 
Diese werden momentan als exotischer Sonderfall bezeichnet, was zu wenig bis 
kaum Elterngeld führen kann;

finanzielle Einbußen von Selbstständigen, welche auf die Schwangerschaft 
zurückzuführen sind, sollen abzugsfrei hinzuverdient werden können;

die negativen Anreize des Partnerbonus, sodass Eltern finanziell schlechter 
gestellt werden, die gleichzeitig Elterngeld erhalten, sollen beseitigt werden;
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 33

 34

sollte ein Elternteil das alleinige Sorgerecht besitzen, steht diesem die volle 
Anzahl an 440 Monate zu.

 35 Mutterschaftsgeld:

 36

 37

 38

 39

 40

 41

Bei lesbischen Paaren soll das Mutterschaftsgeld nur die gebärende Mutter 
erhalten. Sofern dies nicht der Fall ist soll der gebährende Partner gleich 
welchen Geschlechts Anspruch auf Mutterschaftsgeld haben;

dem Vater bzw. dem Partner oder der Partnerin der Mutter soll es ermöglicht 
werden, bis zu 10 Tage vor dem errechneten Geburtstermin bereits Elterngeld zu 
erhalten, um an Untersuchungen kurz vor der Geburt teilzunehmen. 

 42 Zudem begrüßen wir folgendes Vorhaben der Ampelregierung aus ihrem Koalitionsvertrag: 
 43 "Wir werden eine zweiwöchige vergütete Freistellung für die Partnerin oder den 
 44 Partner nach der Geburt eines Kindes einführen. Diese Möglichkeit soll es auch für 
 45 Alleinerziehende geben.“

 46 Mütter können auch selbstständig sein

 47 Für viele Selbstständige kann eine Schwangerschaft existenzbedrohlich werden. 
 48 Selbstständige Schwangere, welche im schlimmsten Fall gar nicht mehr arbeiten können, 
 49 werden im bisherigen System als exotischer Sonderfall behandelt. Dies muss enden. 
 50 Ohne die Unterstützung ihrer Partner oder Partnerinnen kommen viele Selbstständige 
 51 selbst nicht über die Runden. Dabei leisten Selbstständige einen großen Beitrag für 
 52 unsere Gesellschaft, in dem sie Arbeitsplätze schaffen. Bereits 2008 kritisierte die 
 53 FDP-Bundestagsfraktion, dass die Unterstützung des Staates für Familien zu wenig die 
 54 Situation von Selbstständigen berücksichtigt. Auf dieser Kritik wollen wir nun mit 
 55 konkreten Lösungsansätze antworten.

 56 Daher fordern die Jungen Liberalen NRW: 

 57 Krankenversicherung:

 58

 59

 60

 61

 62

 63

 64

 65

 66

 67

 68

 69

Schwangere müssen auch innerhalb der ersten sechs Wochen nach einer 
Krankschreibung unterstützt werden. Daher muss die Zahlung von Krankengeld 
aufgrund von Beschwerden, die auf die Schwangerschaft zurückzuführen sind, 
bereits ab dem ersten Tag erfolgen;

geringfügige, formelle Betriebsführung muss trotz Krankschreibung möglich sein;

in körperlich fordernden Berufen, wie zum Beispiel bei Handwerksbetrieben, muss 
anerkannt sein, dass Schreibtischarbeit nicht vollständig das Arbeitsaufkommen 
ersetzen kann;

keine Abzüge beim Krankengeld – 70% der Bemessungsgrundlage sind gerade für 
Gründerinnen und Solo-Selbstständige nicht genug;

das Krankengeld muss auf der Grundlage der gezahlten Beiträge berechnet werden 
und nicht auf der Grundlage des ausgefallenen Arbeitseinkommens.

 70 Mutterschaftsgeld: 

 71

 72

 73

Voll bezahlten gesetzlichen Mutterschutz. Aktuell erhalten Selbständige maximal 
13,00 € pro Tag – aufgrund von laufenden Kosten, sowohl privat als auch 
betrieblich, ist dies nicht ausreichend und wird zusätzlich noch mit dem 
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 74 Krankengeld verrechnet.

 75 Betriebliche Absicherung:

 76

 77

 78

 79

 80

 81

 82

 83

 84

 85

 86

 87

Die Ausweitung der Ausgleichszahlungen für werdende Mütter auch an schwangere 
Selbständige in Berufen, in denen aufgrund der Arbeitsplatzbeschreibung das 
Beschäftigungsverbot für Angestellte greift;

angelehnt an dem Beispiel Österreichs ist für selbstständig erwerbstätige Frauen 
(Gewerbetreibende, Neue Selbstständige und Bäuerinnen) als Mutterschaftsleistung 
grundsätzlich Betriebshilfe vorgesehen, d.h. für den Betrieb wird eine 
Ersatzarbeitskraft zur Verfügung gestellt. Sollte dies nicht möglich sein, kann 
finanzielle Unterstützung bereitgestellt werden;

Einrichten von Notfalltöpfen für die finanziell gefährdeten Betriebe von 
Schwangeren Ebenfalls soll erprobt werden, inwieweit das steuerliche Absetzen 
von Kinderbetreuung außerhalb eines geregelten Kitabetriebs und nachweislich 
während der Arbeitszeit positive Auswirkungen haben kann. 

Begründung

erfolgt mündlich. 
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Antrag  221: Wer wenn nicht ich? Selbstbestimmtheit am 
Lebensende
Laufende Nummer: 43

Antragsteller*in: KV Essen
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 I. Geltende Rechtslage, Präambel

 2 Die Rechtslage in Deutschland in Hinblick auf selbstbestimmtes Sterben ist 
 3 unübersichtlich und geprägt von Fallgruppen, Grauzonen und Auslegungsfragen. Der 
 4 Gesetzgeber bewehrt den (versuchten) Suizid und die Beihilfe zu ihm nicht mit Strafe, 
 5 verhindert jedoch die Möglichkeit bei Vorliegen eines Sterbewunsches aktive Hilfe 
 6 Dritter in Anspruch zu nehmen.

 7 Eine Vielzahl europäischer Länder, darunter die Niederlande, Belgien und die Schweiz 
 8 haben diesem Problem Rechnung getragen und Inanspruchnahme der aktiven Sterbehilfe 
 9 bereits seit Jahren rechtlich ermöglicht.

 10 Das Bundesverfassungsgericht verkündete am 26. Februar 2020, dass das Verbot der 
 11 gewerbsmäßigen Förderung der Selbsttötung, ehemals normiert im § 217 I StGB 
 12 verfassungswidrig sei und stellte die Existenz eines Rechts auf Selbstbestimmtes 
 13 Sterben als Auswuchs des allgemeinen Persönlichkeitsrechts, seinerseits Ergebnis 
 14 eines Zusammenwirkens des Rechts auf frei Entfaltung der Persönlichkeit und der Würde 
 15 des Menschen fest.

 16 Die Freien Demokraten Essen fordern daher die Verabschiedung eines 
 17 Sterbehilfegesetzes und stringente Korrekturen des Strafrechts.

 18 II. Kernpunkte des Sterbehilfegesetzes 

 19 Um den Willen des Sterbewilligen zu schützen und sein Recht auf selbstbestimmtes 
 20 Sterben durchzusetzen, gleichzeitig aber Missbrauch dessen vorzubeugen muss das 
 21 Sterbehilfegesetz insbesondere die folgenden Punkte beinhalten:

 22 1. Rechtsträgerschaft

 23 Wer unter einem durch Krankheit oder Unfall herbeigeführtem unerträglichen Zustand, 
 24 an einer unheilbaren degenerativen Krankheit leidet, oder eine anhaltende 
 25 unerträgliche Notlage geltend macht hat nach Erfüllung der übrigen Anforderungen das 
 26 Recht Dritte dazu zu bestimmen ihm das Leben zu nehmen.

 27 Dieses Recht gilt auch für EU sowie Nicht EU Ausländer.

 28 Auch Kinder haben, nach Einholung zweier unabhängiger übereinstimmender 
 29 kinderpsychologischer Gutachten, die belegen, dass sich das Kind der Tragweite seiner 
 30 Entscheidung bewusst ist ein Anrecht auf Sterbehilfe. Kommt auch nur eines der 
 31 Gutachten nicht zu diesem Ergebnis, darf die Sterbehilfe nicht geleistet werden.
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 32 Das Recht auf aktive Sterbehilfe besteht unabhängig von der Frage, ob der 
 33 Sterbewillige den Eingriff zumindest körperlich selbst durchführen kann.

 34 2. Rechte und Pflichten des medizinischen Personals 

 35 Niemand darf dazu gezwungen werden insbesondere entgegen moralischer, religiöser oder 
 36 sonstiger Überzeugungen an der Durchführung aktiver Sterbehilfe, egal in welcher Form 
 37 mitzuwirken.

 38 Sollte ein solcher Vorwand bestehen, ist dies dem Sterbewilligen unverzüglich 
 39 mitzuteilen. Die aktive Sterbehilfe darf nur durch entsprechend geschulten Personals 
 40 unter der Leitung eines Arztes durchgeführt werden.

 41 Der Eingriff muss mit der gebotenen Sorgfalt durchgeführt werden.

 42 Vor Durchführung der aktiven Sterbehilfe muss der Sterbewillige über jede mögliche 
 43 Behandlung seines Leidens, insbesondere palliativmedizinische Ansätze aufgeklärt 
 44 worden sein. Diese Aufklärung ist durch ein entsprechendes vom behandelnden Arzt und 
 45 dem Sterbewilligen zu unterzeichnendem Dokument zu belegen.

 46 Der behandelnde Arzt hat mindestens einen weiteren Arzt zu konsultieren, welcher die 
 47 Unzumutbarkeit weiterer Behandlungsmöglichkeiten nach vorangegangener eigenständiger 
 48 Untersuchung des Sterbewilligen und Studie seiner Krankenakte bestätigt.

 49 Der behandelnde Arzt hat im Zuge der Willensermittlung, neben eventuell  abgegebenen 
 50 Willensbekundungen des Sterbewilligen Aussagen möglicher  Vertrauenspersonen, 
 51 Angehöriger und Pfleger desselben mitzuberücksichtigen.

 52 Der behandelnde Arzt hat jeden Fall durchgeführter aktiver Sterbehilfe binnen vier 
 53 Werktage unter Beilegung aller relevanten Dokumente an eine zuständige, durch 
 54 Verordnung zusammengesetzte Prüfstelle zu übermitteln. Diese prüft das Vorliegen 
 55 aller Erfordernisse. Sollte sie in einer abschließenden Stellungnahme spätestens zwei 
 56 Monate nach Empfang der Meldung mehrheitlich befinden, dass rechtswidrig gehandelt 
 57 worden ist, hat sie den Fall unverzüglich an die zuständige Staatsanwaltschaft zu 
 58 übermitteln.

 59 3. Bekundung des Sterbewunsches 

 60 Der Sterbewillige hat seinen Wunsch nach aktiver Sterbehilfe gegenüber einem 
 61 unabhängigen Notar drei Mal im Abstand von mindestens drei Tagen mündlich oder 
 62 schriftlich zu bekunden.

 63 Ein jeder hat das Recht eine vorgezogene Willensbekundung vor einem Notar abzugeben 
 64 die den Wunsch nach aktiver Sterbehilfe umfasst, sollte sich der Sterbewillige in 
 65 einem Zustand der Bewusstlosigkeit befinden, oder pathologisch oder unfallbedingt 
 66 schwer erkrankt sein, sofern dieser Zustand nach dem Stand der medizinischen 
 67 Erkenntnis zum Zeitpunkt des fraglichen Eingriffes irreversibel ist. Diese Erklärung 
 68 ist zu berücksichtigen, sollte der Sterbewillige nicht mehr in der Lage sein seinen 
 69 Willen kundzutun.

 70 In der Erklärung kann eine beliebige Zahl von volljährigen Vertrauenspersonen unter 
 71 Angabe ihrer Präferenz aufgelistet werden, die den behandelnden Arzt über den Willen 
 72 des Sterbewilligen aufklären können.
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 73 Die Willensbekundung kann Vorbehalte beinhalten.

 74 Die Willensbekundung ist jederzeit vor dem Notar formfrei widerrufbar.

 75 Einem Kind, das eine solche Willensbekundung abgeben möchte, ist bei Bedarf Hilfe 
 76 durch das Jugendamt zur Seite zu stellen.

 77 4. Korrektur des Strafrechts

 78 Naturgemäß dürfen niemandem der rechtmäßig an der Durchführung der aktiven 
 79 Sterbehilfe teilnimmt strafrechtliche Konsequenzen drohen. Der § 216 StGB ist 
 80 entsprechend anzupassen und die generelle Einwilligungssperre beim Recht auf Leben 
 81 aufzuheben.

Begründung

Menschen, die in Deutschland leben und ein Leiden erdulden müssen, welches so intensiv ist, 
dass es für die Betroffenen unerträglich ist weiterzuleben, sehen sich in vielerlei Hinsicht einem 
Dilemma ausgesetzt. Zum einen müssen sie mit besagtem  Leiden umgehen, zum anderen gibt es 
für sie hierzulande keine Hilfestellungen vom Staat dieser Situation autonom ein Ende zu setzen.

Eine Rechtslage, die in großen Teilen auf überholten und zuweilen stark religiös geprägten 
Werturteilen einer vermeintlichen Mehrheit in der Bevölkerung fußt ist gerade im Lichte der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung nicht mehr zeitgemäß und dringend überholungsbedürftig.

Die Beschlusslage der Jungen Liberalen zu diesem Themenkomplex ist in Teilen uneinheitlich und 
in Gänze unübersichtlich. Sie bedarf mithin der Konkretisierung  durch diesen Antrag.

Dass das Recht auf aktive Sterbehilfe unabhängig von der Nationalität besteht ergibt  sich daraus, 
dass die vom Bundesverfassungsgericht benannten einschlägigen Grundrechte, nämlich die 
Artikel 1 und 2 des Grundgesetzes, Jedermanngrundrechte sind. Sie bestehen unabhängig von der 
Staatsangehörigkeit ihres Trägers. Folgerichtig muss auch dieses Recht für Jedermann gelten. 
Unerträgliches Leiden ist nicht an Grenzen gebunden und die moralische Verpflichtung dort Hilfe 
zu leisten ist es auch nicht.

Genauso wie Leiden nicht an Staatsgrenzen gebunden ist, ist es dies auch nicht an  Altersgrenzen. 
Auch Kindern und Minderjährigen muss dieses Recht zustehen. Was in Belgien schon seit Jahren 
gängige Praxis ist, sollte auch hierzulande gelten. Gerade als Organisation, die die 
Entscheidungsfähigkeit junger Menschen betont muss dies den Jungen Liberalen klar sein. Man 
kann nicht heute mit 16 durch eine Wahl das Leben anderer mitbestimmen und morgen nicht über 
sein eigenes Leben bestimmen können.

Entgegen früherer Beschlüsse muss dieses Recht auch Menschen zustehen die körperlich dazu in 
der Lage wären sich selber das Leben zu nehmen. In einer Extremsituation wie dieser ist es 
unmoralisch derart gravierende Hilfegesuche abzuschlagen. Gerade wenn dieses Recht auch 
Kindern zusteht ist es weltfremd diese mit der Begründung abzuweisen, sie wären schließlich in 
der Lage sich selber das Leben zu nehmen.

Die Standartklausel der gebotenen Sorgfalt nach niederländischem Vorbild ist  erforderlich als 
Einfallstor für die Rechtsprechung.Weitere Begründung erfolgt mündlich.
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Antrag  401: Fußball gucken? Regelt der Markt!
Laufende Nummer: 166

Antragsteller*in: BV Düsseldorf
Status: zugelassen
Sachgebiet: Medien und Kultur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Wir JuLis sind der Überzeugung, dass der Wettbewerb als eines der wichtigsten 
 2 Elemente einer funktionierenden Marktwirtschaft besonderen Schutz verdient.

 3 Aus dieser Überzeugung heraus setzen wir uns dafür ein, dass der 
 4 Wettbewerbsmechanismus auch hinsichtlich der Vergabe von Rechten zur Ausstrahlung von 
 5 Spielen der Fußball-Bundesliga greifen kann.

 6 Wir setzen uns aus diesem Grund für eine Reform der Vergabe dieser TV-Rechte hin zu 
 7 folgendem System ein:

 8 (1) Die Übertragungsrechte an den Spielen der Fußball-Bundesliga sollen künftig als 
 9 Gesamtpaket erworben werden können, sodass jeder Anbieter im Falle des Erwerbs die 
 10 Möglichkeit hat, alle Spiele live zu übertragen.

 11 (2) Die TV-Rechte sollen mehrfach vergeben werden dürfen. Demnach kann das besagte 
 12 Gesamtpaket an TV-Rechten – im Unterschied zum bisherigen Vergabeverfahren – auch an 
 13 mehrere Anbieter verkauft werden.

 14 (3) Den Anbietern soll gestattet werden, dieses Rechte-Paket in verschiedenen 
 15 Konstellationen anzubieten. Den Anbietern soll also ermöglicht werden, verschiedene 
 16 Abonnements zu verkaufen. So könnte man unter anderem ein Abonnement mit allen 
 17 Spielen oder auch eines mit den Spielen bestimmter Teams (z.B. denen der 
 18 Lieblingsmannschaft) abschließbar machen.

 19 (4) Die Deutsche Fußball Liga (DFL) soll dazu angehalten werden, die für die bis 
 20 einschließlich der Saison 2024/25 vergebenen TV-Rechte nach Möglichkeit entsprechend 
 21 dem vorgeschlagenen Verfahren erneut zu vergeben.

 22 (5) Die Vergabe der TV-Rechte für die 2. Bundesliga soll entsprechend der genannten 
 23 Vorschläge ebenfalls angepasst werden, damit dort weitere Anbieter neben Sky die 
 24 Möglichkeit haben, das sog. „Paket F“ zu erwerben, welches alle Spiele dieser Liga 
 25 umfasst.
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Antrag  701: Landeskongress stärken - Alex-Müller-Verfahren 
reformieren
Laufende Nummer: 161

Antragsteller*in: BV Düsseldorf, BV Niederrhein, André Heeke
Status: zugelassen
Sachgebiet: Verbandsinternes

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Der Landeskongress fordert den Landesvorstand dazu auf, das Alex-Müller-Verfahren zur 
 2 Bestimmung der Antragsreihenfolge in Zukunft digital und im Vorfeld des 
 3 Landeskongresses durchzuführen. Das Verfahren ist nur für die Delegierten des 
 4 Landeskongresses zugänglich zu machen, für den jeweils die Antragsreihenfolge 
 5 bestimmt werden soll.

 6 Option: Unterallen Mitgliedern der Jungen Liberalen NRW soll im Vorfeld des 
 7 Landeskongresses durch eine Umfrage ermittelt werden, welcher der fristgerecht 
 8 eingereichten Anträge sie am meisten interessiert. Der Antrag, der dabei die meisten 
 9 Stimmen erhält (‚Mitgliederantrag‘), soll vom Landeskongress auf einem der ersten 
 10 drei Plätze der Antragsreihenfolge beraten und dazu -wenn notwendig- vorgezogen 
 11 werden. Der erweiterte Landesvorstand macht dem Landeskongress zur genauen 
 12 Platzierung -wenn notwendig- einen Vorschlag.

 13 Der Beschluss des 92. Landeskongresses in Euskirchen (vom 11.05.2019) mit dem Titel 
 14 „ALEX-MÜLLER-VERFAHREN DIGITAL DURCHFÜHREN“ wird aufgehoben.

Begründung

Der Landeskongress ist das oberste Beschlussgremium der JuLis NRW und besteht aus über 200 
direkt von den Mitgliedern in den Kreisverbänden gewählten Delegierten. Er ist somit 
basisdemokratisch legitimiert, vertritt die Jungen Liberalen in NRW in ihrer ganzen Breite und 
spricht wie kein anderes Gremium direkt für den Verband. Zu den Aufgaben des LaKos zählen 
neben der Personalauswahl und der Kontrolle des Landesvorstandes auch die Entscheidung über 
die politisch-programmatische Ausrichtung des Verbandes. Die Zeit für Antragsberatung ist 
begrenzt, weshalb die Reihenfolge der Anträge dabei von besonderer Bedeutung ist. Seit 2019 
dürfen theoretisch alle Mitglieder des Verbandes die komplette Antragsreihenfolge des 
Landeskongresses bestimmen - in der Praxis machen davon jedoch stets (und meistens deutlich) 
weniger als 10% der Mitglieder Gebrauch. Diese Wahlbeteiligung ist nicht ausreichend, um zu 
begründen, warum die basisdemokratisch gewählten Delegierten sie kritiklos annehmen sollten. 
Zugleich würde eine Anpassung der Antragsreihenfolge durch den Kongress (wozu die Delegierten 
das Recht haben) Irritationen bei den Mitgliedern hervorrufen, die zu Recht von einem 
verbindlichen Mitgliedervotum ausgehen. Wir befinden uns also in der Abwägung von 
demokratischer Repräsentation auf der einen und Mitgliederbeteiligung auf der anderen Seite. 
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Dieser Antrag (inklusive seiner Option) macht das Angebot für einen langfristig tragbaren 
Kompromiss. In jedem Falls soll das AMV weiterhin digital durchgeführt werden, damit die 
Ergebnisse frühzeitig zur Verfügung stehen und sich alle Delegierten und Mitglieder gut auf den 
Kongress vorbereiten können.

Weitere Begründung erfolgt mündlich.

OpenSlides - Präsentations- und Versammlungssystem

50 / 176



Antrag  111: Frauenhäuser zugänglich machen
Laufende Nummer: 163

Antragsteller*in: BV Köln/Bonn
Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 „(1) Das Recht des Sozialgesetzbuchs soll zur Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit 
 2 und sozialer Sicherheit Sozialleistungen einschließlich sozialer und erzieherischer 
 3 Hilfen gestalten. Es soll dazu beitragen, [...]besondere Belastungen des Lebens, auch 
 4 durch Hilfe zur Selbsthilfe, abzuwenden oder auszugleichen.” heißt es im §1 des SGB 
 5 I.

 6

 7 Die aktuelle Regelung zur Finanzierung des Aufenthalts für Frauen in Frauenhäusern 
 8 wirkt dagegen in vielen Kommunen konträr. Sie inkludiert nur Frauen, welche 
 9 Leistungsansprüche nach dem Sozialgesetzbuch (SGB II, SGB XII) besitzen. De Facto 
 10 exkludiert dies Frauen in Ausbildung, Frauen im Studium, EU-Bürgerinnen,

 11 Frauen mit Einkommen und Asylbewerberinnen. Diese müssen ihren Tagessatz selbst 
 12 bezahlen, welcher sehr stark variieren kann und bis zu 80€ betragen kann. Des 
 13 Weiteren regeln die Istanbul Konventionen, welche auch Deutschland unterzeichnet hat, 
 14 eine “Ausdehnung der Maßnahmen auch in Asylverfahren, eigenständige Aufenthaltstitel 
 15 für Gewaltopfer”. 

 16

 17 Häusliche Gewalt stellt ein signifikantes Problem dar und muss ernst genommen werden. 
 18 Das hat die Corona-Pandemie noch einmal verdeutlicht. Dabei sollten wir uns nach §1 
 19 im SGB I und den Istanbul Konventionen richten und uns daher für eine Öffnung der 
 20 Finanzierung einsetzen, so dass Schutz für jede Frau gewährleistet werden kann, egal 
 21 welchen Verhältnissen sie entstammt. Damit wird gewährleistet, dass Frauen einerseits 
 22 die Hilfe und Unterstützung erfahren können, die sie brauchen und andererseits, dass 
 23 die Verhältnismäßigkeit bestehen bleibt.

 24

 25 Daher fordern die Jungen Liberalen NRW:

 26

 27

Eine einheitliche Regelung durch den Bund für die Rahmenbedingungen zur 
Finanzierung der Tagessätze;

 28

 29

Grundsätzliche finanzielle Öffnung für Frauen, die a) EU-Bürgerinnen b) 
Asylbewerberinnen c) Auszubildende, und/oder d) Studentinnen sind;

 30 Prüfung der Verhältnismäßigkeit von Finanzierung für Frauen mit Einkommen.

 31
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Begründung

erfolgt mündlich. 
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Antrag  303: NATO-Erweiterung und Stärkung, sowie die 
Erhöhung der Verteidigungsausgaben Deutschlands auf 3% 
des BIP
Laufende Nummer: 36

Antragsteller*in: Leonard Becker
Status: zugelassen
Sachgebiet: Außen und Europa

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Der Krieg in der Ukraine hat gezeigt, dass Deutschland und die Europäische Union 
 2 nicht nur unabhängiger in seiner Energiepolitik sein sollte, sondern auch 
 3 geschlossener in der Verteidigungspolitik agieren sollte und seine Bundeswehr wieder 
 4 stärken sollte, um für einen Angriff auf ein NATO-Land gerüstet zu sein, wenn der 
 5 Bündnisfall eintritt.

 6 Im ersten Schritt muss Deutschland sein 2% Verteidigungsausgabenziel endlich 
 7 einhalten. 

 8 Es darf nicht weiter darüber diskutiert werden, ob wir 2% unseres BIPs in die 
 9 Verteidigung investieren, sondern wie wir es tun und in welchen Bereichen die 
 10 Bundeswehr gestärkt werden muss.

 11 Des Weiteren müssen alle anderen NATO-Mitgliedsstaaten dazu aufgefordert und darauf 
 12 aufmerksam gemacht werden, sich ebenfalls an das 2% Ziel zu halten. 

 13 Von aktuell 30 Mitgliedsstaaten, halten sich zur Zeit nur einige wenige, wie zum 
 14 Beispiel die USA und Großbritannien, an die Abmachung.

 15 In Europa muss mit allen NATO-Mitgliedsstaaten jetzt darüber geredet werden, wie man 
 16 möglichst schnell eine Europäische Armee aufbaut und dieses Vorhaben anschließend 
 17 auch in die Wege geleitet wird. 

 18 Deutschland und vor allem Europa muss in Zukunft deutlich geeinter Auftreten. Es kann 
 19 nicht sein, dass die EU und Europa völlig zerfasert agiert, während Großmächte wie 
 20 die USA, China und auch Russland genau wissen, was sie wollen. Eine europäische Armee 
 21 ist ein großer wichtiger Schritt, damit Europa endlich an einem Strang ziehen kann.

 22 In einem weiteren Schritt müssen die Verteidigungsausgaben von Deutschland 
 23 langfristig auf 3% steigen, um dem amerikanischen und englischen Vorbild zu folgen 
 24 und auch um Vorbild in Europa zu sein. 

 25 Denn ganz Europa, sogar die ganze Welt schaut auf Deutschland als Repräsentanz für 
 26 Europa.

 27 Um die NATO endgültig vor weiteren Kriegen zu schützen und ganz konkret vor Russland 
 28 zu schützen müssen noch mehr Länder der NATO beitreten und vor allem jene Länder 
 29 beitreten, die an der russischen Grenze liegen. Der Fall Ukraine hat gezeigt, welche 
 30 katastrophalen Folgen zu langsames Handeln und das Verhindern vom NATO-Eintritt 
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 31 einzelner Länder haben kann. Denn wer ein NATO-Land angreift, der beginnt aller 
 32 Wahrscheinlichkeit nach einen Weltkrieg. Somit wird die Hemmschwelle ein NATO-
 33 Mitgliedsland anzugreifen deutlich erhöht.

 34 Deswegen fordern wir jungen Liberalen, dass zunächst die Länder Schweden & Finnland
 35 Mitgliedsstaaten werden, da dies Länder der EU mit vollwertigen Demokratien sind, die 
 36 direkt an Russland liegen.

 37 Auch Moldawien, was westlich der Ukraine liegt, muss Mitglied werden.

 38 Georgien, Armenien und Aserbaitschan müssen Mitgliedsstaaten werden, da sie südlich 
 39 an Russland grenzen und somit in Gefahr geraten von Russland angegriffen zu werden 
 40 und ihre Souveränität zu verlieren.

 41 Um die Stärke von Europa zu erhöhen und die NATO geografisch zu komplettieren müssen 
 42 auch endlich Gespräche mit den Ländern: Schweiz, Österreich, Bosnien- Herzegowina, 
 43 Serbien und Kosovo geführt werden.

 44 Darüber hinaus sollen die Commonwealth-Mitgliedsländer Australien und Neuseeland
 45 ebenfalls, wie ihr englissprachiger Partner Großbritannien, der NATO beitreten, da 
 46 diese ebenfalls demokratische Staaten der westlichen Weltordnung sind. 

 47 Da Irland ebenfalls englischsprachig ist und unmittelbar an Großbritannien und die EU 
 48 grenzt sollten auch mit Irland die Verhandlungen aufgenommen werden.

 49 Die Erweiterung der NATO soll vor allem den Bestand der Demokratien sichern, da die 
 50 demokratische Staatsform ein hohes Gut ist, allerdings aktuell nur 45% der Länder 
 51 weltweit diese Staatsform haben und sonst eine Reduzierung von Demokratien weltweit 
 52 weiter möglich ist.

 53 Langfristig soll sich die EU mit allen Mitgliedstaaten zu einem föderalen Staatenbund
 54  zusammenfinden und eine gemeinsame Verfassung erstellen. 

 55 Dieses Bündnis, dass sich die vereinigten Staaten von Europa nennen könnte, würde die 
 56 Energieunabhängigkeit von anderen Ländern sichern, wirtschaftliche Prosperität durch 
 57 Reise- und Wirtschaftsfreiheit schaffen und eine langfristige Lösung zur Schaffung 
 58 von nachhaltigem Frieden in Europa bedeuten. Auch nach außen könnte Europa so in 
 59 Wirtschafts-, Klima- und Verteidigungsfragen mit einer gemeinsamen Stimme sprechen 
 60 und wäre nicht länger Spielball der Großmächte.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  608: Steuerfreie Bonusleistungen für die Aktienrente
Laufende Nummer: 156

Antragsteller*in: LAK Wirtschaft
Status: zugelassen
Sachgebiet: Wirtschaft, Arbeit und Finanzen

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Altersvorsorge ist in Zeiten eines starken demografischen Wandels eine besondere 
 2 Herausforderung. Sie ist maßgeblich für den Wohlstand im Alter und stützt durch eine 
 3 starke Kaufkraft den Konsum im Alter. Doch das umlagefinanzierte System stößt an 
 4 seine Grenzen und bürgt jungen Generationen eine große Last auf. Richtigerweise hat 
 5 die Koalition aus SPD, Grüne und FDP die Aktienrente in ihren Koalitionsvertrag 
 6 geschrieben, um auf die Probleme des umlagefinanzierten Systems zu reagieren. 

 7 Um die Aktienrente zu stärken und die vagen Versprechen des Koalitionsvertrages mit 
 8 Inhalten zu füllen, fordern wir JuLis NRW, die Aktienrente zu stärken und auszubauen. 
 9 Dazu fordern wir folgende Punkte: 

 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

Den Beitragszahlern soll es ermöglicht werden, einen Teil ihres 1. 
Jahresbruttogehalts in steuerfreie Beiträge zur Aktienrente umzuwandeln. 

Die Höhe der Beitragszahlungen für die gesetzliche Aktienrente soll von den 2. 
Beitragszahlern bis zu einem Betrag von 6480€ p.a. frei gewählt werden können. 

Die Beitragszahlungen werden im Zuge der nachgelagerten Besteuerung versteuert. 3. 

Es soll den Beitragszahlern außerdem freigestellt werden, Bonuszahlungen vom 4. 
Arbeitgeber in steuerfreie Beiträge zur Aktienrente umzuwandeln, insofern nicht 
die o.g. Grenze überschritten wird. 

Geringfügig Beschäftigten soll die Wahl gegeben werden, statt der Befreiung von 5. 
Rentenversicherungsbeiträgen letztere in die Aktienrente einzuzahlen. Zudem soll 
ihnen die Möglichkeit eröffnet werden, einen Teil ihres Gehaltes steuerfrei in 
die Aktienrente fließen zu lassen. 

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  205: Ein moderner Rechtsstaat braucht ein modernes 
Jurastudium
Laufende Nummer: 186

Antragsteller*in: BV Münsterland
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Der Personalmangel macht auch vor dem juristischen Arbeitsmarkt nicht halt. Es fehlt 
 2 an Volljuristinnen und -juristen. Immer weniger legen das zweite Staatsexamen ab. 
 3 Dabei wächst der Bedarf auf staatlicher Seite seit Jahren. Der Konkurrenzkampf um die 
 4 stagnierende Anzahl an Absolventinnen und Absolventen nimmt zu – insbesondere 
 5 hinsichtlich derjenigen mit überdurchschnittlich gutem Abschluss. Diese können sich 
 6 aussuchen, ob sie für private oder staatliche Akteure arbeiten möchten. Die 
 7 Wirtschaft lockt dabei mit enormen und immer weiter steigenden Gehältern, einer 
 8 Beschränkung der Arbeitszeiten oder der verbesserten Vereinbarkeit des Berufsalltags 
 9 mit der eigenen Familienplanung.

 10 Auf staatlicher Seite winken hingegen neben den (teilweise deutlich) geringeren 
 11 Gehältern weitere Nachteile. Freistehende oder unzureichend besetzte Dezernate und 
 12 Kammern führen zur Anhäufung von Arbeitslast – insbesondere für Neueinsteigerinnen 
 13 und -einsteiger. Im Vergleich zur Wirtschaft hat man weniger Mitspracherecht bei der 
 14 fachlichen und örtlichen Zuteilung und muss weitere Hürden wie die Zeit als „Richter 
 15 auf Probe“ überwinden. Im Ergebnis entscheiden sich Assessoren daher immer häufiger 
 16 gegen die Tätigkeit im Staatsdienst.

 17 Unzulänglich besetzte Stellen, die daraus resultierende Mehrbelastung der vorhandenen 
 18 Arbeitskräfte und die damit einhergehende sinkende Attraktivität des Staatsdienstes 
 19 bilden einen Teufelskreis. Es droht die zunehmende Verschlechterung der Arbeit der 
 20 Justiz – sowohl in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht. Gerade bei 
 21 Verfahren mit hohem Zeitdruck besteht die Gefahr der Herbeiführung von endgültigen 
 22 und gravierenden rechtsstaatlichen Konsequenzen – etwa im Falle einer Überschreitung 
 23 der zulässigen Höchstdauer einer Untersuchungshaft. Personaloffensiven wie der sog. 
 24 Pakt für den Rechtsstaat sollen diesem Missstand begegnen. Auch abseits der 
 25 personellen Perspektive gibt es erheblichen Reformbedarf – etwa im Bereich der 
 26 Digitalisierung und der verbesserten Streitbeilegung für Verbraucher.

 27 Doch solche grundsätzlich zu befürwortenden Maßnahmen wie Verfahrensoptimierungen, 
 28 Schaffung von neuen Planstellen und andere Maßnahmen laufen leer, wenn der 
 29 qualifizierte Nachwuchs fehlt, um die entsprechenden Aufgaben überhaupt wahrzunehmen. 
 30 Mittlerweile melden sich erste Gerichte, welche nach eigenen Angaben aufgrund von 
 31 Personalmangel keinen ordnungsgemäßen Betrieb mehr gewährleisten können. Abseits der 
 32 immanenten Auswirkungen in Form sinkender Anforderungen, wurde bisher keine 
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 33 langfristige Lösung präsentiert. Dabei braucht es neben anderen sinnvollen Maßnahmen 
 34 auch mehr entsprechend qualifizierte Richterinnen und Richter, mit anderen Worten 
 35 mehr Volljuristinnen und -juristen. Hierfür ist es notwendig, bereits am Grundstein 
 36 der juristischen Laufbahn anzusetzen.

 37 Bisher wurde das Studium und der Weg zum ersten Staatsexamen zunehmend unattraktiver 
 38 gestaltet – sei es durch die Abschaffung der Möglichkeit des sog. „Abschichtens“, die 
 39 Ausweitung des Pflichtfachstoffes und den studierenden-feindliche Reformen von 
 40 Studienverlaufsplänen. Hierdurch gehen immer mehr potenzielle (Prädikats-)Juristinnen 
 41 und Juristen verloren – und das nicht aus fachlichen Gründen.

 42 Die Besonderheit unseres nationalen Rechtssystems führen dazu, dass – im Vergleich zu 
 43 anderen Berufsgruppen – der Mangel an Juristinnen und Juristen nur in stark 
 44 verringertem Maße durch den Zuzug von ausländischen Fachkräften ausgeglichen werden 
 45 kann. Wir setzen uns daher für eine echte nachhaltige Reform der juristischen 
 46 Ausbildung ein, die deren Attraktivität für junge Menschen erhöht und den heutigen, 
 47 modernen Standards entspricht.

 48 Wir fordern eine ehrliche und ergebnisoffene Evaluation des Studiums der 
 49 Rechtswissenschaften. Angefangen mit jüngsten Entwicklungen (bspw. etwa die Reform 
 50 des JAG NRW) braucht es eine detaillierte Analyse des status quo unter Einbeziehung 
 51 aller beteiligten Akteure. Dabei sind insbesondere auch die Auswirkungen auf den 
 52 juristischen Arbeitsmarkt, die mentale Gesundheit von (angehenden) Juristinnen und 
 53 Juristen sowie die fachlichen und tatsächlichen Anforderungen des Studiums und 
 54 insbesondere der Abschlussprüfungen zu berücksichtigen. Als mögliche Maßnahmen zur 
 55 Reform der Juristenausbildung schlagen wir vor: 

 56 Einführung eines integrierten Bachelors

 57 Mit der Einführung eines integrierten Bachelors kann die Lage des juristischen 
 58 Arbeitsmarkts entspannt werden. Zudem wird insbesondere das „Alles-Oder-Nichts“-
 59 Prinzip des Staatsexamens als einer der Hauptverantwortlichen für psychischen Druck 
 60 im Studium genannt. Die Einführung eines integrierten Bachelors würde also nicht nur 
 61 zur Entspannung des Arbeitsmarkts beitragen, sondern auch den Druck im Studium und 
 62 etwaige Examensängste lindern. Langfristig könnten so späte Abbrüche ohne 
 63 universitären Abschluss vermieden werden.

 64 Vernetzung und Ausbau der universitären Repetitorien

 65 Damit alle Studierenden die gleichen Chancen zu eröffnen, braucht es eine 
 66 Examensvorbereitung, welche auch ohne zusätzliche Kosten im vierstelligen Bereich 
 67 ohne Nachteile gegenüber den Kommilitoninnen und Kommilitonen beendet werden kann. 
 68 Zur Steigerung der Qualität der universitären Examensvorbereitung setzen wir uns 
 69 dafür ein, dass diese grundsätzlich ausgebaut wird. Neben der Bereitstellung von 
 70 notwendigen Mitteln ist insbesondere die Vernetzung der Fakultäten untereinander 
 71 unerlässlich. Dadurch können Synergieeffekte erzielt werden und Universitäten mit 
 72 einem qualitativ geringwertigeren Angebot von erfolgreicheren anderen Standorten 
 73 profitieren.

 74 Außerdem können so Kosten (wie zum Beispiel für die Erstellung von 
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 75 Begleitmaterialien) gesenkt werden. Zurzeit erstellen viele universitäre Repetitorien 
 76 ihre eigenen Hilfsmittel wie etwa Lehrbücher oder Karteikarten. Dabei ist der für das 
 77 Examen erforderliche Stoff mindestens landesweit deckungsgleich. Daraus resultieren 
 78 doppelte Kosten, welche die Haushalte der juristischen Fakultäten belasten, und 
 79 andere, sinnvollere Ausgaben verhindern. Es wäre vorteilhafter, wenn die Mittel - so 
 80 weit wie sinnvoll möglich - gebündelt würden, etwa durch die landesweit zentrale 
 81 Erstellung qualitativ hochwertiger Materialien. Diese könnten dann an die jeweiligen 
 82 Universitäten ausgegeben werden. Gleichwohl sind dabei lokale Angebote der 
 83 Universitäten wie etwa Examenskurse, Rechtsprechungsanalysen und 
 84 Examensklausurenkurse zu erhalten. Dadurch würden Unterschiede in der Vorbereitung 
 85 minimiert werden, ohne etablierte Angebote vor Ort einzuschränken.

 86 Als positives Beispiel (auch für seine gute Vernetzungsarbeit) ist das unirep der WWU 
 87 Münster zu nennen. Durch die deutschlandweite Anbindung konnten bereits einige 
 88 doppelte Strukturen abgebaut werden. Diese Vernetzungsarbeit gilt es auszubauen und 
 89 zentral zu organisieren, damit die Qualität der universitären Examensvorbereitung 
 90 landes- sowie bundesweit steigt und die Erfolgsaussichten der Examenskandidierenden 
 91 immer weniger vom eigenen Uni-Standort abhängen. Denkbar sind hierfür beispielsweise 
 92 landesweite Tagungen und Fortbildungen für Dozierende der universitären 
 93 Examensvorbereitung.

 94 Zuletzt ist positiv hervorzuheben, dass sich durch die Vernetzung der Wettstreit 
 95 unter den verschiedenen Fakultäten stärker auf die lokalen Angebote sowie die anderen 
 96 Phasen der juristischen Ausbildung (Zwischenprüfung/Schwerpunkt) verlagern wird. Der 
 97 Drang zur Steigerung der Attraktivität des eigenen Standorts wird so mittelbar auch 
 98 zur generellen Verbesserung des Jurastudiums führen - unterstützt durch einen nicht 
 99 von Doppelstrukturen belasteten Haushalt.

 100 Zentrale Organisation und Evaluation von Studium, Prüfungen und Inhalten

 101 Nicht nur im Bereich der universitären Repetitorien bedarf es einer stärkeren 
 102 Zentralisierung. Bislang basiert das Jurastudium im Wesentlichen auf 
 103 landesrechtlichen Vorgaben und dessen Umsetzung durch die eigene Universität sowie 
 104 durch das jeweils zuständige Justizprüfungsamt. Von letzterem gibt es dabei 
 105 beispielsweise drei in NRW - je eins pro Oberlandesgerichtsbezirk. Dies führt 
 106 beispielsweise dazu, dass nicht alle Examensprüfungen identische Aufgabenstellungen 
 107 zugrundliegen oder dass Studierende fernab der eigenen Universitätsstadt ihre 
 108 Abschlussprüfung ablegen müssen.

 109 Es wäre zielführender, die drei Prüfungsämter im Landesjustizministerium zu vereinen 
 110 und einen verbeamteten Staatssekretär einzusetzen, welcher gleichermaßen die 
 111 juristische Ausbildung (also auch die Koordination der verschiedenen universitären 
 112 Repetitorien) wie die juristischen Abschlussprüfungen zentral organisiert. Letztere 
 113 wären dann dezentral in den jeweiligen Universitätsstädten durchzuführen. Der 
 114 zuständige Staatssekretär könnte auch an der inhaltlichen Ausgestaltung mitwirken.

 115 Die immense Menge an Inhalten ist ein großes Hindernis für angehende Juristinnen und 
 116 Juristen und erfährt regelmäßig Kritik. Durch die stetig steigende Anzahl an (Teil-
 117 )Rechtsgebieten wuchs der Prüfungsstoff in den letzten Jahrzehnten noch zusätzlich 
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 118 weiter an - etwa durch die zunehmende (Prüfungs-)Relevanz von Europarecht. Dabei ist 
 119 zunächst zu betonen, dass in der juristischen Ausbildung und dem Staatsexamen gewisse 
 120 inhaltliche Standards - insbesondere auch aufgrund der staatspolitischen Relevanz der 
 121 juristischen Tätigkeit - unabdingbar sind. Gleichzeitig ist das Recht dynamisch und 
 122 entwickelt sich stetig fort. Ein Beispiel hierfür ist etwa die Zusammenwirkung von 
 123 Technologie und Recht (sog. „LegalTech“).

 124 Um ein zeitgemäßes Jurastudium zu gewährleisten, den qualitativen Anforderungen 
 125 gerecht zu werden und gleichzeitig eine inhaltliche Überladung des Staatsexamens zu 
 126 verhindern, befürworten wir inhaltliche Restrukturierung, etwa durch die Einführung 
 127 eines unabhängigen Gremiums. Dieses könnte sich aus verschiedenen Akteuren mit 
 128 entsprechender Expertise zusammensetzen und regelmäßig - etwa im fünf Jahres Takt - 
 129 die inhaltlichen Voraussetzungen evaluieren. Sofern diese Evaluation Handlungsbedarf 
 130 offenbart, könnte sie die Voraussetzungen aktualisieren und unter Abwägung der 
 131 verschiedenen Argumente für eine gewisse Zeitspanne mit hinreichendem Vorlauf 
 132 festgelegt werden Insbesondere sollte dabei auch ein inhaltliches Moratorium geeinigt 
 133 werden, um einen weiteren Anstieg der Belastung zu verhindern. Hierdurch würde auch 
 134 gewährleistet, dass die Generationen von Jurastudierenden untereinander an ähnlichen 
 135 Vorgaben gemessen werden und deren Leistungen entsprechend vergleichbar bleiben. Der 
 136 Fokus sollte dabei darauf liegen, das Jurastudium auf Höhe der Zeit auszugestalten 
 137 und gleichzeitig negativen Entwicklungen inhaltlicher Natur ein Ende zu setzen.

 138 Stärkere Verknüpfung von Studium und Staatsexamen

 139 Als Ausnahme der großen Mehrheit der universitären Studiengänge wird die 
 140 Abschlussprüfung des Jurastudiums nicht (ausschließlich oder überwiegend) von den 
 141 Lehrenden der Universität abgenommen, sondern erfolgt mehrheitlich - gerade im 
 142 schriftlichen Bereich - durch Juristinnen und Juristen aus der Praxis. Dies führt zu 
 143 einer Entkopplung des bisherigen Studiums und der Abschlussprüfung, welche gerade 
 144 aufgrund der Besonderheiten der Rechtswissenschaften problematisch ist.

 145 Denn diese ist, im Gegensatz zu anderen Wissenschaften, im geringen Maße an 
 146 natürliche Gegebenheiten gebunden. Gerade deshalb sind viele rechtliche 
 147 Entscheidungen nicht vorgegeben oder unumstritten, sondern werden innerhalb der 
 148 Rechtswissenschaften diskutiert und nicht einheitlich beantwortet. Dabei präferieren 
 149 Literatur und Rechtsprechung regelmäßig divergierende Lösungen. Während man also im 
 150 gesamten Studium gewisse Probleme im Einklang mit den Professorinnen und Professoren 
 151 mit „A“ beantwortet hat, hält der Korrektor der schriftlichen Arbeit aufgrund seiner 
 152 Tätigkeit in der Praxis nunmehr möglicherweise Antwort „B“ für richtig. Um dieses 
 153 Problem zu entschärfen und universitäre Besonderheiten auch in der Abschlussprüfung 
 154 zu berücksichtigen, ist eine stärkere Verknüpfung von Studium und Abschlussprüfung 
 155 unerlässlich. Dies ist lediglich möglich, wenn neben Praktikerinnen und Praktikern 
 156 auch Professorinnen und Professoren wieder verstärkt in den Prüfungsbetrieb 
 157 eingebunden werden. Hierfür sind zunächst die Gründe für den professoralen Rückzug 
 158 aus der Prüfungspraxis in dem vergangenen Jahre zu evaluieren. Zudem sollten auch 
 159 zusätzliche Fort- und Weiterbildungsangebote - insbesondere für Prüfende aus der 
 160 Praxis - entstehen.

OpenSlides - Präsentations- und Versammlungssystem

59 / 176



 161 Evaluation und Überarbeitung des Korrekturprozesses

 162 Auch die Korrektur der schriftlichen Abschlussarbeiten ist umstritten. Beispiel 
 163 hierfür ist die Frage, ob im aktuellen Korrekturvorgang die zweite Korrektur ein 
 164 tatsächliches Korrektiv für die Erste darstellt. Dabei steht der Vorwurf im Raum, 
 165 dass eine bereits vorliegende Erstkorrektur der Klausur den Zweitkorrektor in seiner 
 166 Wertung beeinflusst. Dies lässt sich nicht allgemein feststellen, denn jeder 
 167 Korrektor arbeitet anders - mit weitreichendem individuellem Ermessen. Aber auch im 
 168 Einzelfall kann die Frage, inwieweit sich am „Vorgänger“ (unbewusst) orientiert 
 169 wurde, im Nachhinein nicht beantwortet, geschweige denn belegt werden. Es ist zu 
 170 betonen, dass die überwiegende Mehrheit der Zweitkorrektorinnen und -korrektoren 
 171 bereits ein weitgehend autonomes Votum unabhängig von der ersten Bewertung erstellt. 
 172 Gleichwohl gibt es auch Fälle, in denen die erste Bewertung - durchaus auch 
 173 erheblichen - Einfluss auf die Erstellung der zweiten Korrektur hat. Seit Jahren gibt 
 174 es immer wiederkehrende Beschwerden, die eigene Zweitkorrektur verfolge 
 175 offensichtlich keinen eigenen Ansatz, sondern bleibe der Erstkorrektur nahezu ohne 
 176 Abweichung treu.

 177 Im Grundsatz geht es um die Frage, inwieweit man die zweite Korrektur als erneute 
 178 eigenständige Bewertung versteht. Soll sie die erste Korrektur überprüfen oder die 
 179 Prüfungsleistung individuell erneut bewerten?

 180 Auch die Beantwortung derartiger Fragen sowie die Optimierung von Verfahrensabläufen 
 181 gilt es zu evaluieren. Denkbar ist beispielsweise auch eine anteilige Entkoppelung 
 182 von Erst- und Zweitkorrektur. Um beide Ansätze zu kombinieren, könnten etwa beide 
 183 Korrektoren zunächst ohne Rückschlüsse auf den Bearbeiter individuell die 
 184 Prüfungsleistung bewerten. Dies fördert eine faire Bewertung. Der Zweitkorrektor 
 185 könnte dann anschließend die Voten des Erstkorrektors erhalten, um seine Gutachten 
 186 mit diesen abzugleichen. So wird die Arbeit zwei Mal unabhängig voneinander 
 187 korrigiert und gleichzeitig die intendierte Korrektivfunktion der Zweitkorrektur 
 188 erhalten.

 189 Die Gefahr von erheblichen Notenunterschieden zwischen den Korrekturen, welche 
 190 wiederum zu einem erheblichen Anstieg der benötigten Drittgutachten führen würden, 
 191 halten wir angesichts der bereits jetzt hohen Anforderungen an die Korrektoren und 
 192 ihre Arbeit für gering. Sollte sich wider Erwarten das Gegenteil herausstellen und 
 193 die Unterschiede zwischen Erst- und Zweitkorrektur erheblich zunehmen, belegt dies 
 194 gerade die Notwendigkeit für die autonome Erstellung von Zweitgutachten. Zudem kann 
 195 diese Problematik auch durch eine Anpassung des Umgangs mit Notendivergenzen 
 196 gelindert werden - etwa durch einen erhöhten Spielraum für informelle 
 197 Annährungsverfahren.

 198 Ein Drittkorrektor wäre demnach lediglich bei fehlender Einigung sowie bei 
 199 exorbitanten Divergenzen notwendig. In derartigen Konstellationen ist dessen 
 200 Einbeziehung auch angemessen, unbeachtlich daraus resultierender Mehrkosten. Dabei 
 201 ist zu betonen, dass der Benotungsprozess als Ganzes, aber insbesondere auch die 
 202 Kommunikation zwischen den Prüfenden einer hinreichenden Transparenz und 
 203 Nachvollziehbarkeit bedarf. Auch hierfür ist eine angemessene und dem Arbeitsaufwand 
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 204 entsprechende Entlohnung unerlässlich. Denn eine zu niedrige Entlohnung führt zur 
 205 qualitativen Verschlechterung der Korrekturen und fällt somit auch auf das Studium 
 206 als solches zurück.

 207 Außerdem setzen wir uns im Sinne der Chancengerechtigkeit dafür ein, die legislative 
 208 Grundlage der juristischen Ausbildung perspektivisch verstärkt in die Kompetenz des 
 209 Bundes zu verlagern. Dabei sollen individuelle Entfaltungsräume der Länder und 
 210 Fakultäten bestehen bleiben, gerade die Abschlussprüfungen jedoch vereinheitlicht und 
 211 hierdurch vergleichbarer werden.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  611: Wahrlich wettbewerblich: Freiheit der 
Währungswahl
Laufende Nummer: 30

Antragsteller*in: BV Ostwestfalen-Lippe
Status: zugelassen
Sachgebiet: Wirtschaft, Arbeit und Finanzen

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Währungen in Form von Geld sind aus modernen und freiheitlichen Gesellschaften nicht 
 2 mehr wegzudenken. Über den Nutzen als Zahlungsmittel für das alltägliche Leben durch 
 3 die Vereinfachung von Transaktionen hinaus legen sie mittels ihrer Wertaufbewahrungs-
 4 und Wertmessfunktion den Grundstein für Wohlstand und Fortschritt und sind ein Garant 
 5 für die Freiheit des Individuums. Wettbewerbsfeindliche monopolistische 
 6 Strukturengefährden die grundlegenden Funktionen von Währungen und machen sie für 
 7 politische Instrumentalisierungen anfällig.

 8 Neben einer wettbewerblich organisierten, insbesondere grundsätzlich auf 
 9 Kapitalverkehrsbeschränkungen und die Fixierung von Wechselkursen verzichtenden 
 10 Währungsordnung zwischen den zentralbanklich geschöpften Währungen offener 
 11 Volkswirtschaften sprechen sich die Jungen Liberalen Ostwestfalen-Lippe für eine 
 12 umfassende Gleichbehandlung privater Währungen aus, die sowohl untereinander als auch 
 13 mit staatlichen Währungen konkurrieren können. Zu diesem Zweck sollen sämtliche 
 14 Regelungen im nationalen und im Unionsrecht, die das bisher 
 15 bestehendevstaatlicheWährungsmonopol aufrechterhalten – namentlich der Sonderstatus 
 16 als gesetzliches Zahlungsmittel – entfallen.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  106: Demokratische Bildung fördern
Laufende Nummer: 5

Antragsteller*in: BV Köln/Bonn
Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Demokratie besteht nicht nur aus Verfassung, Parlament und Wahlen. Sie ist eine 
 2 kreative Gesellschaftsform, in der sich Menschen engagieren können, politische und 
 3 soziale Probleme anzupacken und die Welt mitzugestalten. Demokratie lebt von Diskurs 
 4 und Kritik, von Gestaltungsmöglichkeiten und Beteiligung. Partizipation ist für uns 
 5 daher ein elementares demokratisches Prinzip. Grundlage demokratischer 
 6 Entscheidungsprozesse ist die Beteiligung aller Betroffenen – das gilt besonders für 
 7 Kinder und Jugendliche.

 8 Jedoch ist unsere Demokratie gegenwärtig besonderen Herausforderungen und Gefahren 
 9 ausgesetzt. Intoleranz, Fremdenfeindlichkeit, Gewalt, Antisemitismus und Extremismus 
 10 bedrohen unser friedliches Zusammenleben - hier bei uns, aber auch in Europa und der 
 11 Welt. Für die Demokratie ist dies eine große Bewährungsprobe. Hier sind die 
 12 Institutionen gefordert. Schule, Kinder- und Jugendeinrichtungen und das übrige 
 13 Gemeinwesen tragen dafür, Sorge, dass eine aktivierende Beteiligungskultur entstehen 
 14 kann. Nur wenn Demokratie als Gesellschafts- und Lebensform erfahrbar wird, ist ihre 
 15 Verfassungsordnung zukunftsfähig. Nur wenn Demokratie als Lebensentwurf überzeugt, 
 16 haben ihre Gegner keine Chance.

 17 Deshalb fordern wir:

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

die landesweite Förderung der demokratischen Kultur an Schulen, Kitas sowie in 
Kinder- und Jugendeinrichtungen;

vermehrte Besuchsangebote in politischen Institutionen für Schulen sowie für 
Kinder- und Jugendeinrichtungen;

die Etablierung von jährlichen landesweiten obligatorischen Demokratie- 
Projekttagen an Schulen für jede Klassenstufe, um junge Menschen in ihrer 
Demokratiekompetenz zu stärken;

die Förderung von Kooperationen zwischen demokratischen Schulen;

das Vorantreiben der Zusammenarbeit zwischen demokratiepädagogischen Akteuren in 
Schule, Jugendarbeit und Weiterbildung europaweit und

die Aufnahme der Lehre über schulische Gremien in die Kernlehrpläne.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  220: Volljährigkeit ab 16
Laufende Nummer: 8

Antragsteller*in: BV Ostwestfalen-Lippe
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Nur ein politisches Gemeinwesen, das junge Menschen, ihre Anliegen, Ansichten und 
 2 Ansprüche ernstnimmt, hat eine Zukunft. Wer die Welt von morgen gestaltet, kann auch 
 3 Verantwortung sowohl für politische Entscheidungen, die alle betreffen, als auch für 
 4 das eigene Leben und die damit zusammenhängenden Weichenstellungen übernehmen. Das 
 5 erfordert auf der einen Seite die vollständige rechtliche Anerkennung der 
 6 Selbstbestimmung junger Menschen und auf der anderen Seite eine Vereinheitlichung 
 7 sämtlicher direkt oder indirekt an die Volljährigkeit geknüpfter Rechte und 
 8 Pflichten. Deshalb fordern die Jungen Liberalen Nordrhein-Westfalen die Herabsetzung 
 9 des Alters des Eintritts der Volljährigkeit auf 16 Jahre und eine entsprechende 
 10 Änderung des §2 des Bürgerlichen Gesetzbuches. Damit einhergehend sollen alle 
 11 Regelungen, die sich – auch nur mittelbar – am Eintritt der Volljährigkeit 
 12 orientieren, gerade in Bezug auf politische Teilhaberechte, angepasst werden.

Begründung

Erfolgt mündlich.

OpenSlides - Präsentations- und Versammlungssystem

64 / 176



Antrag  604: Interessenpolitik für Anleger - Sparen in jungen 
Jahren fördern
Laufende Nummer: 167

Antragsteller*in: BV Düsseldorf
Status: zugelassen
Sachgebiet: Wirtschaft, Arbeit und Finanzen

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die angestammten traditionellen Methoden des Sparens privater Haushalte sind in 
 2 Zeiten von Negativzinsen und Rekordinflation überholt. In der derzeitigen 
 3 wirtschaftlichen Lage bedarf es neuer Wege zum Anlegen und Investieren von Geldern 
 4 für den Vermögensaufbau. Wir als liberale Jugendorganisation möchten es besonders 
 5 jungen Menschen erleichtern, ihr Erspartes zu investieren und ihre Weitsicht zu 
 6 fördern. Daher fordern wir konkret:

 7
(1) Der derzeit geltende Steuersatz für die Abgeltungssteuer von 25% soll auf 12,5% 

 8
für Kapitalerträge gesenkt werden. Mittelfristig wollen wir private Kapitalerträge 

 9
durch die Einführung einer einjährigen Spekulationsfrist auf Wertpapiere in den 

 10

meisten Fällen steuerfrei machen.

 11

(2) Die im Rahmen kapitalisierter Sparerträge anfallenden zusätzlichen Abgaben 

 12

(Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer) sollen vollständig entfallen.

 13

(3) Sofern ein Kindergeldbezug besteht, ist es den Sparenden möglich, sich über die 

 14

Steuererklärung die überschüssig gezahlten Kapitalerträge zurückerstatten zu lassen.

Begründung
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Erfolgt mündlich.
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Antrag  214: Rauchverbot, wir pfeifen drauf!
Laufende Nummer: 182

Antragsteller*in: BV Ruhrgebiet
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Jungen Liberalen NRW sind der Überzeugung das Verbot von „Shishabars“ und die 
 2 jetzige rechtliche Lage fu�hren nicht zum Ziel. „Shishabars“ oder auch „Cafes“ 
 3 genannt, sind mittlerweile Alltag geworden und haben sich fest in unsere Kultur 
 4 etabliert.
 5 Durch die undurchsichtige Rechtslage werden die Betreiber vor große Hu�rden gestellt 
 6 und bewegen sich oft in der Grauzone. In einer solchen Einrichtung ist es 
 7 offensichtlich, dass geraucht wird. Nichtraucher, können gezielt Einrichtungen dieser 
 8 Art meiden. Im Falle einer Cannabis-Legalisierung und den damit einhergehenden 
 9 „Coffee Shops“, sind folgende Punkte auch auf diese Anzuwenden. Der Gesetzgeber wird 
 10 dazu aufgefordert Rahmenbedingungen zu schaffen.

 11 Konkret fordern wir folgende Punkte:
 12  • „Shishabars“ sollen vom Gesetzgeber fortan als Raucherbar betitelt werden und vom 
 13 Rauchverbot ausgenommen werden. Die Dienstleistung zielt allein auf die Herausgabe 
 14 von Tabak o.Ä. Produkten ab. Nichtraucher können diese Einrichtungen meiden, da sie 
 15 von außen klar zu erkennen sind.
 16 • Es muss ein Belu�ftungssystem vorhanden sein, welches die Luftwerte in einem vom 
 17 Gesetzgeber definierten Normbereich sicherstellt, damit in geschlossenen Räumen 
 18 geraucht werden darf.
 19 • Der Zutritt fu�r Minderjährige muss unterbunden werden
 20 • Die Herausgabe von Tabakprodukten an Minderjährige ist mit hohen Strafen verbunden
 21 • Die Menge vom Kopfinhalt der Pfeife muss fu�r die Kunden auf der Speisekarte 
 22 sichtbar sein und darf nur um 5% abweichen. So kann sichergestellt werden, dass die 
 23 bestellte Tabakmenge mit den herausgegebenen Köpfen u�bereinstimmt.

Begründung

erfolgt mündlich
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Antrag  217: Stealthing strafbar machen!
Laufende Nummer: 9

Antragsteller*in: Marc Bauer
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die sexuelle Selbstbestimmung umfasst nicht nur die Freiheit, über das "Ob", sondern 
 2 auch über das "Wie" eines sexuellen Kontaktes zu entscheiden. Die Vornahme des 
 3 Geschlechtsverkehrs unter Hinwegsetzung über den ausdrücklichen Wunsch nach Benutzung 
 4 eines Kondoms ("Stealthing") stellt eine schwere und somit strafwürdige Verletzung 
 5 der sexuellen Selbstbestimmung dar. Nachdem erste Gerichte angenommen haben, das 
 6 ersichtlich nicht auf solche Fälle zugeschnittene Gesetz lasse eine Bestrafung unter 
 7 Einhaltung der rechtsstaatlichen Anforderungen an die Bestimmtheit eines 
 8 Straftatbestandes nicht zu, ist hier eine Ergänzung durch den Gesetzgeber gefordert, 
 9 um diesen Fall als sexuellen Übergriff zu erfassen.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  114: Individualität und Vielseitigkeit der Oberstufe 
fördern
Laufende Nummer: 39

Antragsteller*in: LAK Bildung
Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 „Individuelle Förderung“ gilt heute als pädagogisches Grundprinzip an allen Schulen 
 2 in NRW. Genauer bedeutet dies, dass jedem Schüler die Chance offeriert werden soll, 
 3 sein persönliches Potential auszuschöpfen. Auf diese Weise soll die Individualität, 
 4 die Neigungen und die entsprechenden Begabungen eines jeden einzelnen gefördert 
 5 werden, sodass jeder die Möglichkeit erhält das zu erreichen was er will unabhängig 
 6 seiner Herkunft.

 7 Die gymnasiale Oberstufe umfasst drei Aufgabenfelder, nämlich das sprachlich-
 8 literarisch-künstlerische, das gesellschaftswissenschaftliche und das mathematisch-
 9 naturwissenschaftlich-technische. Innerhalb der Oberstufe muss jeder Schüler 
 10 mindestens zwei Fremdsprachen oder zwei naturwissenschaftliche Fächer belegen, um 
 11 einen damit einhergehenden (Abitur-)Schwerpunkt zu genieren. Des Weiteren soll ein 
 12 gesellschaftlicher Schwerpunkt bereits folgen. Auf Grundlage dessen, dass das 
 13 pädagogische Konzept in NRW jedoch auf der Zielsetzung fußt, jeden Schüler 
 14 individuell zu fördern, erachten wir ausschließlich diese zwei Schwerpunkte in ihrer 
 15 Gesamtheit, als nicht legitim und effizient. Dies führt zu dem Schluss, dass wir 
 16 neben den zwei zuvor genannten Schwerpunkten, eine Implizierung eines künstlerisch-
 17 literarischen Schwerpunktes fordern.

 18 Wir erachten es als geradewegs fatal die Schüler ausschließlich dazu zu ermutigen und 
 19 zu bekräftigen ihr individuelles Potential in den drei Schwerpunkten auszuschöpfen. 
 20 Denn so wie jeder Mensch und damit einhergehend jeder Schüler individuell ist, sollte 
 21 es auch sein Stundenplan bzw. Abitur es sein. Das bestehende Interesse an einer 
 22 künstlerisch-literarische Lebenslaufbahn zeigt wie wichtig es ist, den Kindern und 
 23 Jugendlichen die Chance zu offerieren bereits innerhalb ihrer Schulzeit ein 
 24 höheres Maß an Erfahrung auf diesem Themengebiet zu sammeln als es die momentanen 
 25 Verordnungen erlauben.

 26 Abschließend lässt sich sagen, dass mit der Einführung dieses weiteren Schwerpunktes 
 27 die Individualität der Schüler in NRW und ihres Abiturs, weiter vorangetrieben wird. 
 28 Auch werden die Schüler individueller gefördert, indem die Lernenden dabei 
 29 unterstützt werden ihre Kompetenzen in den Fachbereichen weiter auszubauen, für die 
 30 sie sich interessieren. Auch trägt dieser Aspekt dazu bei, dass das private 
 31 Engagement von Kindern und Jugendlichen auch in der Institution Schule 
 32 an Wertschätzung gewinnt und in gleicher Weise eine Lernatmosphäre geschaffen wird, 
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 33 in der sich jeder Schüler akzeptiert fühlt. Dies alles mündet in einer 
 34 chancengerechteren Teilhabe am Schulleben als sie vor allen Dingen zum jetzigen 
 35 Zeitpunkt vorliegt.

 36 Forderung: Der Landeskongress befürwortet die Einführung eines künstlerisch-
 37 literarischen Schwerpunktes für Oberstufenschüler, dementsprechend für Schüler der 
 38 Jahrgangsstufen 10-12 (G8) und 11-13 (G9) bzw. von der Einführungsphase (EF) bis zum 
 39 Abitur (Qualifikationsphase 2).

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  206: Fahrschule neu denken
Laufende Nummer: 191

Antragsteller*in: Daniel Böhler, KV Wesel, BV Düsseldorf, BV Münsterland, BV 
Westfalen-Süd

Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Jungen Liberalen Nordrhein-Westfalen setzen sich für eine Reform der derzeitigen 
 2 Führerschein-Ausbildung ein. Wir sehen sie in ihrer jetzigen Form als veraltet an, da 
 3 sie weder grundlegende Kenntnisse vermittelt, die auf nahezu jede Verkehrssituation, 
 4 unabhängig vom Ausbildungsort, anzuwenden sind, noch ein Bewusstsein für den 
 5 achtsamen Umgang im Straßenverkehr vermitteln. Aus dem Grund fordern wir:

 6 Reform der theoretischen Ausbildung:1. 

 7 Der theoretische Teil soll dazu dienen, die angehenden Fahrer auf mögliche 
 8 Verkehrssituationen vorzubereiten, sie mit den Verkehrsregeln vertraut zu machen und 
 9 ein Bewusstsein für achtsames und verantwortungsvolles Fahren im Straßenverkehr zu 
 10 schaffen.

 11 Daher soll die gesetzliche Anwesenheitspflicht des theoretischen Fahrschulunterrichts 
 12 in Gänze gestrichen werden. Die Fahrschulen können Anwesenheitspflichten für den 
 13 theoretischen Unterricht (oder Teile davon) aussprechen, sofern sie dies für geboten 
 14 halten. Der Fahrschüler ist über solche fahrschuleigenen Anwesenheitspflichten vor 
 15 dem Abschluss seines Vertrages transparent zu informieren. Der Unterricht soll sich 
 16 inhaltlich allgemeinbildend mit dem Wissen über die Auswirkungen von Fahrfehlern, 
 17 einer realistischen Selbsteinschätzung, der Bereitschaft und Fähigkeit zum 
 18 rücksichtsvollen und partnerschaftlichen Verhalten, sowie dem Bewusstsein für die 
 19 Bedeutung von Emotionen beim Fahren im Einklang mit der Verantwortung für Leben und 
 20 Gesundheit, Umwelt und Eigentum, befassen. Insofern sollen die Module 1 „Persönliche 
 21 Voraussetzungen“ und 2 „Risikofaktor Mensch“, der Anlage 1 zu §4 Fahrschüler-
 22 Ausbildungsordnung, beibehalten werden. Die Möglichkeit zur Online-Teilnahme muss 
 23 dabei gewährleistet sein.

 24 Da die theoretische Ausbildung aber auch das Ziel der Vorbereitung auf die 
 25 Fahrerlaubnisprüfungen hat, ist es für uns eine Selbstverständlichkeit, dass in 
 26 diesem Ausbildungsteil auch auf jegliche Verkehrssituationen vorzubereiten ist. 
 27 Insofern soll es eine gegen Manipulation geschützte App geben, die verpflichtend 
 28 durch das richtige Beantworten aller möglichen Fragen der theoretischen 
 29 Fahrerlaubnisprüfung, sowie die Simulationen einiger solcher Prüfungen, zu 
 30 durchlaufen ist. So verhindern wir, dass die Prüfungen ohne ein fundiertes Wissen 
 31 durch Zufall bestanden werden können.

 32 Bei einer Fahrausbildung einer weiteren Führerscheinklasse, ist kein erneutes 
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 33 Durchlaufen der allgemeinen Grundlagen in der theoretischen Ausbildung erforderlich.

 34 Reform der praktischen Ausbildung: 2. 

 35 Die praktische Ausbildung soll sich individuell an die jeweilige Fahrzeugklasse 
 36 orientieren, sodass die Anlagen 2.2-2.8. zu §4 der Fahrschüler-Ausbildungsordnung in 
 37 der praktischen Ausbildung berücksichtigt bleiben. Insofern sind die Module drei bis 
 38 zwölf der Anlage 1 zu §4 Fahrschüler-Ausbildungsordnung in diesem Ausbildungsteil 
 39 unterzubringen. So wird eine individuelle Ausbildung im Zusammenspiel mit der realen 
 40 Umsetzung des Erlernten gewährleistet.

 41 Im Hinblick auf die Mobilitätsnachhaltigkeit, sollen die Fahrschüler umfassend über 
 42 alternative Antriebsarten zum Verbrennungsmotor informiert werden.

 43 Das derzeitige begleitete Fahren ab 17 Jahre, soll zudem auf 16 herabgesetzt werden. 
 44 So ist uns nicht ersichtlich, warum mündige Bürger mit 16 Jahren, trotz Begleitung 
 45 einer kompetenten und ausreichend erfahrenden Person, nicht schon ihre Fahrerfahrung 
 46 mit dem 16. Lebensjahr ansammeln können.

 47 Zugleich muss die noch immer geltende Monopolstellung von DEKRA und TÜV bei der 
 48 theoretischen und praktischen Prüfungsabnahme überdacht werden – in einigen 
 49 Bundesländern ist sogar nur einer der beiden Einrichtungen mit der Prüfungsabnahme 
 50 betraut. So ist uns nicht schlüssig, warum ausschließlich diese beiden Einrichtungen 
 51 die korrekte und richtige Abnahme der Prüfungen gewährleisten können. Aus dem Grund 
 52 fordern wir, dass auch weitere Dienstleister mit der Abnahme solcher Prüfungen 
 53 betraut werden können. Dies mindert den aktuellen Mangel an Prüfungsplätzen und 
 54 reduziert damit den gegenwärtigen Stau.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  104: Damit wir da hinkommen, wo Menschen 
ankommen - Grundpfeiler gelungener Integrationspolitik
Laufende Nummer: 2

Antragsteller*in: LAK Gelungene Integration
Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Integration beginnt vor Ort und im Kleinen, da wo man zu Hause ist. Gelungene 
 2 Integration beginnt, wo man sich auch zu Hause fühlt. Wenn Menschen mit dem Ziel nach 
 3 Deutschland einwandern, sich hier ein neues, sinnvolles und unabhängiges Leben zu 
 4 erarbeiten, wollen wir diese im Integrationsprozess stärken. Eine gelungene 
 5 Integration liegt in unser aller Interesse. Das Ziel ist, dass Zugewanderte sich 
 6 eines Tages bei uns zu Hause fühlen und ankommen. Durch den demographischen Wandel 
 7 sind wir auf Menschen angewiesen, die sich in unseren Arbeitsmarkt integrieren. 
 8 Deshalb müssen wir sie weiterhin gezielt anwerben. Dabei konnten wir in der 
 9 Vergangenheit schon Erfolge erzielen. Unser Land hat das Potential Menschen von uns 
 10 zu überzeugen, dass sie bei uns arbeiten, bei uns eine Familie gründen und sich in 
 11 unsere Gesellschaft integrieren wollen. Ob das gelingt, hat auch der Staat in der 
 12 Hand. Durch Einflüsse auf die Familie, die Nachbarschaft, das Zusammenkommen in 
 13 Vereinen, die eigene Stadt oder die eigene Gemeinde, die Religion und im Besonderen 
 14 auf den Arbeitsplatz können mögliche Hürden gesenkt und Chancen nutzbar gemacht 
 15 werden. Der Staat muss sich dieses Potenzials bewusst sein und nach liberalen 
 16 Grundpfeilern handeln, um vordergründig die Freiheit des Einzelnen zu sichern und 
 17 Ressourcen bereitzustellen, auf welche Bürgerinnen und Bürger bei Bedarf 
 18 zurückgreifen können. Für die Jungen Liberalen NRW stehen folgende Grundpfeiler im 
 19 Vordergrund:

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

 30

 31

 32

Integration ist keine Einbahnstraße, sondern ein Geben und Nehmen. Die Chancen, 
die Einwanderung uns bietet, müssen auch in unserer Gesellschaft als jene 
gesehen werden. Deshalb müssen definierte Erwartungen her: Die Anerkennung des 
Grundgesetzes und der intrinsische Wille zur Integration sollten deshalb 
feierlich von Zugewanderten an unsere bereits hier lebenden Mitbürgerinnen und 
Mitbürger erklärt werden.

Das Ehrenamt muss strukturell gestärkt werden. Gesellschaftliches Engagement 
muss unkompliziert funktionieren und offen für sich werben, damit mehr Menschen 
daran mitwirken.

Sprachlich-kulturelle Hürden müssen als größtes Risiko für ein Scheitern der 
Integration reduziert werden. Mehrsprachigkeit gehört für uns genauso zu 
Deutschland wie die deutsche Sprache für sich. Wir sind ein buntes Land und 
können uns nicht leisten, ausländische Geschäfte oder allgemein Unternehmungen 
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 33

 34

 35

 36

 37

 38

 39

 40

 41

 42

 43

 44

 45

 46

 47

 48

zu verurteilen.

Finanzielle und strukturelle Hürden müssen durch niedrigschwellige und aktive 
(vor-)finanzierte Angebote reduziert werden.

Die Jungen Liberalen sprechen sich als weltoffene und tolerante 
Jugendorganisation klar gegen jeden Hass und Diskriminierung gegenüber 
religiösen Ansichten und Menschen aus. Insbesondere die zunehmende Islamophobie 
und islamophobe Handlungen verurteilen wir vehement und bereiten uns Bedenken.

Uns stellt sich nicht die Frage, ob bestimmte Religionen zu Deutschland gehören, 
oder nicht. Das Individuum, egal ob atheistisch, christlich, islamisch oder 
sonstiges, ist der Grund und durch das Grundgesetzt geschützt auch die Grenze 
unserer politischen Haltung. Der Schlüssel zur gelungenen Integration steckt in 
den Begegnungen zwischen diversen Individuen, weshalb Vorurteile aufgrund der 
religiösen Ansicht eine destruktive Wirkung haben. Unsere Leitkultur ist das 
Grundgesetz. Was „deutsch“ ist, entscheiden nicht wir oder die Politik im 
Allgemeinen, sondern die Gesellschaft, die hier lebt und die sich auch zu dem, 
was „deutsch“ wird entwickelt.

 49

 50 Wir Junge Liberale verpflichten uns der Idee der Chancengleichheit. Das 
 51 betrifft Zugewanderte in besonderem Maße. Zu viele Menschen - gerade auch Kinder in 
 52 zweiter oder dritter Generation mit Migrationshintergrund - haben es 
 53 schwerer, schulisch/akademisch oder beruflich die gleichen Erfolge zu erzielen wie 
 54 Kinder ohne Migrationshintergrund. Konkret fordern wir deshalb:

 55 Herangehensweise an sprachlich-kulturelle Herausforderung:

 56

 57

 58

 59

 60

 61

 62

 63

 64

 65

 66

 67

 68

 69

 70

 71

 72

 73

 74

Vor Ort, sprich in der Kommune sollen niedrigschwellige Angebote und Foren zum 
Vernetzen (insbesondere für zugewanderte Frauen) etabliert werden.

Wir setzen uns für umfassende Aufklärungsprogramme ein. In KiTas sollten so 
schon früh Wertvorstellungen aller Kinder altersgerecht ins Gespräch gebracht 
werden und eventuelle Ansichten jenseits des Grundgesetzes diskutiert werden. 
KiTas und Eltern müssen dabei kooperieren. Die NRW-Landesregierung ist bei der 
Stärkung der KiTas bereits auf einem guten Weg.

Darüber hinaus gilt es die Deutschkenntnisse gerade bei zugewanderten Frauen 
gezielt zu verbessern, da es ihre Emanzipationsmöglichkeiten verbessert und sie 
dadurch besser an der Gesellschaft teilhaben können. Deutschkurse während KiTa- 
Zeiten sind dabei nur eine mögliche Option. Es sollte in unser aller Interesse 
liegen, dass die deutsche Sprache auch auf Seiten der Eltern erlernt wird, denn 
die verbringen im Regelfall einen Großteil der Zeit mit den Kindern. Dazu ist es 
wichtig, dass sie ihre Kinder und damit auch die Kultur, von der sie umgeben 
sind, verstehen.

Eine weitere Option ist das Anwerben zertifizierter Deutschlehrerinnen und 
Lehrer (z.B. Studierende, Azubis, Menschen im Ehrenamt, …) im Rahmen des 
Ganztags an Schulen, die Spracheinheiten übernehmen. Die Räumlichkeiten soll der 
Schulträger bereitstellen. Auch hier stehen Bürokratiefreiheit und 
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 75

 76

 77

 78

 79

 80

 81

 82

 83

 84

 85

 86

 87

 88

 89

 90

 91

 92

 93

 94

Niedrigschwelligkeit im Vordergrund. Die Finanzierung kann dabei durchaus 
nachgelagert erfolgen, damit die Gradwanderung zwischen niedrigen Hürden, die 
einen vermeintlich niedrigen Wert des Unterrichts suggerieren und genügend 
Anreizen daran teilzunehmen, gelingt.

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Religion. Für uns ist klar: Staat und 
Religion gehören getrennt. Um gegenseitiges Verständnis, Toleranz und Dialog zu 
fördern, braucht die Religion jedoch einen Platz im öffentlichen Raum. Da sie 
für viele nach wie vor einen hohen gesellschaftlichen Stellenwert besitzt, muss 
auch der Austausch zwischen Politik und nicht-christlichen Verbänden gestärkt 
werden.

Um sprachliche Barrieren zu überwinden ist die Übersetzung und Digitalisierung 
der Bürgerämter ein wichtiger Schritt: Dass Deutsch nicht Herkunftssprache ist, 
darf nicht als Hindernis gesehen werden, sondern als individuelle Besonderheit, 
die entsprechend genauso berücksichtigt wird.

Stellenanzeigen in der Verwaltung sollen grundsätzlich auch in englischer 
Sprache existieren. Außerdem soll der Erwerb der deutschen Sprache gerade dort 
gefördert und in der Ausschreibung kenntlich unterstützt werden.

Zugewanderte Mitbürgerinnen und Mitbürger sollen bei kommunalen Events gezielt 
angesprochen und eingeladen werden. Dort müssen Informationen erhältlich sein, 
die kulturelle und sprachliche Hürden überwinden können.

 95 Herangehensweise an strukturelle Herausforderungen:

 96

 97

 98

 99

 100

 101

 102

 103

 104

 105

 106

 107

 108

 109

 110

 111

 112

 113

 114

 115

Bund und Länder sollen herausarbeiten, in welchen Sektoren Arbeitskräfte 
gebraucht werden und diese gemeinsam strategisch anzuwerben.

Wir brauchen standardisierte Abschlüsse an Universitäten und in der 
Berufsausbildung und das weltweit. Außerdem soll für Abschlüsse, die nicht in 
Deutschland erworben wurden, eine Aufwertung schnell möglich sein.

Neu angeworbene Arbeitskräfte sollen mit Ansprechpartnerinnen oder 
Ansprechpartnern auf der Arbeitsstelle und/oder im Ehrenamt empfangen werden.

Kommunen sollen die Risiken von Ghettoisierung in der Stadtplanung 
berücksichtigen.

Es gilt Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner im Ehrenamt 
(Integrationslotsen) auszubilden und in ein gutes Netzwerk in der Kommune 
einzupflegen.

Ehrenamtliche Nachbarschaftsbetreuer mit Wohnortsnähe zu Zugewanderten sollen 
kommunal erfasst werden, um Koordinierung und Kontaktaufnahme zu erleichtern.

Einbürgerungspapiere sollen kostenlos und in diversen Sprachen vorhanden sein.

Das Ziel ist, Vorbilder zu schaffen und diese dann im Großen und im Kleinen zu 
bewerben. Daran sollen Kommunen, Bund und Länder gemeinsam mit Unternehmen, 
Bildungseinrichtungen und auch Beamten arbeiten.

Insgesamt müssen wir die Selbstständigkeit der Zugewanderten verbessern: 
Kooperationen mit Unternehmen und Staat sind als Anschub sinnvoll. Förderungen 
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 116

 117

 118

 119

 120

 121

 122

junger Gründerinnen und Gründer mit Migrationshintergrund sollen Bund, Länder 
und Kommunen weiter ausbauen.

(Sport-)vereine müssen in ihrer Arbeit besser unterstützt werden. Die 
Finanzierung beginnt bei der Fördermittelsuche, welche die Kommune übernehmen 
soll. Außerdem verdienen Menschen im Ehrenamt Anerkennung und Wertschätzung, 
welche durch mögliche Mitbestimmung und eigenverantwortlicher, vertraulicher 
Zusammenarbeit belohnt werden sollte.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  210: Gegen das Vergessen – 9. November zum stillen 
Feier- und Gedenktag machen
Laufende Nummer: 18

Antragsteller*in: BV Köln/Bonn
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die JuLis Köln-Bonn fordern, den 9. November als „Schicksalstag der deutschen 
 2 Geschichte“ zu einem bundesweiten Feier- und Gedenktag zu machen. Auf den 9. November 
 3 fallen mehrere Ereignisse mit kritischer Bedeutung für die jüngere deutsche 
 4 Geschichte, welche diesen Tag zu einem angemessenen Feier- und Gedenktag machen. Im 
 5 Gegenzug sind alle anderen stillen Feiertage umgehend abzuschaffen. So unter anderem:

 6

 7

 8

 9

die Ausrufung der Republik 1918

der versuchte Hitler-Ludendorff-Putsch 1923

der Höhepunkt der Novemberpogrome 1938

der Fall der Berliner Mauer 1989

 10 Zudem fordern wir, den 1. Mai als Feiertag bundesweit abzuschaffen, da dieser ein 
 11 Relikt der NS-Diktatur ist.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  602: Enterb doch wen Du willst!
Laufende Nummer: 32

Antragsteller*in: BV Ruhrgebiet
Status: zugelassen
Sachgebiet: Wirtschaft, Arbeit und Finanzen

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Jungen Liberalen NRW fordern die Abschaffung des 50%igen Pflichtteils im 
 2 Erbrecht. Im Rahmen der Eigenverantwortung gestehen wir jedem Menschen das Recht zu 
 3 seinen Nachlass so zu verteilen wie er es wünscht. Dazu gehört auch die vollständige 
 4 Enterbung Angehöriger. Hierzu soll konkret § 2333 BGB so angepasst werden, dass 
 5 keinerlei Voraussetzungen mehr neben einer notariellen Erfassung des Testaments nötig 
 6 sind, um Verwandte rechtssicher zu enterben.

Begründung

Eine vollständige Enterbung ist aktuell nur auf ausdrücklichen Wunsch unter Angabe von 
schwerwiegenden Gründen (Mordabsichten, bereits begangene schwere Straftaten direkt gegen 
den Erblasser oder nahe Verwandte, Verurteilung zu einer Haftstrafe länger als ein Jahr) möglich. 
Sind diese „Kriterien“ nicht erfüllt, so kann ein Erbe einen Pflichtteil des Erbes einklagen in Höhe 
von 50% des ursprünglichen Erbteils. Dies ist unabhängig vom Verhältnis zwischen Erbe und 
Erblasser. Eine vollständige Enterbung ist faktisch unmöglich, sollten keine juristischen 
Einschränkungen vorliegen, was dem liberalen Eigenverantwortungsprinzip grundlegend 
widerspricht.
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Antrag  107: Denken wir das Zentralabitur zu Ende!
Laufende Nummer: 174

Antragsteller*in: BV Aachen
Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Jungen Liberalen Nordrhein-Westfalen fordern, dass künftig die Erst- und 
 2 Zweitkorrektur der Abiturklausuren schulextern und pseudonymisiert erfolgt. Außerdem 
 3 soll dem Zweitkorrektor die Erstkorrektur nicht mehr vorliegen. Stattdessen soll eine 
 4 vollkommen selbstständige Zweitkorrektur erfolgen. Dies soll auch 
 5 schulformübergreifend (zwischen Gymnasium und Gesamtschule) geschehen.

Begründung

Die Einführung des Zentralabiturs war ein erster Schritt die Abschlussnoten der Abiturienten in 
Nordrhein-Westfalen vergleichbarer zu machen. Trotz enger Bewertungskriterien scheitert die 
Vergleichbarkeit der Zensuren im Alltag aber vor allem an der Praxis: Zwischen der schulinternen 
Erst- und Zweitkorrektur der Abiturklausuren herrscht so gut wie nie ein Dissens. Das hat zur 
Folge, dass der Fachlehrer der Prüflinge trotz enger Bewertungsschemata einen großen Spielraum 
bei der Bewertung der Abiturklausuren nehmen kann. In der Praxis führt das dazu, dass manche 
Prüfer aus fehlgeleiteten Mitgefühl Punkte für Dinge vergeben, die der Schüler „ja eigentlich 
wisse“ oder „die er ja bestimmt so gemeint habe“. Mitunter werden sogar willkürlich Punkte 
verteilt, die mit dem Erwartungshorizont nicht zu rechtfertigen sind. Durch schulexterne und 
pseudonymisierte Bewertung der Abiturklausuren könnte diese leistungsfeindliche Praxis 
bekämpft und somit die Vergleichbarkeit des Abiturs weiter erhöht werden.
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Antrag  116: Nur die Besten der Beste - Reform für die 
Lehrerausbildung in NRW
Laufende Nummer: 3

Antragsteller*in: Alexander Kobuss
Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Guter Unterricht hängt vom Lehrer ab. Daher ist in der Struktur unseres 
 2 Bildungssystems, die Lehrerausbildung eine große Baustelle, die angegangen werden 
 3 muss. Wir brauchen neben bester Bildung auch die beste Lehrerausbildung. Dabei gibt 
 4 es viele Dinge, die in der Lehrerausbildung verbessert werden müssen, vom Stigma des 
 5 Fachstudium Lite bis hin zur mangelnden Praxisnähe des Lehramtsstudiums. Deswegen 
 6 fordern wir Junge Liberale NRW zentrale Reformen für die Lehrerausbildung  in 
 7 Nordrhein-Westfalen.

 8 Die besten Ausbilder für die besten Lehrer

 9 Es muss zunächst klar sein, dass die Ausbilder in den Zentren für Lehrerbildung und 
 10 schulpraktischer Lehrerausbildung Unterrichtserfahrung haben müssen. Die besten 
 11 Ausbilder sollen nach einem mehrschichtigen Diagnoseverfahren und mit entsprechenden 
 12 finanziellen Anreizen die besten Lehrer von morgen ausbilden. In einem 
 13 Wahlpflichtbereich sollen die Lehramtsstudenten die Möglichkeit haben zwischen den 
 14 Angeboten privater Akteure, wie Sprach- und Rhetoriktrainer zu wählen. Ein 
 15 vielfältiges Angebot zur Sprachkompetenz vor Klassen, Rhetorik sowie 
 16 Persönlichkeitsentwicklung und Gesundheitsmanagement hilft Lehramtsstudenten  ihr 
 17 volles Potential zu erreichen und die herausragenden Lehrer der Zukunft zu werden, 
 18 die wir brauchen, um Schüler bestmöglich in ihrer Schullaufbahn zu unterstützen. 
 19 Ebenso sollen die Grundlagen psychosozialer Diagnostik und Betreuung in den 
 20 erweiterten Modulen der Bildungswissenschaften gefestigt werden.

 21 Heute Rahmen schaffen für die Lehrer von morgen

 22 Alternative 1: Die Umstrukturierung des Lehramtsstudiums im Rahmen der Bologna 
 23 Reformen waren im Ansatz richtig, aber falsch ausgeführt. Wir befürworten die 
 24 Beibehaltung der Trennung zwischen dem Bachelor und Master of Education, fordern 
 25 allerdings einige Reformen, um die Lehrerausbildung praxisnäher zu gestalten.

 26 Alternative 2: Der Bologna Prozess muss in der Lehrerausbildung als gescheitert 
 27 angesehen werden. Die Trennung zwischen Bachelor und Master of Education ist 
 28 vollkommen willkürlich gesetzt. Deswegen fordern die Jungen Liberalen die Abschaffung 
 29 des Bachelor-/Mastersystems für das Lehramtsstudium und die Wiedereinführung des 
 30 ersten Staatsexamens.

 31 Dabei soll der neue, Studiengang bereits ab Beginn des Studiums großen Wert auf 
 32 Praxiserfahrung legen, indem Praktika und Praxisphasen früh in den Studienverlauf 
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 33 miteingebunden werden – nach dem Vorbild dualer Studiengänge, denn der Lehrerberuf 
 34 ist nicht nur eine Wissenschaft, sondern vor allem ein Handwerk. Während des Studiums 
 35 sollen zunächst fachwissenschaftliche Inhalte im Vordergrund stehen, während im 
 36 weiteren Verlauf die Gewichtung graduell in Richtung pädagogisch-fachdidaktischer 
 37 Module und Praxisorientierung verlagert werden soll. Die Regelstudienzeit soll 
 38 flexibel nach der jeweilig studierten Schulform angepasst werden. Die 
 39 Lehrerausbildung endet nach einem zweijährigen Referendariat mit demzweiten 
 40 Staatsexamen.

 41 Bürokratische Hürden überwinden – Studienorganisation verbessern

 42 Verbesserte Studienbedingungen beginnen bereits vor der Immatrikulation: Um junge 
 43 Erwachsene in ihrer Studienwahl zu unterstützen, begrüßen die Jungen Liberalen die 
 44 erhöhte Transparenz der Landesregierung hinsichtlich ihrer Lehrerbedarfsplanung, 
 45 damit angehende Studenten eine größere Planungssicherheit haben. Ebenso sollen die 
 46 Universitäten ihre inhaltlichen Schwerpunktsetzungen klar kommunizieren. Die 
 47 Hochschulen sollen sich durch individuelle Schwerpunkte profilieren können, aber das 
 48 Studienangebot muss sich stets an der Realität der Lehrpläne orientieren. Des 
 49 Weiteren soll ein größerer Gestaltungsfreiraum für Fächerkombinationen bestehen, um 
 50 die maximale Freiheit der Studenten zu gewährleisten.

 51 Ein guter Lehrer braucht auch eine entsprechende Persönlichkeit und Fähigkeiten, die 
 52 ihn für das Unterrichten qualifizieren. Um das Ansehen des Lehrerberufs zu stärken 
 53 müssen auch die Bewerbungsverfahren rigoros und gründlich sein, um die Anwärter 
 54 hinsichtlich ihrer rhetorischen, persönlichen und fachlichen Kompetenz zu prüfen. 
 55 Denn nur die Besten der Besten, sind für die jungen Menschen dieses Landes gut genug.

 56 Der eklatante Mangel an Seminarplätzen an vielen deutschen Hochschulen, gerade in den 
 57 Bildungswissenschaften, wird unseren hohen Ansprüchen an die Lehrerausbildung in 
 58 keiner Weise gerecht. Daher fordern wir, dass genügend Lehrangebote und Seminarplätze 
 59 zur Verfügung stehen, um die eingeschriebenen Studenten versorgen zu können. Darüber 
 60 hinaus muss die Qualität der angebotenen Veranstaltungen sichergestellt werden. Um 
 61 die Qualität eines hochwertigen Lehramtsstudiums sicherzustellen, benötigt es ein 
 62 evidenzbasiertes Qualitätsmanagement der Lehre, dass durch regelmäßige Evaluation der 
 63 Lehrveranstaltungen zu gewährleisten ist.

 64 Weiterhin sollen überflüssige Bürokratiestrukturen an den Hochschulen der 
 65 Vergangenheit angehören. Wir fordern eine restlose Streichung sinnbefreiter 
 66 Studienmodule, wie das Portfolio Praxiselemente, welches als Eingriff in die 
 67 Persönlichkeitsrechte der Studenten als Modulabschlussprüfung gänzlich ungeeignet 
 68 ist.

 69 Ideologisierung des Lehramtsstudiums stoppen – Evidenzbasierte Inhalte fördern

 70 Um unsere hohen Qualitätsansprüche an das Lehramtsstudium zu erfüllen, muss eine neue 
 71 Ausrichtung der Studieninhalte erfolgen. Dafür soll die Lehrerausbildung an die 
 72 relevanten Felder der Fachwissenschaften, der Fachdidaktiken und der 
 73 Bildungswissenschaftlichen Inhalte, sowie der Praxisphasen angepasst werden. Zudem 
 74 fordern wir die Aufnahme des Schulrechts in den bildungswissenschaftlichen Anteil des 
 75 Lehramtstudiums.
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 76 Der fachwissenschaftliche Anteil soll sich nach dem Bedarf der jeweiligen Schulform 
 77 richten. Für angehende Grundschullehrer sind die fachwissenschaftlichen 
 78 Anforderungen, gerade im Fach Mathematik, völlig unverhältnismäßig. Allerdings müssen 
 79 die fachwissenschaftlichen Anteile der Gymnasiallehrerausbildung zwingend erhalten 
 80 bleiben, um eine hohe inhaltliche Qualität des Unterrichts zu gewährleisten. 
 81 Entsprechend müssen auch fachdidaktische und bildungswissenschaftliche Inhalte nach 
 82 der jeweiligen Schulform angepasst werden. Durch den dualen Ansatz des 
 83 Lehramtsstudiums wird die nötige Praxiserfahrung der angehenden Lehrerinnen und 
 84 Lehrer gewährleistet.

 85 Gegenwärtig existente Kleinstmodule, zu denen Spezialisierungen wie Deutsch als 
 86 Fremdsprache oder Inklusion von Kindern mit Behinderung zählen, wurden von Rot-Grün 
 87 als Leuchtturmprojekte in die Curricula gesteckt. Allerdings war die Umsetzung 
 88 mangelhaft, weswegen viele angehende Lehrkräfte mit den Herausforderungen inklusiven 
 89 Lernens völlig alleingelassen wurden. Das wird weder den Anforderungen an die 
 90 Lehrerausbildung, noch den betroffenen Kindern gerecht. Deswegen sollen solche Module 
 91 gestrichen werden und die studienrelevanten Inhalte stattdessen in die respektiven 
 92 Module der Pädagogik- und Fachdidaktik eingebunden werden.

 93 Voraussetzung für erfolgreiches Lehren ist neben einem soliden Fundament aus 
 94 Fachwissen immer eine fundierte pädagogische und fachdidaktische Ausbildung. Wir 
 95 beobachten daher mit Sorge, dass das Curriculum der Lehrerausbildung von Ideologien 
 96 durchdrungen wird. Das schadet sowohl dem Ansehen der Bildungseinrichtungen als auch 
 97 der Qualität des Unterrichts. Empirisch widerlegte Bildungskonzepte, wie das 
 98 selbstgesteuerte und problembasierte Lernen, überfordern die meisten Schüler – 
 99 insbesondere die Jüngeren und Leistungsschwächeren. Der Einsatz solcher 
 100 konstruktivistischen Ansätze stellt eine grob fahrlässige Gefährdung der 
 101 Unterrichtsqualität und der Schülerentwicklung dar. Deswegen setzen sich die Jungen 
 102 Liberalen für eine evidenzbasierte pädagogische Ausbildung ein und lehnen den Einsatz 
 103 ideologischer und empirisch widerlegter Konzepte strikt ab.

 104 Beruf des Lehrers

 105 Nach dem Abschluss des Lehramtsstudiums folgt der Lehrervorbereitungsdienst durch das 
 106 Referendariat. Die Verkürzung des Referendariats als Sparmaßnahme hat sich als 
 107 gescheitert herausgestellt und geht zu Lasten der Bildungsqualität der angehenden 
 108 Lehrkräfte und der Schüler. Daher setzen sich die Jungen Liberalen für die erneute 
 109 Einführung eines zweijährigen Referendariats ein. Die Qualitätsstandards für neue 
 110 Lehrer müssen hoch sein und beste Bildung muss auch angemessen entlohnt werden. Daher 
 111 fordern wir neben einer entsprechenden Anpassung der Besoldungsstufen nach oben auch 
 112 die Gleichstellung von Grundschullehrern und Lehrern auf weiterführenden Schulen, um 
 113 einen größeren Anreiz zu setzen auch beste Bildung für die jungen Schüler 
 114 bereitzustellen.

 115 Gerade im Lichte des aktuellen Lehrermangels muss das Schulwesen flexibel reagieren 
 116 können. So begrüßen die Jungen Liberalen die Fördermaßnahmen für Quereinsteiger aus 
 117 anderen Berufen, die mit ihren Erfahrungen den Schulalltag bereichern können. Darüber 
 118 hinaus beginnt die Praxis im Lehrerberuf bereits vor dem Abschluss des Studiums. 
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 119 Angehende Lehrkräfte im Praxissemester sammeln Erfahrung im Schulalltag und leisten 
 120 einen wichtigen Beitrag in der Übernahme einzelner Unterrichtseinheiten. Im Sinne der 
 121 Eigenverantwortung sind rechtliche Grundlagen dahingehend anzupassen als das 
 122 Praxissemesterstudenten nach einer gewissen Zeit freiwillig auch eigenständigen 
 123 Unterricht übernehmen dürfen.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  515: Kunst am Bau ist Steuergeld-Klau
Laufende Nummer: 21

Antragsteller*in: BV Ruhrgebiet
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Jungen Liberalen NRW fordern die Abschaffung der Passagen zu „Kunst am Bau“ 
 2 innerhalb der Richtlinie zur Durchführung der Bauaufgaben des Bundes, welches bei 
 3 öffentlichen Bauprojekten vorschreibt, einen bestimmten Prozentsatz für Kunst zu 
 4 investieren. Auch Vorschriften auf Landes- und Kommunalebene zur pauschalen 
 5 Investition in Kunst lehnen wir ab. Die grundsätzliche Ausgestaltung von Kunst bei 
 6 Bauprojekten soll vielmehr für jeden Einzelfall kritisch auf der jeweiligen 
 7 Zuständigkeitsebene geprüft werden.

Begründung

Die Vorgaben zu Kunst am Bau verpflichten jeden Auftraggeber auf Basis des Bauvolumens in 
künstlerische Elemente zu investieren. Der Prozentsatz schwankt zwischen 0,5 – 1,5%. Bei einem 
Großgebäude mit einem Volumen von 150 Mio. Euro würden somit 2,25 Mio. Euro für Kunst 
ausgegeben werden. Aufgrund der Vielzahl von staatlichen Gebäuden (Schulen, Verwaltung, 
theoretisch sogar Autobahnen etc.) entstehen so enorme Kosten für den Steuerzahler. Die Junge 
Liberalen möchten vielmehr in Einzelfällen, bei denen der Einsatz von Kunst sinnvoll erscheint 
Möglichkeiten zu Investitionen erhalten.

Gerade die feste Orientierung an Prozentsätzen sorgt dafür, dass tendenziell pauschal mehr 
ausgegeben wird, als bei einer Einzelplanung. Oftmals werden daher künstlerische Newcomer 
weniger berücksichtigt, weil sie einen zu geringen Marktwert besitzen. Weitere Begründung erfolgt 
mündlich.
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Antrag  605: Marktwirtschaft auch im Handwerk - 
Meisterzwang abschaffen
Laufende Nummer: 33

Antragsteller*in: BV Ostwestfalen-Lippe
Status: zugelassen
Sachgebiet: Wirtschaft, Arbeit und Finanzen

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Wettbewerb ist der Motor für jede Wirtschaft. Damit echter Wettbewerb stattfinden 
 2 kann, müssen Markteintrittshürden so gering wie m�glich sein. Deshalb fordern wir 
 3 eine ersatzlose Streichung der Meisterpflicht im Handwerk. Gerade vor dem 
 4 Hintergrund, dass die Meisterausbildung mit großem finanziellen und zeitlichen 
 5 Aufwand verbunden ist, ist dies eine staatliche Wettbewerbsverzerrung, die für uns 
 6 nicht akzeptabel ist. Sie trifft häufig junge Menschen und Menschen mit 
 7 Migrationshintergrund muss auch vor diesem Hintergrund als Teil einer liberalen 
 8 Handwerkspolitik abgelehnt werden.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  503: Elf Bar & Co. – Ordoliberalismus statt 
Wegwerfkultur
Laufende Nummer: 158

Antragsteller*in: KV Aachen-Stadt
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Jungen Liberalen NRW beobachten die Folgen der großen Beliebtheit von Einweg E-
 2 Zigaretten mit großer Sorge. Die zu häufig unsachgemäße Entsorgung führt durch 
 3 Entziehung aus dem Sondermüll-Kreislauf zu einem in hohem Maße unverantwortlichen 
 4 Umgang mit natürlichen Ressourcen und einer immensen Umweltbelastung. Deshalb fordern 
 5 die Jungen Liberalen NRW die Einführung eines Pfandsystems für Einweg-E-Zigaretten.

Begründung

Mit E-Zigaretten oder Vapes waren bis vor kurzem noch über mehrere Jahre benutzbare Geräte 
gemeint, die über Verdampfung von sogenannten „Liquids“ eine Alternative zu klassischen 
Zigaretten darstellten. Heute sind neben diesen klassischen E-Zigaretten auch sogenannte 
Einweg-E-Zigaretten massiv auf dem Vormarsch. Solche Einweg-E-Zigaretten sind im Wesentlichen 
baugleich zu klassischen E-Zigaretten mit dem Unterschied, dass durch die Verklebung ein 
Nachfüllen dieser unmöglich wird. Das führt zu folgenden Problemen:

In der Regel werden in Einweg E-Zigaretten theoretisch wiederaufladbare Lithium-Ionen-Akkus 
verbaut. Die meisten Shop-Betreiber geben für deren Kapazität beim Standardmodell des 
Marktführers „Elf Bar“ 550 mAh an. Dieses Modell hält bei einem starken Raucher ca. einen Tag. 
Das würde bedeuten, dass besagter Raucher pro Woche ca. einen Smartphone-Akku entsorgt. Das 
ist eine völlig unnötige Verschwendung von Lithium und seltenen Erden, die unter widrigsten 
Bedingungen und mit einer katastrophalen Umweltbilanz abgebaut werden.

Hinzu kommt noch, dass Einweg E-Zigaretten in der Regel nicht ordnungsgemäß entsorgt werden. 
Einweg E-Zigaretten sind Sondermüll und dürfen nicht im Hausmüll, im Mülleimer im Park und 
schon gar nicht in der Natur entsorgt werden. „The Bureau of Investigative Journalism“ geht davon 
aus, dass allein im Vereinigten Königreich jede Sekunde zwei Einweg E-Zigaretten entsorgt werden 
und die Quote der fachgerechten Entsorgung dabei unter 50 % liegt.
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Antrag  514: Kümmern wir uns endlich um den 
Katastrophenschutz und den Rettungsdienst
Laufende Nummer: 53

Antragsteller*in: LAK Gesundheit
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Das letzte Jahr hat uns einmal mehr gezeigt, dass unser Land großen Problemen 
 2 nicht gewachsen ist. Die Corona-Pandemie und die Flutkatastrophe sind nur wenige 
 3 traurig Beispiele, die uns einen massiven Handlungsbedarf aufzeigen. Die Strukturen, 
 4 die Risiko-und Krisenkommunikation, die Ausstattung und die eingesetzten Warnsysteme 
 5 werden zurecht kritisiert und sind dringend reformbedürftig. Dieser Antrag erhebt 
 6 keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Er zeigt lediglich einzelnen Lösungen auf, um 
 7 den Katastrophenschutz und die Notfallversorgung in Deutschland nachhaltig zu 
 8 verbessern.

 9 Folgen des Klimawandels – jetzt reagieren

 10 Aus einer Anfrage der FDP-Bundestagsfraktion geht hervor, das wissenschaftliche 
 11 Prognosen sind bekannt, wonach Extremwetterphänome, auch in Deutschland in Zukunft in 
 12 Häufigkeit und Intensität zunehmen werden, nicht zuletzt sei damit zu rechnen, dass 
 13 der Meeresspiegel global ansteigt und daher die Anzahl und die Höhe der Sturmfluten 
 14 zunehmen wird. Wir die Julis NRW, fordern alle Landesregierungen auf die Erkenntnisse 
 15 des Klimawandels auseinanderzusetzen und die entsprechenden Anpassungsmaßnahmen in 
 16 den Ländern durchzuführen. Zudem verpflichten wir die Länder regelmäßig 
 17 Hochwassergefahrenkarten und Hochwasserrisikokarten zu erstellen und regelmäßige 
 18 Updates durchzuführen.

 19 Warnung der Bevölkerung

 20 Wir brauchen eine Bundesdeutsche Warninfrastruktur, um die Bevölkerung per SMS, 
 21 APP, Radio und Fernsehen zu warnen. 

 22 Zusammenarbeit verbessern, Menschenleben retten 

 23 Wir brauchen eine sinnvolle Verteilung von Zuständigkeiten, keine stockende 
 24 Verwaltung, die in Krisenzeiten den Überblick verliert. Wie möchten die 
 25 Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten zwischen Bund, Ländern und Kommunen geklärt 
 26 wissen. Zudem fordern wir eine Kommission, die sich mit dem Thema auseinandersetzt. 
 27 Wie die Länder untereinander besser kommunizieren können. Eine koordinierende Rolle 
 28 des Bundes, wäre in dieser Sache sinnvoll.

 29 Wir begrüßen die Forderung der FDP-Bundestagsfraktion, das Bundesamt für 
 30 Bevölkerungs und Katastrophenschutz auszubauen. Wir brauchen kontinuierliche 
 31 Meldungen, bundesweite Lagebilder über Ressourcen und verfügbare Kräfte sowie 
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 32 länderübergreifende Konzepte und Lösungen. So soll der BBK im Rahmen des gemeinsamen 
 33 Melde- und Lagezentrums des Bundes und der Länder dieses koordinieren und mit den 
 34 Ländern zusammen erstellen.

 35 Ehrenamt stärken und den Selbstschutz verbessern

 36 Ohne das Ehrenamt wäre der Bevölkerungsschutz in Deutschland nicht möglich. Neben 
 37 der wichtigen Aufgabe, den Schutz unserer aller Leben, ist das Ehrenamt Treiber für 
 38 Integration, Bildung und Selbstfindung. Wir, die Jungen Liberalen, wollen das 
 39 Ehrenamt weiter fördern, für das Thema Sensibilisierung und die Bevölkerung zum 
 40 Selbstschutz schulen. Arbeit im Ehrenamt muss abgesichert sein, es darf nicht zu 
 41 einem Nachteil 49 bei der Ausübung eines Berufes führen. Deshalb fordern wir an der 
 42 Stelle eine Erweiterung der Freistellungsverordnung. Wir möchten flächendeckend das 
 43 Unterrichtsangebots „Laien-Reanimation“ und Verhalten in Notfallsituationen und im 
 44 Katastrophenfall einrichten. Dieses soll in den Aufgabenbereich einer School Nurse 
 45 fallen, die auch für Gesundheitsbildung für die Schüler und ihr soziales Umfeld 
 46 zuständig ist. Dieses Berufsbild wollen wir flächendeckend im Land NRW 
 47 etablieren. Jedes Jahr sollen Schüler und Schülerinnen, darauf vorbereitet werden in 
 48 Notsituationen ihren Fähigkeiten entsprechend reagieren zu können. Sie sollen für die 
 49 entsprechenden Situationen sensibilisiert werden und gleichzeitig Interesse an den 
 50 Bereich Rettungsdienst und Katastrophenschutz entwickeln können.

 51 Zusätzlich möchten wir ein bundeseinheitliches Ersthelfersystem fördern, eine 
 52 Alarmierung dessen, sollte über eine zentrale Schnittstelle erfolgen.

 53 Lasst uns den Rettungsdienst zukunftsfähig machen 

 54 Wir möchten die Finanzierung des Rettungsdienstes auf gesunde Beine stellen und 
 55 sprechen uns an dieser Stelle für ein steuerfinanziertes Rettungswesen aus. Zudem 
 56 möchten wir niederschwellige einfach Verfahren, um Mittel und Geräte für 
 57 den Rettungsdienst und die Feuerwehr beantragen zu können.

 58 Digitalisierung first auch auf der Rettungswache!

 59 Um Notfallsituationen bestmöglich einschätzen zu können, möchten wir die 
 60 Notfallabfrage am Telefon nach dem Österreicher und Brandenburger Vorbild 
 61 strukturieren. Um eine gleichwertige Beratung deutschlandweit zu ermöglichen, 
 62 brauchen wir an dieser Stelle einen bundeseinheitlichen Standard. Bei schwerwiegenden 
 63 gesundheitlichen Problemen ist eine m�glichst genaue Einschätzung der 
 64 Notfallsituation unumgänglich. Daher möchten wir der Leitstelle ermöglichen, 
 65 nach vorheriger Einwilligung, auf zentral gespeicherte Patientendaten zu haben, falls 
 66 diese vorhanden sind. 
 67 Dabei soll es möglich sein „kleiner Probleme“, die gemeinsam mit der Fachkraft am 
 68 Telefon und der anrufenden Person definiert werden, an eine Gesundheitshotline 
 69 weiterzureichen. Darüber hinaus möchten wir die Hotline 116177 in der Bevölkerung 
 70 bekannter machen. Der Patientenservice ist dafür da, außerhalb der 
 71 Sprechstundenzeiten bei Erkrankungen bei denen ärztliche Hilfe von N�ten ist 
 72 weiterzuhelfen. Es geht dabei nicht um lebensbedrohliche Erkrankungen. Zudem fordern 
 73 wir eine Reduzierung der Leitstellen, stand 2019 250 Leitstellen. Wir planen eine 
 74 drastische Reduzierung für die (110, 112 und 116117) auf jeweils 16 Leitstellen.
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 75 Um die Notfallversorgung in NRW zu verbessern, setzen wir uns für ein NRW-
 76 weites webbasiertes Onlinemeldesystem ein, in dem in Echtzeit freie 
 77 Versorgungskapazitäten in den Krankenhäusern einsehbar sind. Auf lange Sicht sollte 
 78 eine deutschlandweit einheitliche Datenerfassung und ein einheitliche Meldesystem das 
 79 Ziel sein.

 80 Zudem fordern wir eine flächendeckende Einrichtung des „Telenotarztes“. 96 Um weitere 
 81 Ideen und Innovationen für eine flächendeckende Notfallversorgung zu sammeln, möchten 
 82 wir als Land NRW innerhalb eines Ideenwettbewerbs die besten Projekte mit einer 
 83 Prämie auszuzeichnen und mit diesen gemeinsam an einer flächendeckenden Etablierung 
 84 arbeiten.

 85 Schneller Vorort schnellere Hilfe

 86 Gerade in dünnbesiedelten Gebieten, gibt es Rettungswachen, die kaum Einsätze haben. 
 87 Als Unterstützung und um die Hilfsristen auch wirklich einhalten zu können, möchten 
 88 wir Rettungshubschrauber einsetzen und diese luftgebundenes Notarztsystem mit 
 89 kleineren Hubschraubern unterstützen. Zusätzlich wollen wir auch Rettungshubschrauber 
 90 ohne ärztliches Personal einsetzen, hier reicht lediglich eine 
 91 Intensivpflegefachkraft z.B. für Krankentransportflüge von den Inseln.

 92 Nicht jede Krankheit gehört in die Notaufnahme. Um Notaufnahmen zu entlasten, wollen 
 93 wir ambulante Versorgungszentren an die Notaufnahmen im Krankenhaus anbinden.

 94 Zudem setzen wir uns in dichten urbanen Räumen für Haltebuchten für KTW, 
 95 RTW, Pflegedienste und Hebammendienste u.ä. ein.

 96 Gleiche Kompetenzen, gleiche Qualität bundesweit

 97 Wir, die Jungen Liberalen setzen uns dafür ein, dass Rettungssanitäter 
 98 und Rettungssanitäterinnen bundesweit die gleiche Ausbildung machen. Sie sollen 
 99 bundesweit die gleichen rechtsichere Kompetenzen haben. Auch soll eine Umschulung von 
 100 dem Bereich Krankenpflege zum Rettungssanitäter und umgekehrt m�glich gemacht, und 
 101 vereinfacht werden.

 102 Für Notärzte ist eine Facharztausbildung einzuführen.

 103 Eine Zwangsrekrutierung von Kassenärzten für den ärztlichen Bereitschaftsdienst ist 
 104 für uns die Jungen Liberalen NRW ein No-Go, deshalb wollen wir diese unverzüglich 
 105 stoppen. Der Mangel in diesem Bereich ist uns dennoch bewusst, daher wollen wir durch 
 106 ein Stipendium, mit dem sich die Teilnehmer 3 Jahre zum kassenärztlichen 
 107 Bereitschaftsdienst verpflichten, diesem entgegenwirken. Um all das umzusetzen, 
 108 möchten wir für den Bereich des Rettungdienstes/ der Notfallversorgung eine 
 109 Vertretung im GBA (Gemeinsamen Bundesausschusses).

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  109: „Du bist minderjährig? Etwas cringe Brudi“ – Der 
Staat
Laufende Nummer: 185

Antragsteller*in: BV Münsterland
Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Kinder und Jugendliche werden durch ihre Minderjährigkeit häufig benachteiligt, indem 
 2 sie sich nicht oder nur unzureichend gegen eine Verletzung ihrer Rechte wehren 
 3 können. Die Jungen Liberalen unterstreichen klar und deutlich, dass Kinderrechte auch 
 4 Menschenrechte sind und der Staat daher den Auftrag hat, sich objektiv für einen 
 5 gerechten und reibungslosen Bildungsweg einzusetzen.  Aus diesem Grund fordern wir 
 6 folgende Maßnahmen:

 7
 8
 9
 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

In den Bezirksregierungen des Landes Nordrhein-Westfalen sollen Anlaufstellen 
eingerichtet werden, an die sich hilfesuchende Schüler bei Verletzung ihrer 
Rechte sowie Dritte wie Eltern und Lehrer wenden können. Dieses Angebot soll 
niedrigschwellig an den Schulen und durch andere Jugendeinrichtungen beworben 
werden. Hierbei soll ein Anspruch bestehen, dass die zuständigen Behörden sich 
mit diesem Vorfall verpflichtend befassen. Zugleich sollen die entsprechenden 
Mitarbeiter für Mediation ausgebildet werden, um Vorfälle entsprechend zu 
schlichten.

Schulkonferenzen und andere für Schüler relevante Entscheidungsgremien im 
Binnenbereich Schule, sollen fortan auf Wunsch des Schülers aufgezeichnet 
werden. Dadurch gewährleisten wir eine transparente Kontrolle den Schüler 
betreffender Maßnahmen, damit Verwaltungsgerichte die Ermessensausübung der 
Lehrer besser beurteilen können. 

Wir befürworten die Einrichtung der Nummer gegen Kummer ausdrücklich und fordern 
Bund und Länder dazu auf, dieses Projekt stärker finanziell zu fördern. Dadurch 
soll eine 24-stündige Erreichbarkeit gewährleistet werden. Zugleich fordern wir 
eine leichter zu merkende Telefonnummer.

Das Offizialprinzip sollte nicht vor Kirchenmauern aufhören. Deshalb gehört die 
Verfolgung von Kindesmissbrauch in die Hände der Staatsanwaltschaft und nicht in 
die Hände von Anwaltskanzleien, insbesondere wenn diese durch die Kirchen 
beauftragt werden.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  209: „Freiheit für alle, auch oben rum!“
Laufende Nummer: 170

Antragsteller*in: KV Essen
Status: eingereicht
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Frauen können beim Entblößen ihrer Brüste in der Öffentlichkeit straf- oder 
 2 ordnungsrechtliche Konsequenzen drohen.  Wir Junge Liberale erachten dies als äußert 
 3 ungerecht und fordern deshalb: 

 4

 5 Die rechtliche Gleichsetzung von männlichen und weiblichen Brustwarzen.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  115: Leistungsgerechtigkeit – auch im 
Bildungsbereich! Gleicher Lohn für gleiche Arbeit.
Laufende Nummer: 40

Antragsteller*in: LAK Bildung
Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Am 21.07.2021 waren in Nordrhein-Westfalen 3.662 Stellen für Lehrkräfte unbesetzt. 
 2 Diesem Mangel wird aktuell entgegengewirkt, indem Lehrkräfte an Schulformen 
 3 eingesetzt werden, für die sie nicht ausgebildet wurden. Ferner wird ein Teil des 
 4 Unterrichtsmangels durch das Einsetzen von Pensionären ausgeglichen.

 5 Von den 207.000 Lehrkräften in Nordrhein-Westfalen sind 21% in einem 
 6 Angestelltenverhältnis. Die angestellten Lehrkräfte verdienen dabei deutlich weniger 
 7 als ihre beamteten Kollegen. So liegt die Differenz in den Besoldungs- und 
 8 Entgeltgruppen A12 und E12 bei 834,-€ netto (Eingangsgehalt, bzw. Besoldung), bzw. 
 9 501,-€ netto (Endgehalt bzw. Besoldung). Die Differenz fällt in den Besoldungs- 
 10 bzw. Entgeltgruppen A13 und E13 noch höher aus: 1034,-€ netto (Einstiegsgehalt bzw. 
 11 Besoldung), bzw. 753,-€ (Endgehalt, bzw. Besoldung). Zwar müssen beamtete Lehrkräfte 
 12 von der Nettobesoldung noch die Krankenversicherung abführen, allerdings besteht 
 13 weiterhin eine große Nettodifferenz. Hinzukommen bei den beamteten Lehrkräften noch 
 14 die Pensionsansprüche, die wesentlich höher als die Rente angestellter Lehrer sind.

 15 Wir fordern, dass die angestellten Lehrkräfte auf den Monat gerechnet die gleiche 
 16 Bezahlung wie beamtete Lehrer erhalten. Das Ziel dieser Maßnahme ist eine gesteigerte 
 17 Attraktivität des Lehrberufes. So wird potenziellen Interessenten des Berufsweges 
 18 (auch im Quereinstieg) vermittelt, dass sie auch ohne Beamtentum den gleichen Lohn 
 19 für gleiche Arbeit erhalten. Damit können wir dem Lehrkräftemangel entgegenwirken und 
 20 lassen bis zur Abschaffung des Beamtentums die angestellten Lehrkräfte weiterhin 
 21 nicht mehr zu ungerechteren Konditionen die gleiche Arbeit leisten wie 
 22 ihre Staatskollegen.

 23 Forderung: Der Landeskongress möge beschließen, dass sich fortan für eine 
 24 gleichberechtigte Bezahlung angestellter Lehrkräfte eingesetzt wird. Konkret sollen 
 25 Angestellte Lehrer den gleichen Nettolohn wie das verbeamtete Lehrpersonal erhalten. 
 26 Zugleich soll eine neue Besoldungs- und Entgelttabelle geschaffen werden, die von der 
 27 für Verwaltungsbeamte (A-Besoldung) abgekoppelt ist. Die Maßnahme wird mit der 
 28 Intention geführt, die Attraktivität des Lehrberufes zu steigern, 
 29 den Lehrkräftemangel entgegenzuwirken und eine Übergangslösung zur Fairness von 
 30 Lehrkräften zu schaffen. Weiterhin fordern wir die langfristige Abschaffung des 
 31 Beamtentums im Schulwesen.

OpenSlides - Präsentations- und Versammlungssystem

92 / 176



Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  208: Frei, Freier, Sexarbeit
Laufende Nummer: 48

Antragsteller*in: KV Köln
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Sexarbeit ist ein stark stigmatisierter Bereich, der durch staatliche Reaktionen auf 
 2 die Corona-Krise noch stärker in die Illegalität getriebenwird. Eine Person, die 
 3 einer Beschäftigung in diesem Bereich nachgehen möchte, sollte sich nicht mit einer 
 4 Vielzahl an Hürden konfrontiertsehen, die in ihrer Härte unbegreiflich sind. 
 5 Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter verdienen Respekt, nicht zuletzt vom Gesetzgeber.

 6 Let's talk about sexual health!

 7 Das von der Stadt Köln organisierte anonyme Beratungsangebot für Sexarbeiterinnen und 
 8 Sexarbeiter sowie deren Kundinnen undKunden inklusive der Anonymen Testung auf 
 9 sexuell übertragbare Krankheiten begrüßen die Jungen Liberalen Nordrhein-Westfalen 
 10 und fordern die Ausweitung auf das gesamt Bundesland. Das momentan auf deutsche, 
 11 spanisch und polnisch beschränkte Angebotsoll auf weitere Sprachen ausgeweitet 
 12 werden, ohne das zwingend ein online-Angebot genutzt werden muss. Außerdem fordern 
 13 dieJungen Liberalen Nordrhein-Westfalen die Ausweitung des Beratungsgespräches für 
 14 Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter auf weiteremögliche Gefahren des Berufes. Die 
 15 Wiedereinführung eines Bockscheins oder einer dazu äquivalenten Bescheinigungen 
 16 lehnen wirstrikt ab.

 17 Prostituierten”schutz”gesetz - ein Hurenpass hilft keiner Hure

 18 Prostituierte benötigen zur Ausübung ihrer Arbeit einen umgangssprachlich genannten 
 19 “Hurenpass”, der alle 2 Jahre, bei Minderjährigen jedes Jahr, verlängert werden muss. 
 20 Voraussetzung für die Verlängerung ist ein Nachweis einer jährlichen. 
 21 Gesundheitsberatung, bei unter 21-Jährigen eine halbjährige Beratung. Die Jungen 
 22 Liberalen Nordrhein-Westfalen fordern kurzfristig dieReformierung des “Hurenpasses”, 
 23 sodass dieser eine längere Gültigkeit von mindestens 5 Jahren hat und keine 
 24 Altersdiskriminierungmehr besteht. Zudem soll die Beantragung vereinfacht und der 
 25 Prozess der Genehmigung beschleunigt werden. Durch die Reformierungsoll auch die 
 26 anonyme Ausführung der Tätigkeit wieder garantiert werden können. Langfristig fordern 
 27 wir die Abschaffung des“Hurenpasses”, da dieser zur Stigmatisierung legal tätiger 
 28 Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter beiträgt und an der Lebensrealität 
 29 vonZwangsprostitution vollends vorbei geht. Außerdem fordern die Jungen Liberalen 
 30 Nordrhein-Westfalen die Abschaffung desÜbernachtungsverbotes. Personen, bei denen die 
 31 Ausführung sexueller Dienstleistungen nicht die Haupteinnahmequelle sind und 
 32 diediesem Gewerbe nur im kleinen Umfang nachgehen, sollen nicht unter das 
 33 Prostitutionsschutzgesetz fallen, sondern ihre Tätigkeit selbstbeim Finanzamt 
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 34 anmelden müssen.

 35 Die Einschränkungen durch Vergehen in der Vergangenheit sollen gelockert werden. 
 36 Wer sich in den letzten 5 Jahren durch Betrug, Geldwäsche oder ein Vergehen gegen das 
 37 Aufenthaltsgesetz strafbar gemacht hat, der solltrotzdem die Möglichkeit haben der 
 38 Prostitution nachzugehen. Genauso soll die Ablehnung aufgrund einer vergangenen 
 39 Mitgliedschaftin einem verbotenen Verein wegfallen. Verbote einer Arbeitstätigkeit 
 40 auf legalem Wege nachgehen zu können stehen demResozialisierungsgedanken diametral 
 41 gegenüber. Die Definition der Prostitution ist im Prostitutionsschutzgesetz zu 
 42 konkretisieren,sodass beispielsweise für Tantramassagen Rechtssicherheit hergestellt 
 43 wird.

 44 Auf gute Nachbarschaft!

 45 Die Nutzung einer Wohnung für die Ausübung von Prostitution bedarf aktuell eines 
 46 Antrages beim Bauaufsichtsamt. In allgemeinenWohngebieten sind diese Anträge 
 47 regelmäßig unzulässig, da sie vermeintlich zu “milieubedingter Unruhe” führen können. 
 48 Die JungenLiberalen Nordrhein-Westfalen fordern eine schnelle Bearbeitung der 
 49 Anträge, die die Prostituierten nicht unter Generalverdacht stelltund so die 
 50 bestehende Marginalisierung zementiert. Zudem sind Sperrbezirke für Telefonsex sowie 
 51 um Altersheime abzuschaffen undsoweit zu verkleinern, dass es realistische Freiräume 
 52 gibt, Schulen und Schulwege aber weiterhin geschützt sind.

 53 Offene Türen bei Gefahren

 54 Sexarbeit nicht zuletzt durch gesellschaftliche Ausgrenzung ein risikoreicher 
 55 Arbeitszweig. Sexarbeiterinnen und Sexarbeitermüssendie Sicherheit haben Hilfe in 
 56 Anspruch nehmen zu können, wann immer sie diese benötigen. Um diese Hilfe zu 
 57 gewährleisten forderndie Jungen Liberalen Nordrhein-Westfalen eine Stärkung der 
 58 Frauenhäuser und Äquivalenten für Männer und andere Gruppen. Dazugehört eine bessere 
 59 Ausfinanzierung, sowie die Errichtung dieser Häuser in der Fläche.

 60 “Der Staat f*ckt uns aber zahlt nicht”

 61 Während der Corona-Krise wurden immer wieder die Tendenzen der schwarz-roten 
 62 Bundesregierung zur Kriminalisierung derSexarbeit sichtbar. Deswegen ist auch für 
 63 selbstständige Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter sowie Bordelle eine Öffnungsstrategie 
 64 zuerstellen, die diese Tätigkeit nicht von anderen körpernahen Dienstleistungen 
 65 unterscheidet. Die Corona-Hilfe sind an die Lebensrealitätder betroffenen Personen 
 66 anzupassen. Das inkludiert die Situation der wohnungslosen Sexarbeiterinnen und 
 67 Sexarbeiter, dieentgegen des Übernachtungsverbotes in den Prostitutionsstätten 
 68 wohnen. Diesen soll es in einer Ausnahmeregelung erlaubt sein dortzu übernachten, 
 69 allerdings sollen sie auch über das Verbot aufgeklärt und über Alternativen 
 70 informiert werden.

 71 Die Krise ist eine Zeit der weiteren Marginalisierung von Sexarbeiterinnen und 
 72 Sexarbeitern. Sexarbeiterinnen und Sexarbeitermit einemgeringen Einkommen oder 
 73 diejenigen die aufgrund der Bedingungen der Corona-Hilfen keinen Zugang zu diesen 
 74 haben, haben häufigkeine andere Wahl als ihre Tätigkeit auch während des 
 75 Berufsverbotes weiter auszuführen. Melden sie eine Straftat, offenbaren siezugleich, 
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 76 dass sie sich selbst strafbar gemacht haben oder ordnungswidrig gehandelt haben. Um 
 77 einer verstärkten Gewalt gegenSexarbeiterinnen und Sexarbeitern vorzubeugen 
 78 fordern die Jungen Liberalen Nordrhein-Westfalen, dass Sexarbeiterinnen und 
 79 Sexarbeiter, die eine Straftat melden möchten, die im Rahmenihrer beruflichen 
 80 Tätigkeit an ihnen begangen oder von ihnen beobachtet wurde, wegen der 
 81 Prostitutionsausübung nicht verfolgt werden. 154c StPO ist insoweit um einen Absatz 3 
 82 ohne Ermessenseinräumung zu ergänzen.

 83 Um das CoViD-19 Infektionsgeschehen gering zu halten fordern die Jungen Liberalen 
 84 Nordrhein-Westfalen eine Testpflicht für Kundinnenund Kunden sowie die Möglichkeit 
 85 einer täglichen, gebührenfreien Testung der Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter.

 86 Besteuert wie Spielgeräte - kein Vergnügen

 87 Gemäß dem Düsseldorfer Modell werden Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter in einigen 
 88 Städten und Kommunen “vorabbesteuert”.Diese Praxis hat keine rechtliche Grundlage und 
 89 benachteiligt vor allem Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter, deren Einkommen unter 
 90 derbesteuerbaren Grenze liegt, diese Vorsteuer aber dennoch zahlen müssen. Des 
 91 Weiteren stellt diese Praxis Sexarbeiterinnen undSexarbeiterunter den 
 92 Generalverdacht, Steuern hinterziehen zu wollen. Die Jungen Liberalen Nordrhein-
 93 Westfalen fordern deswegendie steuerliche Gleichberechtigung von Sexarbeiterinnen und 
 94 Sexarbeiter mit Selbstständigen.

 95 Die Vergnügungssteuer ist eine hohe Belastung für Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter, 
 96 da diese grundsätzlich pauschal mit 25 Tage imMonat bemessen wird und die 
 97 Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter, sollten sie an weniger Tagen tätig geworden sein 
 98 und deswegeneinen geringeren Betrag zahlen wollen, die tatsächliche Anzahl der Tage, 
 99 an denen sie gearbeitet haben, nachweisen müssen. DieJungen Liberalen Nordrhein-
 100 Westfalen fordern die ersatzlose Abschaffung dieser Steuer. Bis zur Abschaffung der 
 101 Vergnügungssteuerfordern die Jungen Liberalen Köln eine Verlängerung der Frist, 
 102 analog zur Dauerfristverlängerung bei der Umsetzsteuervoranmeldungvon einem Monat 
 103 unter Leistung einer Sonderzahlung.

 104 Die Jungen Liberalen Nordrhein-Westfalen fordern die Anerkennung von Prostitution als 
 105 freien Beruf und somit die Behandlung vonEinnahmen aus Prostitution als Einkünfte aus 
 106 selbstständiger Arbeit und nicht als gewerbliche Einkünfte, sodass Prostituierte 
 107 neben derEinkommenssteuer nicht zusätzlich die Gewerbesteuer zahlen müssen.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  213: Positionspapier Coronapolitik - Omikron als 
Omega von Corona
Laufende Nummer: 51

Antragsteller*in: BV Münsterland, BV Westfalen-Süd, BV Westfalen-West
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Bereitwillig und mit großer Opferbereitschaft hat eine ganze Generation fast 2 Jahre
 2 lang ihre Lebensweise mit extremem Verzicht und Rücksichtnahme umgestellt. Nun
 3 wird es Zeit, dies seitens der Politik mit Verständnis und Vertrauen zu honorieren.

 4 Bildung muss Vorrang haben:
 5 Die Jungen Liberalen fordern eine höchste Priorisierung/Präsenzgarantie an den
 6 Schulen. Dauerhafter, zwangsverordneter Distanzunterricht mit unzureichender
 7 Vorbereitung und mangelhafter Umsetzung macht stetigen und nachhaltigen
 8 Lernerfolg, aber auch soziales Miteinander, unmöglich. Ungleichheiten in der Bildung
 9 werden überproportional verstärkt. Die katastrophalen Folgen für die Schullaufbahn
 10 unzähliger Kinder können wir nicht akzeptieren. Für uns hat Bildungsgerechtigkeit als
 11 zentralen Punkt unseres Wertekompass höchste Priorität. Daher können einzelne
 12 Schulschließungen nur Ultima Ratio sein. Flächendeckende Schulschließungen
 13 lehnen wir entschieden ab.

 14 Universitäten:
 15 Wir Jungen Liberalen (Westfalen…) sind stets ärgster Verfechter der
 16 Hochschulautonomie. Dies wird sich auch in Zeiten der Pandemie nicht ändern.
 17 Dennoch weisen wir mahnend und mit großer Besorgnis auf die Situation der
 18 Studierenden hin. Die Impfquote und die Impfbereitschaft unter den Studierenden ist
 19 vergleichsweise sehr hoch, das Risiko von schweren Verläufen vergleichsweise gering.
 20 Daher fordern wir die Hochschulen auf, den Studierenden endlich auch wieder
 21 verlässliche und dauerhafte Präsenzangebote zu machen. Private Universitäten wie
 22 etwa die Universität Witten-Herdecke gewährleisten dies bereits.

 23 Arbeit und Soziales:
 24 Insbesondere jüngere Menschen und Menschen ohne Berufsausbildung trifft die
 25 Corona-Pandemie. Untersuchungen im Jahr 2020 zeigten, dass der Corona-Effekt bei
 26 dem Anstieg der Arbeitslosigkeit bei Jüngeren und Menschen ohne Berufsausbildung
 27 größer ist als bei anderen gesellschaftlichen Gruppen. Daher muss die Politik handeln
 28 und insbesondere die berufliche Ausbildung fördern.

 29 Maßnahmen:
 30 Für die Jungen Liberalen (Westfalen…) ist die Verhältnismäßigkeit der
 31 Freiheitseinschränkungen oberstes Gebot. Um die Verhältnismäßigkeit bewerten zu
 32 können, ist eine saubere und hochwertige Datenerhebung essenziell. Die bisherige
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 33 Datenerhebung, egal ob im Hinblick auf Impfquoten, Belegung und Verfügbarkeit von
 34 Intensivbetten, Nachverfolgung von Infektionsketten uvm. grenzt an eine
 35 Katastrophe. Dies ist für uns nicht akzeptabel und konterkariert alle richtigen und
 36 wichtigen Bemühungen um das Infektionsgeschehen wirksam einzudämmen.
 37 Definieren wir das Verhindern einer Überlastung des Gesundheitssystems als unser
 38 Kernziel, so müssen wir mindestens denjenigen, die sich mit einer Impfung vor
 39 schweren Verläufen schützen, ihre grundlegenden Freiheits- und Bürgerrechte
 40 garantieren. Instrumente wie etwa 2G+ Regelungen sind daher weit entfernt von
 41 jeglicher Verhältnismäßigkeit.

 42 Für eine 2G Regelung bei größeren Menschenansammlungen im öffentlichen Raum
 43 haben wir Verständnis. Wenn sich Betreiber privater Veranstaltungen oder sonstiger
 44 privater Einrichtungen zu einer 2G Regelung entscheiden, ist dies für uns vollkommen
 45 nachvollziehbar.

 46 Ebenso sollten sich jegliche staatlichen Maßnahmen lediglich auf den öffentlichen
 47 Raum beschränken. Eingriffe in den Privatraum halten wir für unverhältnismäßig und
 48 lehnen diese deshalb entschieden ab. Statt starrer Kontaktbeschränkungen setzen
 49 wir auf die Eigenverantwortung des Individuums.

 50 Die deutschen Eindämmungsmaßnahmen gegen das Coronavirus gehören zu den
 51 striktesten im weltweiten Vergleich. Dennoch haben wir die Pandemie nicht besser
 52 bewältigt als andere Länder. Aufgrund dieser Neigung zu strengen und zu
 53 langanhaltenden Maßnahmen in der Vergangenheit, muss es unverzüglich zu einem
 54 Paradigmenwechsel kommen.
 55 Es spricht nach den aktuellen Erkenntnissen vieles dafür, dass die Omikronwelle keine
 56 Überlastung des Gesundheitssystems zur Folge hat. Es braucht daher schnell eine
 57 Exit-Strategie und einen Freedomday in absehbarer Zeit.

 58 Impfpflicht:
 59 Die Jungen Liberalen (Westfalen…) priorisieren die dauerhafte Gewährleistung einer
 60 ausreichenden Kapazität an Impfstoffen sowohl für Erst- und Zweitimpfungen, als
 61 auch für Auffrischungsimpfungen weit über die Debatte einer Impfpflicht. Eine
 62 allgemeine Impfpflicht lehnen wir aus Gründen der Verhältnismäßigkeit und der
 63 Umsetzbarkeit entschieden ab. Der Aufwand, den der Staatsapparat mit all seinen
 64 Institutionen durchführen müsste, stünde in keinem Verhältnis mit der Wirksamkeit
 65 dieser Maßnahme. Einen solchen Aufwand stattdessen im Bereich des
 66 Gesundheitswesens zu veranlassen, wäre nicht nur gerechtfertigt, sondern wäre ein
 67 für uns wirksamer Beitrag zu Pandemiebekämpfung. Wir halten seriöse, sowie
 68 niedrigschwellige Initiativen und aktives Zugehen auf die Bevölkerung noch immer für
 69 den richtigen Weg. Hier könnten bspw. Vorteile fortschreitender Digitalisierung
 70 genutzt werden.

 71 Fazit:
 72 Für die Jungen Liberalen sind Grund- und Bürgerrechte wie z.B. die Privatautonomie,
 73 Berufsausübungsfreiheit, Versammlungsfreiheit und Unverletzlichkeit der Wohnung
 74 keine Phrasen für Sonntagsreden, sondern auch in schwierigen Zeiten Maßstab des
 75 politischen Handelns. An die Einschränkung von Grundrechten dürfen wir uns nicht
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 76 gewöhnen und stellen daher sehr hohe Anforderung an diese. Bei vielen derzeitigen
 77 Maßnahmen haben wir erhebliche Zweifel, ob die Voraussetzungen (Legitimer Zweck,
 78 Wirksamkeit, Erforderlichkeit, Verhältnismäßigkeit) für die Einschränkung der
 79 Grundrechte gegeben sind.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  216: Scheuermilch gegen Sojadrink? Freie 
Produktbezeichnung jetzt!
Laufende Nummer: 193

Antragsteller*in: KV Solingen
Status: in Bearbeitung
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Schonmal aus Versehen zur Scheuermilch anstatt zur Kuhmilch gegriffen? Nein? Doch für 
 2 so intelligent halten die EU und der EuGH den Durchschnittsbürger. Dank der EU-
 3 Verordnung Nr. 1308/2013 sind die Bezeichnungen wie „Milch“, „Rahm“, „Butter“, „Käse“ 
 4 oder „Joghurt“ nur für tierische Produkte vorbehalten. Es existieren zwar Ausnahmen, 
 5 diese sind aber vollkommen willkürlich. Laut einer Forsa-Umfrage aus dem Jahr 2015 
 6 ist das Problem mit Fehlkäufen veganer und vegetarischer Produkte nicht existent. Die 
 7 Verbraucherzentrale Bundesverband e.V. sieht ebenfalls keinen Grund für diese Regel, 
 8 solange immer klar kommuniziert wird, was im Produkt enthalten ist.

 9 Wir Junge Liberale nehmen den Menschen als selbstständiges Individuum wahr, der 
 10 Verpackungen gut lesen kann und fordern deshalb:

 11

 12

Die freie Produktbezeichnung für jedes Produkt

Die Aufhebung der EU-Verordnung Nr. 1308/2013

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  509: Grüner die Dächer nie sprießten ...
Laufende Nummer: 20

Antragsteller*in: BV Ruhrgebiet
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Jungen Liberalen im NRW sehen enormes Potential in einer stärkeren Dachbegrünung 
 2 von Dächern bei Wohn- und staatlichen Gebäuden, sowie bei Dächern an Bus- und 
 3 Bahnhaltestellen. Konkret fordern die Jungen Liberalen NRW:

 4
 5
 6
 7
 8
 9
 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

Zur stärkeren Nutzung von Dachbegrünungen im privaten Sektor fordern wir eine 
Erleichterung bei der Grundsteuer, sofern eine konsequente Dachbegrünung 
installiert wird. So kann z.B. mit einer fallbezogenen Reduzierung des 
Hebesatzes gearbeitet werden. Die genaue Definition einer konsequenten 
Dachbegrünung sowie der Höhe einer Reduzierung möchten wir Fachexpertinnen und 
Fachexperten z.B. in den Ministerien überlassen. Denkbar ist z.B., dass eine 
Grundsteuer-Erleichterung nur dann vorgenommen werden kann, wenn Pflanzen 
verwendet werden, die einen überdurchschnittlichen Impact auf die 
Emissionsspeicherung haben.

Um Bus- und Bahnhaltestellen grüner zu gestalten möchten wir private Sponsorings 
ausschreiben, die jeweils die Begrünung einer Haltestelle finanziell tragen. 
Sowohl eine Sammlung an Privatpersonen, als auch Firmensponsorings sind denkbar. 
Hier soll in Nordrhein-Westfalen vorangegangen werden: Wir wünschen uns eine 
schnellstmögliche Projektumsetzung innerhalb NRWs.

Auch staatliche Gebäude sollen bei der Dachbegrünung vorangehen. Dazu können 
u.a. teilweise Mittel aus der Abschaffung der Regelungen für „Kunst am Bau“, die 
wir fordern, verwendet werden.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  520: TAKE IT statt TABU – Menstruationsartikel frei 
auf öffentlichen Toiletten
Laufende Nummer: 45

Antragsteller*in: BV Ruhrgebiet
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Warum Tampons und Binden wie Dealer heimlich vor den Toiletten austauschen? 
 2 Menstruation ist kein Tabuthema! So unvorhersehbar wie die Menstruation auch mal 
 3 eintreten mag, so muss diese Unvorhersehbarkeit sich nicht in der Verfügbarkeit von 
 4 entsprechenden Menstruationsartikeln zeigen. Diese sollten uneingeschränkt und somit 
 5 gebührenfrei auf öffentlichen Toiletten für alle Menstruierenden bereitgestellt 
 6 werden. Take it! Die Jungen Liberalen NRW fordern deshalb: 

 7 Die Kommunen in NRW sollen sich für eine gebührenfreie Bereitstellung von 
 8 Menstruationsartikeln wie Binden und Tampons auf öffentlichen Toiletten einsetzen. 
 9 Die Möglichkeit von Sponsoring-Verträgen mit Herstellern soll dabei ausdrücklich 
 10 geprüft werden, um eine Ersparnis in der Beschaffung zu erhalten. Falls kein 
 11 Sponsoring erhalten werden kann, müssen sich die Kommunen trotzdem um eine 
 12 Bereitstellung sorgen. 

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  211: Mit Sicherheit frei – Für ein rationales, 
ausgewogenes und liberales Notwehrrecht
Laufende Nummer: 7

Antragsteller*in: LAK Sicherheit und Freiheit
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Jeder Mensch hat das Recht auf Selbsterhaltung. Unsere liberale Verfassung garantiert 
 2 das Recht auf Leben, die freie Entfaltung der Persönlichkeit und das Recht auf 
 3 Eigentum. Diese individuellen Grundrechte besitzt jeder Mensch und es ist die höchste 
 4 Aufgabe des Staates diese zu garantieren. In unserem liberalen Rechtsstaat sind 
 5 wichtige Grundprinzipien verankert, die die Grundrechte des Individuums schützen – 
 6 wie zum Beispiel der Grundsatz „Recht muss Unrecht nicht weichen“ und das Recht auf 
 7 Selbsterhaltung durch Notwehr und Nothilfe.

 8 Einschränkungen sind nur soweit zulässig, wie dies durch höherwertige Güter 
 9 gerechtfertigt ist. Der Staat ist deshalb Inhaber des Gewaltmonopols, besitzt aber 
 10 nicht zugleich ein universelles Sicherheitsmonopol. Auch bürgerschaftliche 
 11 Zusammenschlüsse und private Sicherheitsdienstleister haben das Recht, ohne Ausübung 
 12 von Hoheitsrechten einen Beitrag zur Rechtsdurchsetzung zu leisten.

 13 Wir fordern daher, den privaten Erwerb von Schusswaffen, ohne die sog. 
 14 bedürfnisgekoppelte Zweckbindung zu ermöglichen. Somit soll der Erwerb der 
 15 Waffenbesitzkarte künftig, für jeden deutschen Staatsbürger nach Vollendung des 18 
 16 Lebensjahres, an die zentralen Restriktionen – wie die Vorlage eines von 
 17 einschlägigen Vorstrafen freien Führungszeugnisses und dem Nachweis der theoretische 
 18 und praktischen Sachkunde – geknüpft sein Das bürokratische Verfahren der 
 19 Bedürfnisprüfung entfällt.

 20 Weiterhin wollen wir Möglichkeiten schaffen, dass Notwehrrecht im eigenen Heim 
 21 effektiv ausüben zu können. Die Jungen Liberalen NRW fordern daher eine Reform der 
 22 Lagerungsvorschriften des Waffengesetzes. Die restriktiven Auflagen der Lagerung, 
 23 nach welcher Waffen beispielsweise in Waffenschränken vom Grad 0 oder 1 gelagert 
 24 werden müssen, sollen durch eine allgemeine Fahrlässigkeitsklausel, nach Vorbild des 
 25 36 Abs. 1 WaffG, ersetzt werden. Weiterhin soll das gemeinsame Lagern von Waffen und 
 26 Munition künftig erlaubt sein. Darüber hinaus fordern die Jungen Liberalen NRW, dass 
 27 der Besitz von Munition, die nicht dem Kaliber der auf der Waffenbesitzkarte 
 28 eingetragenen Kaliber entspricht, nicht länger als Straftatbestand – �äquivalent zum 
 29 illegalen Waffenbesitz – behandelt wird, sondern als Ordnungswidrigkeit geahndet 
 30 werden soll.

 31 Das Notwehrrecht ist ein notwendiger Bestandteil eines freiheitlichen Rechtsstaats. 
 32 Dort wo der Staat nicht eingreifen kann, muss der Einzelne seine Rechtsgüter effektiv 
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 33 verteidigen dürfen. Dies gilt umso mehr, als dass absolute, staatlich vermittelte 
 34 Sicherheit in einem liberalen Rechtsstaat nicht möglich ist. Daher setzen die Jungen 
 35 Liberalen NRW sich dafür ein, das Notwehrrecht rechtssicher auszugestalten. Der 
 36 Angegriffene soll das zur Abwehr erforderliche Mittel einsetzen dürfen. Dies gilt 
 37 uneingeschränkt auch für das Recht auf Eigentum. Notwehr dient nicht nur der 
 38 Verteidigung individueller Rechte, sondern auch dem Schutz der Rechtsordnung als 
 39 ganzer. Eine Relativierung des Notwehrrechts ist aus diesem Grunde unstatthaft.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  510: Haie sind Freunde kein Futter
Laufende Nummer: 192

Antragsteller*in: LAK Tierschutz
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Wir fordern aufgrund der massiven Überfischung der Meere, sowie der enorm hohen 
 2 Schad- und Giftstoffbelastung ein Umdenken in der Fischereipolitik und dem 
 3 zugehörigen Verbraucherschutz.

 4 Fisch ist für zwei Drittel der Weltbevölkerung die wichtigste Eiweißquelle, deshalb 
 5 ist es enorm wichtig Fischbestände stabil zu halten und nutzbar zu machen. 
 6 Nachhaltigkeit ist hier jedoch für ein Aufrechterhalten des Systems unabdingbar. 
 7 Derzeit gilt für die meisten Fischereimethoden, dass es zu enorm große Beifangmengen 
 8 von über 90% Prozent kommt, die nicht auf den Zielfisch entfallen und dem Ökosystem 
 9 dennoch einen extremen Schaden zufügen.

 10 Ein weiteres Problem liegt in der Befischung von Arten mit besonders langen 
 11 Generationszeiten, wie Haien und Rochen. Hier sind die weltweiten Bestände in den 
 12 letzten 20 Jahren zusammengebrochen und auf ein Zehntel des ursprünglichen Bestandes 
 13 zusammengeschrumpft.

 14 Verbraucherschutz:

 15 Eines der Hauptprobleme für Konsumenten von Fisch und insbesondere von Raub- und 
 16 Großfischen liegt in Umweltgiften und Schwermetallen, die sich im Fleisch von älteren 
 17 Tieren an der Spitze der marinen Nahrungskette konzentrieren. Wir brauchen hier 
 18 zuverlässige Kontrollen, die dafür sorgen, dass Grenzwerte nicht mehr überschritten 
 19 werden. Dies soll hohe Qualitätsstandards für den Verbraucher garantieren.

 20 Ebenso bei den Fischereisiegeln braucht es klare und eindeutige Richtlinien und 
 21 Siegel, die nicht in Abhängigkeit oder sogar unter Kontrolle der Fischerei stehen.  
 22 Ein für Verbraucher aussagekräftiges Zertifikat wird sich nicht vom Hersteller selbst 
 23 verliehen.

 24 Außerdem kritisieren wir die Falschdeklarieung bei Fischprodukten die gängige Praxis 
 25 geworden ist. In unseren Thunfisch Dosen steckt in nahezu allen Fällen kein 
 26 Thunfisch, sondern Bonito.

 27 Seelachs oder Seehecht sind ebenso keine existenten Fischarten, sondern Erfindungen 
 28 der Lebensmittelindustrie, die keine Rückschlüsse auf die zugrunde liegende Fischart 
 29 zulassen. Hier braucht es mehr Transparenz und bessere Durchsichtigkeit für 
 30 Verbraucher. Deshalb fordern wir eine eindeutige Deklarierung für Fischprodukte.

 31 Populationsschutz:

 32 Stabile Fischpopulationen sind Grundvoraussetzung für eine langfristige und 
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 33 nachhaltige Fischerei wir dürfen dem Ökosystem nicht mehr Biomasse entnehmen als 
 34 nachproduziert werden kann, wenn wir die Versorgung mit Fisch sicherstellen wollen 
 35 und die Gesundheit unserer blauen Lunge nicht aufs Spiel setzen wollen. Hierzu 
 36 benötigen wir realistische Fangquoten, die langfristig erfüllbar sein müssen.

 37 Die größte Bedrohung für unsere maritimen Raubfische, denen als Gesundheitspolizei 
 38 einen Schlüsselfunktion in Ökosystem zugutekommt, besteht in einem immensen Fangdruck 
 39 durch die Fangflotten.

 40 Wir fordern deshalb ein Moratorium für den Fang und die Befischung von Elasmobrachii 
 41 (Plattenkiemern) also Haien, Rochen und Chimären ähnlich zum weltweiten 
 42 Walfangmoratorium des IWC von 1986. Tiere aus diesen Gattungen sind für die 
 43 kommerzielle Nutzung aufgrund Ihrer Schlüsselfunktion im Ökosystem, sowie ihren 
 44 niedrigen Reproduktionsraten und langen Generationsraten besonders empfindlich bei 
 45 übermäßiger Fischerei und mittelfristig nicht für eine kommerzielle Nutzung geeignet.

 46 Fangmethoden:

 47 Auch bei den Fangmethoden sehen wir zukünftig Handlungs- und Veränderungsbedarf, um 
 48 Beifang und die Verwüstung und Zerstörung von Riffen zu vermeiden. Gerade die 
 49 Grundschleppnetz Fischerei zerstört riesige Flächen des bisher kaum erforschten 
 50 Tiefseebodens und verwandelt Jahrtausend alte Riffe in Todeszonen des Meeres Auch bei 
 51 der Longline Fischerei sind die Beifang Anteile oft weit über 90% und die 
 52 Überlebensrate dieses Beifangs überaus gering.

 53 Wir fordern die Transformation der Fischerei zu selektiven Methoden, die Beifang und 
 54 Umweltzerstörung minimieren. Beispielsweise wollen wir hier die Pole and Line 
 55 Fischerei nennen, die im Meer keine Schäden hinterlässt und Beifang nahezu 
 56 ausschließt.

 57 Innovationen:

 58 Wir begrüßen ausdrücklich die Entwicklung von nachhaltigen und neuen Fangmethoden und 
 59 Alternativen zur herkömmlichen Fischerei.

 60 Die Aquakultur bietet hierbei einige Vorteile ist jedoch auch nicht ganz unkritisch 
 61 zu bewerten, da als Futtermittel oft Fisch aus herkömmlicher Fischerei eingesetzt 
 62 wird.

 63 Aquaponik bietet ebenfalls neue und nachhaltige Möglichkeiten der Fischerzucht. Wir 
 64 sind der Überzeugung, dass wir stärker an solch neuen und innovativen und ökologisch 
 65 überaus effizienten Konzepten arbeiten und forschen sollten.

 66 Auch ein Thema sollte hierbei definitiv die Erzeugung von In-vitro Fisch sein. Die 
 67 bisherigen Anstrengungen zur Entwicklung von In-vitro Fleisch sollten deshalb auch 
 68 auf Fisch ausgeweitet werden. Hierdurch könnte aus Tierschutz und ökologischen 
 69 Gründen eine optimale Fischproduktion möglich werden.

 70 Eine weitere Chance liegt gerade für die Großfische im Ökotourismus. Unzählige 
 71 Taucher, Schnorchler und Meeresliebhaber wollen Haie und Rochen sehen und sind auch 
 72 bereit dafür viel Geld zu bezahlen. Berechnungen von Ökonomen zur Folge hat das 
 73 Fleisch und die Flossen eines getöteten Tigerhais einen Wert von ca 100US Dollar. Ein 
 74 lebender Tigerhai, der Tauchtouristen anzieht, die Hotels buchen und in Restaurants 
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 75 essen gehen kommt auf 1.500.000 Millionen US Dollar. Projekte in Indonesien oder 
 76 Costa Rica zeigen, dass die Fischer und Jäger von gestern die Tauchlehrer und Safari 
 77 Guides von morgen sein können und so auch einen gesellschaftlichen und 
 78 wirtschaftlichen Aufstieg schaffen. Ökotourismus wird so zum Gewinn für Ökosystem und 
 79 Menschen vor Ort.  

 80 Tierschutz:

 81 Auch beim Thema Tierwohl muss in der Fischerei einiges passieren. Studien haben 
 82 gezeigt, dass Fische hoch empfindliche Nervensysteme besitzen und definitiv dazu in 
 83 der Lage sind Schmerz, Angst und Stress zu empfinden. Es ist also ähnlich wie bei der 
 84 Tötung von Säugetieren dringend notwendig. Vor der Tötung und dem Ausnehmen der Tiere 
 85 eine zuverlässige Betäubung vorzunehmen.

 86 Gängige Praktiken wie Tod durch Ersticken oder Entweihung bei Bewusstsein sind völlig 
 87 inakzeptabel. 

 88 Internationale Kooperation:

 89 Da die Kontrollierbarkeit in der Fischerei ist weitaus schwieriger als beispielsweise 
 90 in der Landwirtschaft, da sich der Großteil der Fischerei in internationalen 
 91 Gewässern ereignet.

 92 Wir wollen deshalb mit all unseren genannten Maßnahmen auf internationale Kooperation 
 93 setzen und gemeinsam mit unseren starken demokratischen Partnern die Weichen für eine 
 94 zukunftsfähige und moderne Nutzung unserer Ozeane stellen.

Begründung

Die Überfischung der Meere in den vergangenen Jahrzehnten ist für das Ökosystem, Fischer und 
die Ernährungssicherheit vieler Menschen zur existentiellen Bedrohung geworden.

Wir als Liberale wollen uns dieser Problematik annehmen und auch zukünftig dafür Sorgen, dass 
Fischerei und ein gesunden Ökosystem sich nicht im Wege stehen.
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Antrag  505: Gegen Quoten auch beim Auto - Antriebstechnik 
die bewegt
Laufende Nummer: 19

Antragsteller*in: LAK Technologie schützt Umwelt
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Mobilität von morgen geht uns alle etwas an. Für uns als Junge Liberale ist die 
 2 Technologieoffenheit in allen Bereichen ein Grundanliegen. Die einseitige momentane 
 3 Ausrichtung der politischen Debatte auf den Elektromotor als Maß aller Dinge, können 
 4 wir nicht nachvollziehen.

 5 Wir sprechen uns deswegen ganz klar für eine Gleichbehandlung aller 
 6 Antriebstechnologien aus. Förderungen und Subventionen sollten nicht ausschließlich 
 7 auf einzelne Antriebstechnologien bezogen sein (z.B. Elektroautoprämie). Langfristige 
 8 Subventionen für Antriebstechnologien müssen abgeschafft werden.

 9 Wir begrüßen Forschung in allen Antriebsarten und schließen dabei explizit die 
 10 Verbrennungsmotoren (Diesel und Benzin) nicht aus. Zweckgebundene Förderung von 
 11 Forschung an Antriebstechnologien schließen wir nicht aus.

 12 Um eine Chancengleichheit der Technologien sicherzustellen, fordern wir einen fairen 
 13 Ausbau der Infrastruktur (Bsp. Wasserstofftankstelle).

Begründung

Heutzutage versteift sich die Debatte über alternative, sauberere Antriebstechnologien eigentlich 
ausschließlich auf den Elektromotor. Dabei stellen diese bei den Neuzulassungen von PKW einen 
verschwindend geringen Anteil und sind auch nicht gerade erschwinglich für den Durchschnitts-
Bürger (Neupreise ab ca. 20.000€ zzgl. Batteriemiete). Durch geringe Reichweiten und lange 
Ladezeiten sind Elektrofahrzeuge vornehmlich für den innerstädtischen Verkehr geeignet.

Die neuen Euro-6-Diesel haben beispielsweise 25% weniger Kraftstoffverbrauch und längere 
Reichweiten (Quelle: https://www.mobilitaet-von-morgen.de/1-antriebstechnologien/unser-
antrieb-weg-vom-oel). Auch forschen deutsche Automobilhersteller seit Jahren an sauberen „Zero 
emission“ Fahrzeugen. Diese Forschungen, aber auch die von Universitäten und Hochschulen 
sollten wir keinesfalls unterbinden. Der StreetScooter und der e.Go wurden zum Beispiel an der 
RWTH Aachen von Professor Schuh entwickelt, der mit dem Angebot der Automobilhersteller nicht 
zufrieden war.

Aber auch der Wasserstoffantrieb mit Brennstoffzelle darf nicht vernachlässigt werden. Diese 
Antriebstechnologie ist extrem wartungs- und verschleißarm, der Tankvorgang dauert um die 5 
Minuten und somit ist diese Technologie auch für lange Strecken und Nutzufahrzeuge geeignet 
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(Quelle: https://www.auto-motor-und-sport.de/tech-zukunft/alternative-antriebe/
wasserstoffauto-brennstoffzelle-co2-neutral-batterie-lithium/).

OpenSlides - Präsentations- und Versammlungssystem

109 / 176



Antrag  601: Die Wirtschaft entfesseln, für Wachstum nach 
der Pandemie – Liberale Reform der Unternehmenssteuern 
in Deutschland
Laufende Nummer: 31

Antragsteller*in: Alexander Kobuss
Status: zugelassen
Sachgebiet: Wirtschaft, Arbeit und Finanzen

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Der Wirtschaftsstandort Deutschland steht in der Krise. Die Coronapandemie hat die 
 2 strukturellen Defizite unserer Volkswirtschaft zum Vorschein gebracht. Der Staat 
 3 versagt zunehmend in seiner Aufgabe die Unternehmen für die Ausfälle durch die 
 4 Lockdowns zu entschädigen. Diese Politik muss endlich ein Ende haben, denn ihre 
 5 Resultate sind Monopolisierung, wettbewerbsfeindliche Bedingungen und der 
 6 schrittweise Abstieg in die Planwirtschaft – kurzum, das Ende der sozialen 
 7 Marktwirtschaft. Wir brauchen eine Entlastung des Mittelstandes, faire 
 8 Rahmenbedingungen für Unternehmen und vor allem eine steuerliche Reform, die die 
 9 Gewerbetreibenden dieses Landes entlastet, um die Wirtschaft nach der Krise in den 
 10 Aufschwung zu bringen. Deswegen fordern wir Junge Liberale NRW eine konsequente 
 11 Reform des Unternehmenssteuerrechts.

 12 Unternehmenssteuerrecht entstauben – Gewerbetreibende und Selbstständige entlasten

 13 Deutschland weist eine im internationalen Vergleich sehr hohe Unternehmensbesteuerung 
 14 auf. Dies ist gefährlich, da sie Arbeitsplätze in einer Zeit des Strukturwandels 
 15 bedroht. Um den Wirtschaftsstandort Deutschland für Unternehmen attraktiv zu 
 16 gestalten und damit eine hohe Beschäftigung und Wohlstand für zukünftige Generationen 
 17 zu sichern, ist eine umfangreiche Reform der Unternehmensbesteuerung unumgänglich. 
 18 Die Jungen Liberalen fordern die Abschaffung der Gewerbesteuer und eine Reform der 
 19 Körperschaftsteuer. Diese soll mit einem wettbewerbsfähigen und niedrigen sowie mit 
 20 einem gedeckelten kommunalen Hebesatzrecht ausgestattet werden. Die Einnahmeausfälle 
 21 der Gemeinden werden durch einen größeren Anteil ihrerseits an anderen Steuerarten 
 22 ausgeglichen.

 23 Bei Personen- und Kapitalgesellschaften soll grundsätzlich eine ähnliche Steuer-und 
 24 Abgabenbelastung des ausgeschütteten Gewinns erfolgen sowie, zumindest auf Antrag, 
 25 eine ähnliche Belastung des thesaurierten Gewinnes. Weiterhin soll zur Erreichung 
 26 einer größeren Rechtsformneutralität überprüft werden, welche Regulierungen bei 
 27 Personen- und Kapitalgesellschaften reformiert werden können.

 28 Kapitalerträge unbürokratisch und gerecht besteuern

 29 Unter dem aktuellen Einkommenssteuerregime käme eine Abschaffung der Abgeltungssteuer 
 30 für Kapitalerträge einer Mehrbelastung gleich. Daher fordern die Jungen Liberalen 
 31 eine Reform der Abgeltungssteuer. Künftig soll die Besteuerung von Kapitalerträgen 
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 32 über eine Flat Tax von 15% erfolgen, wobei jährliche Kapitalerträge von weniger als 
 33 10.000€ nicht besteuert werden. Zudem fordern wir eine Spekulationsfrist von 5 Jahren 
 34 bei Finanzprodukten. Wir sprechen uns weiterhin dafür aus, dass die Begrenzung von 
 35 Verlustrechnungen (§ 20 Absatz 8 EstG) abgeschafft wird und dass Verluste vollständig 
 36 in der Verlustrechnung geltend gemacht werden können.

 37 Langfristig sollen Einkünfte aus Arbeit und Kapital gleichwertig besteuert werden. Um 
 38 die Erhebung zu vereinfachen, Steuerverkürzung und -hinterziehung zu bekämpfen sowie 
 39 zur europarechtskonformen Vermeidung von Doppelbesteuerung ausgeschütteter 
 40 Unternehmensgewinne kann die Besteuerung von Kapitaleinkünften auch weiterhin per 
 41 Abgeltungsteuer erfolgen, wenn sie im Wesentlichen zu einer ähnlichen 
 42 Abgabenbelastung wie die des Arbeitseinkommens führt. Die Abgabenbelastung der 
 43 Kapitalerträge ist einschließlich der unternehmerischen Gewinnsteuer zu verstehen. 
 44 Die Jungen Liberalen stellen sich gegen die Wiedereinführung der Börsenumsatzsteuer 
 45 und lehnen die Einführung einer Finanztransaktionssteuerentschieden ab.

 46 Umsatzsteuer reformieren

 47 Alternative 1: Das System der Steuerfreiheit bzw. unterschiedlichen 
 48 Mehrwertsteuersätze soll beibehalten werden. Um gerade geringe Einkommen zu 
 49 entlasten, sollen die Umsatzsteuersätze allerdings reduziert werden, sodass der 
 50 Regelsteuersatz bei 15% und der ermäßigte bei 5% liegen soll. Dabei soll der 
 51 ermäßigte Steuersatz nur für absolut Grundlegendes vergeben werden. Die bisherige 
 52 Aufteilung der beiden Steuersätze muss in dem Zuge konsequent überprüft werden. Das 
 53 Verfahren des Umsatzsteuervorwegausgleichs soll künftig entfallen.

 54 Alternative 2: Die Jungen Liberalen fordern daher eine grundlegende Reform des 
 55 Umsatzsteuerrechtes. Sowohl verminderter als auch voller Mehrwertsteuersatz sollen 
 56 zusammengefasst und einkommensneutral neu bestimmt werden. Für diejenigen mit 
 57 geringeren Einkommen, die bisher von dem ermäßigten Steuersatz besonders profitiert 
 58 haben, kommt dies einer Steuererhöhung gleich. Deswegen muss es zeitgleich mit der 
 59 Einführung eines einzelnen Mehrwertsteuersatzes ebenso spürbare Entlastung für die 
 60 Betroffenen geben. Dabei soll die Entlastung jedoch nicht nur dieMehrbelastung durch 
 61 die Reform der Mehrwertsteuer auffangen, sondern ebenso zu mehr finanziellen 
 62 Spielraum führen. Das Verfahren des Umsatzsteuervorwegausgleichs soll künftig 
 63 entfallen.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  606: Nicht nur für BWL-Justus: Rechtssichere Kryptos 
auch für Sparbuch-Olaf
Laufende Nummer: 38

Antragsteller*in: LAK Wirtschaft
Status: zugelassen
Sachgebiet: Wirtschaft, Arbeit und Finanzen

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Kryptowährungen wie Bitcoin erlangen eine immer größere Bedeutung in unserer 
 2 Gesellschaft. Sie basieren auf der Blockchain-Technologie, welche als disruptive 
 3 Technologie des 21. Jahrhunderts gilt, ähnlich wie die Erfindung der Dampfmaschine im 
 4 19. Jahrhundert oder die erstmalige Einrichtung des Internets im 20. Jahrhundert 
 5 selbst. Diese Technologien stehen in enger Verbindung mit der sogenannten Meta-Welt, 
 6 welche vielen Beobachtern zufolge einen bedeutenden Teil des Wirtschaftswachstums in 
 7 den nächsten Jahrzehnten ausmachen wird.

 8 Um dieses Marktpotenzial optimal nutzen zu können, fordern wir JuLis NRW die Setzung 
 9 EU-weit gültiger und wettbewerbsfähiger Rahmenbedingungen. Das schafft 
 10 Rechtssicherheit und die Basis für modernes Wirtschaftswachstum im internationalen 
 11 Wettbewerb. Einer der aktuell durch die EU entwickelten Basisrahmen hierfür ist die 
 12 Markets in Crypto-Assets Verordnung (MiCA). Dieser Vorstoß ist grundsätzlich zu 
 13 begrüßen, darf jedoch keine hoch bürokratischen und kostenintensiven Prozesse in der 
 14 Praxis nach sich ziehen. Wir JuLis NRW fordern die Bundesregierung dazu auf, den 
 15 aktuellen Entwurf der MiCA über den Rat der Europäischen Union nachzujustieren und 
 16 die geplanten Markteintrittsbarrieren für Start-Ups durch teure Whitepapers 
 17 aufzuheben. Außerdem muss es explizit möglich werden, an den Euro gekoppelte 
 18 Stablecoins aus dem Markt heraus und EU-weit unter gleichen Rahmenbedingungen 
 19 anzubieten. 

 20 Über die EU-Verordnungen hinaus sind weitere zentrale Weichen zu stellen. Wir 
 21 fordern:

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

 30

 31

 32

Über den Rat der Europäischen Union auf den freien Wettbewerb der Währungen in 
der gesamten Europäischen Union hinzuarbeiten. Als Zwischenschritt dahin fordern 
wir den Bund dazu auf, sich auf europäischer Ebene für die Anerkennung des 
Bitcoins als offizielles Zahlungsmittel einzusetzen. Durch die rechtliche 
Gleichsetzung mit dem Giralgeld wird anschließend die Rechtssicherheit für alle 
gesetzlichen Vertragstypen des BGBs und HGBs in Deutschland gewährleistet.

Die steuerrechtliche Gleichstellung von Krypto-Erträgen mit den Einkünften aus 
Kapitalvermögen i.S.d. EStG

Eine Kooperation zwischen BaFin und jungen deutschen Unternehmen zur proaktiven 
Vermeidung langwieriger Genehmigungsprozesse durch regelmäßige Konferenzen und 
Public-Private-Partnership-Projekten
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 33

 34

 35

 36

 37

 38

 39

 40

Die formalen Voraussetzungen für Smart Contracts wettbewerbsfähig, praktisch, 
zielorientiert und rechtssicher zu definieren

Eine stärkere Aufklärung über Kryptowährungen und die zugrundeliegenden 
Technologien zur Förderung ihrer öffentlichen Wahrnehmung durch öffentliche 
Informationsarbeit des Bundesministeriums der Finanzen

Die Aufnahme des Themenkomplexes „Kryptowährungen und Blockchain-Technologie in 
ihrer finanzwirtschaftlichen Dimension für Unternehmen und Bürger“ in den 
Lehrplan des Schulfaches „Wirtschaft“ in Nordrhein-Westfalen

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  207: Familienleben für alle! - 
Geschlechtergerechtigkeit auch im Familienrecht
Laufende Nummer: 6

Antragsteller*in: BV Niederrhein
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Wir Julis setzen uns seit geraumer Zeit für die Gleichberechtigung der Geschlechter 
 2 ein. Darum kämpfen wir an allen Fronten dafür, dass es keine Diskriminierung oder 
 3 Benachteiligung eines Geschlechts mehr gibt. Dennoch sind uns Quoten-Regelungen, wie 
 4 sie uns in jüngster Vergangenheit zunehmend in Politik und Wirtschaft begegnen, 
 5 fremd. Wir setzen uns für eine Gesellschaft ein, in der wir einander nicht anhand 
 6 derartiger Merkmale beurteilen, sondern unabhängig von biologischen Merkmalen jeder 
 7 die gleichen Rechte und die gleichen Pflichten hat. In vielen Bereichen ist das in 
 8 der Vergangenheit bereits gelungen. In einem Rechtsgebiet stehen wir jedoch erst am 
 9 Anfang derartiger Reformen: Das Familienrecht.

 10 Mehr als nur ein Wochenende1. 

 11 Die Düsseldorfer Tabelle, anhand derer der Kindesunterhalt getrennt lebender Eltern 
 12 berechnet wird, stammt aus einer Zeit, in der es klassischerweise einen betreuenden 
 13 und einen erwerbstätigen Elternteil gab. Anhand des Nettogehalts des erwerbstätigen 
 14 Elternteils wird ein Betrag errechnet, den er dem Kind monatlich zur Lebenshaltung 
 15 schuldet. Dabei wird davon ausgegangen, dass der betreuende Elternteil den Großteil 
 16 der Erziehungsarbeit schultert und der andere Elternteil allenfalls ein 
 17 „Wochenendpapa“ bzw. eine „Wochenendmama“ ist. Diese Annahme ist in einer Zeit mit 
 18 sich stets entwickelnden Familienmodellen nicht mehr zeitgemäß. Längst sind die 
 19 Aufgaben bei getrennt lebenden oder geschiedenen Eltern nicht mehr so klar 
 20 aufgeteilt, wie es die Düsseldorfer Tabelle voraussetzt. Die Erziehungsverantwortung 
 21 wird zunehmend zwischen beiden Elternteilen aufgeteilt, insbesondere durch den 
 22 Umstand, dass mangels Ehegattenunterhalt nach der Scheidung beide Elternteile wieder 
 23 für ihr Auskommen verantwortlich sind. Wenn also die Verantwortung für die Betreuung 
 24 und Erziehung neu verteilt wird, sollte auch die finanzielle Verantwortung aufgeteilt 
 25 werden.

 26 Darum fordern wir als Junge Liberale:

 27 In derartigen Fällen sollte die Betreuungsarbeit des unterhaltspflichtigen 
 28 Elternteils auf die Unterhaltspflicht angerechnet werden. Es ist nicht einsehbar, 
 29 weshalb ein Elternteil, der tageweise sein Kind zusätzlich betreut, dieselbe 
 30 Unterhaltspflicht haben sollte wie ein Elternteil, der gar keinen Kontakt zu seinem 
 31 Kind hat. Insbesondere muss hier abgewogen werden und die Anrechnung anhand von 
 32 Kriterien wie Umfeld des Kindes beim erwerbstätigen Elternteil, räumliche Situation 
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 33 und die zeitliche Aufteilung der Betreuung beider Elternteile eine Rolle spielen.

 34 Mein Kind will mich nicht mehr sehen2. 

 35 Darüber hinaus gibt es zunehmend Fälle, in denen Kinder nach der Trennung bzw. 
 36 Scheidung von einem Elternteil dahingehend beeinflusst werden, dass die Kinder 
 37 schlussendlich den anderen Elternteil aus eigenem Willen heraus nicht mehr sehen 
 38 wollen. Durch Sätze wie „Die Mama/Der Papa hat dich nicht mehr lieb.“ Oder „Die 
 39 Mama/Der Papa will dich gar nicht mehr sehen.“ wird in einer Weise auf Kinder 
 40 Einfluss genommen, die teils unwiderrufliche Distanz schafft. Kommen solche Fälle vor 
 41 ein Familiengericht, wird trotz allem dem beeinflussenden Elternteil oftmals das 
 42 Sorgerecht zugesprochen, weil es in solchen Prozessen richtigerweise zuvorderst um 
 43 das Kindeswohl geht. Will ein Kind einen Elternteil nicht mehr sehen, darf und sollte 
 44 man es auch nicht zwingen. Für den anderen Elternteil ist eine derartige Situation 
 45 nicht nur mit Blick auf das Verhältnis zu seinem Kind dramatisch. Auch ist die 
 46 völlige Ablehnung durch das eigene Kind nach einer Scheidung eine enorme psychische 
 47 Belastung.

 48 Darum fordern wir Junge Liberale:

 49 Natürlich kann eine derartig belastete Beziehung nur schwerlich gerettet werden. Es 
 50 ist jedoch nicht einsehbar, weshalb ein Elternteil das Vorgehen und die Einflussnahme 
 51 seines Ex-Partners oder seiner Ex-Partnerin akzeptieren müssen sollte. Daher setzen 
 52 wir uns dafür ein, dass es zwischen beiden Elternteilen einen Schadensersatzanspruch 
 53 gibt. Dieser sollte als Voraussetzung die Einflussnahme auf das Kind und die 
 54 Unrichtigkeit der Aussagen des einflussnehmenden Elternteils auf der einen Seite und 
 55 die Kontaktverweigerung des Kindes auf der anderen Seite haben. Wir sind uns bewusst 
 56 darüber, dass der Beweis hierüber nicht immer erbracht werden kann. Aber auch wenn 
 57 Kinder oftmals schlechte Zeugen sind, so hat ein derartiger Schadensersatzanspruch 
 58 zumindest eine Warnfunktion, sodass Elternteile in Zukunft eher darüber nachdenken, 
 59 ob sie ihre Kinder zu Soldaten in ihrem Scheidungskrieg machen.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  218: Trauer ist Privatsache! Bestattungsgesetz NRW 
reformieren
Laufende Nummer: 171

Antragsteller*in: KV Essen
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Das Bestattungsrecht in NRW, wie in nahezu allen anderen Bundesländern ist in vielen 
 2 Teilen von aus der Zeit gefallenen Überlegungen geprägt.

 3 In Zeiten zunehmender Individualisierung und abnehmender Bedeutung von 
 4 Religionsgemeinschaften, ist eine umfassende Anpassung des BestG NRW angezeigt.

 5 Insbesondere fordern wir:

 6
 7
 8

Eine Kompetenzumkehr im § 14 I BestG NRW. Eine Erdbestattung außerhalb eines 1. 
Friedhofs, auf Wunsch des Verstorbenen oder der Angehörigen soll nicht länger 
genehmigungs- sondern nur noch anzeigepflichtig sein.

 9 Strafprozessuale Maßnahmen bleiben unberührt.

 10

 11

 12

 13

Gleiches soll für die Feuerbestattung nach den Maßgaben des § 15 V, VI, VII 1. 
BestG NRW gelten.

Ein Durchgriffsrecht der zuständigen Ordnungs- oder der unteren 2. 
Gesundheitsbehörde, soll nur in Fällen von besonderer Wichtigkeit bestehen.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  517: Mal einen Gang hochschalten – NRW in Bewegung 
halten
Laufende Nummer: 157

Antragsteller*in: LAK Wirtschaft
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur ist eine entscheidende Grundlage zur 
 2 Erhaltung unseres Wohlstands und des sozialen Aufstiegs in Deutschland. Eine 
 3 dynamische wirtschaftliche Entwicklung NRWs ist von einem funktionstüchtigen, aktiv 
 4 optimierten und zeitgemäßen System zum Transport von Personen, Gütern und Nachrichten 
 5 abhängig. Damit durch staatliche Monopole und staatliche Einflusssphären geprägte 
 6 Infrastruktureinrichtungen mit zukünftigen Entwicklungen mithalten können, müssen die 
 7 richtigen Weichen gestellt werden. 

 8 Liberale Verkehrspolitik fußt auf einem starken Mobilitätsangebot und der freien, 
 9 individuellen Wahl der Verkehrsmittel zur eigenen Mobilität. Damit das in Zukunft 
 10 uneingeschränkt möglich ist, fordern wir JuLis NRW die Einführung eines neuen 
 11 Grundrechtes auf Mobilität. Zur konkreten Umsetzung fordern wir eine Verkehrsplanung 
 12 des sicheren und diskriminierungsfreien Nebeneinanders verschiedener Verkehrsmittel, 
 13 in urbanen wie ländlichen Räumen, insbesondere auf kommunaler Ebene. 

 14 Straßenverkehr 

 15 Ein gut ausgebautes Straßennetz, das kommunale Straßen, Landesstraßen, Bundesstraßen 
 16 und Autobahnen verknüpft, bleibt auch in Zukunft essentiell. Das beinhaltet auch 
 17 bedarfsgerechte und, gegebenenfalls und in begründeten Fällen, an neue 
 18 Antriebstechnologien angepasste Straßenneubauten und Straßensanierungen. Wir JuLis 
 19 fordern die Landesregierung auf, dies in allen ihren Kompetenzen zugehörigen 
 20 Planungen zu berücksichtigen. Darüber hinaus soll sich die Landesregierung, im Falle 
 21 der entsprechenden Zuständigkeit auch auf Bundesebene, dafür einzusetzen, dass 
 22 fortan 

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

 30

 31

der Bundesverkehrswegeplan alle notwendigen Investitionen zur Beseitigung 
maroder und mangelhafter Straßenanlagen in Bundesverantwortung auf dem Gebiet 
NRWs berücksichtigt. 

an geeigneten, bereits bestehenden Bundesautobahnabschnitten LKW-Oberleitungen 
auf Projektbasis installiert werden. 

die Installation von LKW-Oberleitungen als Nutzenmerkmal neuer und sich im 
Sanierungsprozess befindlicher Autobahnabschnitte verpflichtend zu prüfen ist. 

der Betrieb von Landesstraßen bevorzugt durch Public-private-Partnerships 
erfolgt, sofern sich daraus keine systemrelevanten Nachteile ergeben. 
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 32 ÖPNV 

 33 Der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) muss attraktiver werden. Um den kommenden 
 34 Herausforderungen der Mobilitätswende gewachsen zu sein, müssen zeitnah die 
 35 notwendigen Verbesserungen für einen attraktiven ÖPNV in unserem Land angestoßen 
 36 werden. Das ist die Basis für dessen Akzeptanz als echte Alternative zur Fahrt mit 
 37 dem eigenen Pkw. Wir fordern die Landesregierung daher auf, gemeinsam mit allen 
 38 kommunalen Trägern des ÖPNV eine Modernisierungsoffensive zu starten. Das Land NRW 
 39 soll diesbezüglich Fördermittel in angemessener Höhe bereitstellen, damit Kommunen 
 40 und/oder die zuständigen Verkehrsunternehmen befähigt werden, 

 41

 42

 43

 44

 45

 46

 47

 48

 49

 50

 51

 52

 53

 54

 55

 56

 57

neue Fahrzeuge zu beschaffen, die in ihrem Betrieb netto-CO2-neutral sind. 

die angebotenen Transportkapazitäten durch bessere Datenauswertung an die 
tatsächliche Nachfrage dynamisch anzupassen. 

den Einsatz autonomer Busse und führerloser Straßenbahnen an geeigneten Linien 
zu testen und perspektivisch nach größtmöglichem Ressourceneinsparpotenzial 
auszuweiten. 

schnellstmöglich die Kartenzahlung beim Fahrkartenkauf in allen Fahrzeugen zu 
ermöglichen. 

USB-Lademöglichkeiten in allen Fahrzeugen einzurichten und diese 
funktionstüchtig zu halten. 

WLAN in allen Fahrzeugen und an geeigneten Haltepunkten einzurichten. 

Das Echtzeit-Tracking zu optimieren, die daraus entstehenden Ankunfts- und 
Abfahrtprognosen an die Echtzeit-Verkehrslage anzupassen und alle Fahrzeuge 
damit auszustatten. 

Diese Echtzeit-Prognosen sowohl in der App als auch an den 
Fahrgastinformationsanlagen an den Haltestellen anzuzeigen. 

Alle Haltestellen mit Fahrgastinformationsanlagen und Regenschutz auszustatten. 

 58 Auch der Schienenverkehr muss deutlich attraktiver werden. Damit dieser für mehr 
 59 Berufspendler zu einer echten Alternative wird, fordern wir die Landesregierung auf, 
 60 die Leistungsausschreibung an Bahnunternehmen im Regionalverkehr dahingehend 
 61 anzupassen, dass schnellstmöglich 

 62

 63

 64

WLAN in allen Bahnen und Bahnhöfen verfügbar wird. 

mit der Zielstellung des digitalen Arbeitens an Bord alle Sitzplätze in 
Regionalzügen mit Steckdosen und geeigneten Klapptischen ausgestattet werden. 

 65 In diesem Zusammenhang fordern wir die Landesregierung ebenfalls auf, in Kooperation 
 66 mit den zuständigen Genehmigungs- und Regulierungsbehörden auf allen Ebenen, den 
 67 vollständigen Ausbau des 5G-Netzes entlang aller Bahnstrecken im Regionalverkehr zu 
 68 erzielen. 

 69 Die Befähigung zu individueller Mobilität ist ein wichtiger Bestandteil unserer 
 70 liberalen Gesellschaft und eine wichtige Voraussetzung für die Wettbewerbsfähigkeit 
 71 unserer Volkswirtschaft. Ein allgemein zugänglicher, attraktiver, landesweit 
 72 zentralisierter und standardisierter Basis-ÖPNV bildet dafür die Grundlage. 
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 73 Angesichts der aktuell beständigen Inflation auf höherem Niveau, steigender 
 74 Energiepreise und steigender Lebenshaltungskosten sind wir JuLis der Überzeugung, 
 75 dass auch Fahrpreissenkungen zu gegebenem Zeitpunkt ein wichtiger Anreiz für die 
 76 Nutzung des ÖPNV sind. Um wirksam zu sein, müssen diese auf eine umgesetzte, 
 77 spürbare, substanzielle Angebotsverbesserung des ÖPNVs und Regionalverkehrs folgen. 
 78 Nach erfolgreicher Umsetzung halten wir daher die Einführung eines landesweit 
 79 gültigen 365-Euro-Tickets ab dem Jahr 2030 für wesentlich. Eine kostenfreie Nutzung 
 80 der Transportleistung des ÖPNV lehnen wir in jeglicher Hinsicht ab. 

 81 Mobility as a Service 

 82 Zur Entlastung und als Ergänzung des geforderten, allgemein zugänglichen Basis-ÖPNVs 
 83 sind private Mobilitätsdienstleistungen jeglicher Art unerlässlich. Wir JuLis 
 84 begrüßen die Markterweiterung dank neuer Verkehrsmittel wie E-Scooter und neuer 
 85 Fahrdienste sowie übergreifende Partnerschaften. 

 86 Wir JuLis stehen für eine Öffnung des Marktes individueller Fahrdienstleistungen zu 
 87 fairen marktwirtschaftlichen und wettbewerbsrechtlich einwandfreien Bedingungen für 
 88 alle Anbieter. Mehrheitlich staatliche Körperschaften müssen den Zugang zu 
 89 öffentlichen Verkehrs- und/oder Fahrplandaten jederzeit ermöglichen. 

 90 Damit die Vorzüge eines offenen und fairen Marktes in Nordrhein-Westfalen besser zur 
 91 Geltung kommen, fordern wir die Landesregierung auf, sich im Bundesrat für eine 
 92 marktwirtschaftlich orientierte Reform des Personenbeförderungsgesetzes einzusetzen. 
 93 Wir JuLis fordern die Etablierung eines marktfreundlichen Wettbewerbsumfelds für 
 94 Transportdienstleistungen im Individualverkehr. Kurzfristig ist insbesondere die 
 95 Aufhebung der klimaschädlichen Rückkehrpflicht von Mietwagenunternehmern an den 
 96 jeweiligen Firmensitz nach Auftragsfahrten dringlich. 

 97 Luftverkehr 

 98 Nordrhein-Westfalen profitiert von seiner hervorragenden Anbindung an den 
 99 Luftverkehr. Wir JuLis billigen angesichts der positiven ökonomischen 
 100 Wertschöpfungsbeiträge die nachfrageorientierte Aufrechterhaltung und Ausweitung der 
 101 Anbindung an den internationalen Luftverkehr, insbesondere im Rahmen des zukünftig zu 
 102 erwartenden Marktszenarios eines CO2-neutralen Flugbetriebs. 

 103 Nordrhein-Westfalen ist bereits ein Ziel privater Investitionen in Urban Air 
 104 Mobility. Transportdrohnen, Passagierdrohnen und ähnliche Luftfahrzeuge werden 
 105 zukünftig eine klimafreundliche individuelle Mobilität in der dritten Dimension 
 106 ermöglichen. Um die Potenziale im Zuge einer Pionierstellung im Urban Air Mobility-
 107 Markt für NRW auszuschöpfen, fordern wir die Landesregierung auf: 

 108

 109

 110

 111

 112

 113

 114

Alle derzeitigen und zukünftigen Ausprägungen von Verkehrsmobilität miteinander 
vernetzt zu denken und zu planen. 

Eine zügige, kooperative Schaffung von Rechtssicherheit durch das 
Verkehrsministerium und die Fachbehörden der Bezirksregierungen zu erwirken. Ein 
daraus entstehender Standortvorteil dient dabei als mittelfristige 
Zielstellung. 

Entsprechende Genehmigungsverfahren, auch Planfeststellungsverfahren, fokussiert 
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 115 und zügig zu bearbeiten. Das beinhaltet auch Testverfahren zur Erprobung. 

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  112: Heute schon an morgen denken - barrierefreies 
Wohnen unterstützen
Laufende Nummer: 180

Antragsteller*in: LAK Barrierefreiheit
Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Als Junge Liberale NRW möchten wir für die verschiedenen Arten von Behinderungen 
 2 sensibilisieren.

 3 Außerdem weisen wir explizit darauf hin, dass Behinderungen nicht nur altersbedingt 
 4 auftreten können, sondern auch durch Unfälle (Arbeitsunfälle) die jüngeren Menschen 
 5 betreffen können . 

 6 Die Jungen Liberalen NRW bekennen sich zum Eigenheim als Wunsch vieler junger 
 7 Menschen.

 8 Für uns ist klar: Wer heute in die selbstgenutzte Immobilie investiert, hat einen 
 9 ersten großen Teil der Altersvorsorge von morgen gesichert.

 10 Dabei möchten wir neben der energetischen Substanz auch die Barrierefreiheit der 
 11 Immobilie zum Zeitpunkt des Kaufes bzw. zum Zeitpunkt einer umfangreichen Sanierung 
 12 auf den Prüfstand stellen.

 13 Ähnlich wie es beim Neuerwerb bzw. einer umfangreichen Sanierung seit 2020 eine 
 14 Pflicht zum Energieberatungsgespräch gibt (vgl. GEG) fordern wir, dass es ein solches 
 15 Beratungsgespräch , allerdings freiwillig, auch für den Bereich der Barrierefreiheit 
 16 gibt.

 17 Für Menschen mit Behinderungen soll das Gespräch staatlich finanziert werden.

 18 Bei Menschen ohne Behinderungen sollen die Kosten ebenfalls anteilig übernommen 
 19 werden, wenn im Anschluss an das Beratungsgespräch eine Baumaßnahme zur 
 20 Barrierefreiheit begonnen und abgeschlossen wird.

 21 Oftmals können Kleinigkeiten hier den Unterschied machen.

 22 Wir fordern außerdem die Überprüfung der bisherigen strengen DIN-Normen für die 
 23 Vergabe von Fördermitteln in diesem Bereich.

 24 Oftmals können bauartbedingt bestimmte Maße nicht eingehalten werden, was dem 
 25 barrierefreien Umbau jedoch nicht im

 26 Wege steht. Trotzdem wird dann die Förderung nicht bewilligt.

 27 Für uns sollte daher die Gesamtheit der Maßnahme geprüft werden, nicht nur bestimmte 
 28 bauliche Abmessungen.

OpenSlides - Präsentations- und Versammlungssystem

121 / 176



Begründung

Erfolgt mündlich 
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Antrag  202: Das AlkStG war eine Schnapsidee!
Laufende Nummer: 13

Antragsteller*in: BV Köln/Bonn
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Seit dem Inkrafttreten des Alkoholsteuergesetzes, ist es den deutschen Bürgern nicht 
 2 mehr gestattet, selbst Alkohol zu brennen. Dies ist nur noch in speziellen 
 3 Abfindungsbrennereien erlaubt. Wer trotzdem selbst Alkohol brennt, macht sich wegen 
 4 Steuerhinterziehung und Brennen ohne Brennerlaubnis strafbar. Diese Kriminalisierung 
 5 der privaten Alkoholproduktion lehnen wir JuLis entschieden ab.

 6 Dazu fordern wir:

 7
 8

 9
 10

die Legalisierung des Erwerbs und der Nutzung von Kleindestilliergeräten bis zu 
2 Liter Fassungsvermögen ohne Anmeldepflicht;

die völige Befreiung vom privaten Brennen für den Eigenbedarf von der 
Alkoholsteuer.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  301: Antisemitischen Gremien keine Stimme geben – 
Aus dem UN-Menschenrechtsrat austreten!
Laufende Nummer: 14

Antragsteller*in: BV Ostwestfalen-Lippe
Status: zugelassen
Sachgebiet: Außen und Europa

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Jungen Liberalen NRW fordern die Umstrukturierung des UN-Menschenrechtsrates, 
 2 sodass menschenrechtsverachtende Nationen keine ständige Mehrheit im Rat haben. 
 3 Solange diese Reform nicht umgesetzt ist, fordern die Jungen Liberalen NRW den 
 4 Austritt Deutschlands aus dem Menschenrechtsrat. Deutschland soll sich nach dem 
 5 Austritt verstärkt in dem Menschenrechtsausschuss engagieren.

Begründung

Der UN-Menschenrechtsrat hat die Aufgabe, menschenrechtsverachtendes Verhalten von 
Nationen zu rügen, was größenteils nicht passiert. Der Rat hat allem Anschein nach das 
Selbstverständnis, ein ständiger Verurteiler Israels zu sein, was daran liegt, dass antisemitische 
Nationen aufgrund der strukturellen Beschaffenheit des Rates die Mehrheit haben. So wurde 
Israel 61 Mal vom Menschenrechtsrat verurteilt, auf Platz 2 befindet sich Syrien mit 15 
Verurteilungen. Saudi-Arabien hat 0 Verurteilungen. Der Rat in der jetzigen Form kann also nicht 
ernst genommen werden. Wenn Reformen auf dem Weg gebracht wurden, die das strukturelle 
Ungleichgeweicht beseitigen, sollte Deutschland auch wieder in dem Rat mitarbeiten.
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Antrag  203: Der Debatte ein Ende bereiten: Wahlrecht ab 
Geburt
Laufende Nummer: 10

Antragsteller*in: Paavo Czwikla
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Das Wahlrecht ist ein zentraler Grundpfeiler der parlamentarischen Demokratie. Hohe 
 2 Wahlbeteiligung zeigt Vertrauen in die demokratischen Institutionen an und verleiht 
 3 unserem Gesellschaftssystem Stabilität. Das Recht, Politik durch seine Stimme 
 4 mitzugestalten, ist angesichts der zahlreichen autokratischen Regime weltweit eine 
 5 unschätzbare Errungenschaft. Dieses Recht sollte Menschen nur aus sehr guten 
 6 Gründenvorenthalten werden. Dass Volljährigkeit nach dem Gesetz nicht zu diesen 
 7 Gründen gehört, ist unter Liberalen Konsens. Stattdessen kommt es auf das Individuum 
 8 an. Diese Haltung sollte sich auch im Wahlrecht wiederfinden. Als Junge Liberale NRW 
 9 regen wir deshalb Folgendes an:

 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

Ein Mindestalter für das aktive Wahlrecht entfällt. Stattdessen ist jede Person 
in Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft zu Bundes-, Landtags- und 
Kommunalwahlen stimmberechtigt.

Minderjährige, die das aktive Wahlrecht wahrnehmen wollen, müssen dazu folgende 
Bedingungen erfüllen:

 

 
 
 

 

Das Wahlrecht muss aktiv bei der zuständigen staatlichen Behörde 
beantragtwerden. Hierbei muss eine persönliche Willensbekundung erfolgen.

Die antragstellende Person hat eine Schulung zur Bedeutung des Wahlrechts 
wahrzunehmen. Diese kann digital erfolgen und soll interaktiv aufgebaut 
sein. Die Durchführung kann Bundes- oder Landeswahlleiter oder dem 
kommunalen Wahlamt obliegen.

Das Wahlrecht darf nicht per Briefwahl, sondern lediglich im Wahllokal oder 
Hauptwahlbüro der zuständigen Gemeinde ausgeübt werden.

Option: Analog entfällt das Mindestalter fürs passive Wahlrecht. Alle weiteren 
Bedingungen zur Erlangung desselben bleiben bestehen.

Personen, die ihr Wahlrecht bis zur Vollendung des 18. Lebensjahrs noch nicht 
wahrgenommen haben, erhalten durch die zuständige Behörde vor der auf den 18. 
Geburtstag nächstfolgenden Bundestags-, Landtags- und Kommunalwahl je ein 
Schreiben, in welchem die Vorzüge der Demokratie und des Wahlrechts dargelegt 
werden.

Begründung
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Diese Neuregelung des Wahlrechts beendet die Ungerechtigkeit des vorenthaltenen Wahlrechts 
für wahlwillige Minderjährige und begegnet zugleich dem Einwand der Manipulationsanfälligkeit 
dieser Bevölkerungsgruppe. Eine direkte Beeinflussung durch das Umfeld, bspw. 
Erziehungsberechtigte, kann so verhindert werden. Dem Argument der dennoch erhöhten 
Beeinflussbarkeit ist durch den Hinweis zu begegnen, dass auch im derzeitigen Wahlrecht die 
absolute Freiheit der Wahl nicht sichergestellt werden kann. Wie Menschen zu ihrer 
Wahlentscheidung gelangen, darf kein pauschaler Grund sein, ihnen das Wahlrecht 
vorzuenthalten.
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Antrag  110: Einheitliche Fortbildung für den Kinderschutz
Laufende Nummer: 50

Antragsteller*in: KV Münster
Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Wir Jungen Liberalen fordern eine einheitliche Aufklärung für Lehrerinnen und Lehrer 
 2 bezüglich des Kinderschutzes.

 3 Es soll eine verpflichtende Fortbildung geben, die Lehrerinnen und Lehrer über die 
 4 Anzeichen einer Kindeswohlgefährdung aufklärt.
 5 In dieser Fortbildung sollten Themen wie Kindesmisshandlung, darunter körperliche, 
 6 seelische und sexualisierte Gewalt, sowie Vernachlässigung besprochen werden. Es 
 7 sollen die Schritte, die eingeleitet werden müssen, falls der Verdacht auf eine 
 8 Kindesmisshandlung besteht, deutlich werden. Dazu werden genaue Zahlen genannt und 
 9 das Ausmaß an Kindeswohlgefährdung in Deutschland betont.

Begründung

Zwei Kinder pro Woche sterben in Deutschland an ihren Misshandlungen oder an den Folgen
dieser. Pro Schulklasse sind etwa zwei Kinder von sexualisierter Gewalt betroffen.
Im Schnitt muss ein Kind etwa sieben Mal Anzeichen von Misshandlungen zeigen, um
gesehen zu werden. Das muss sich ändern!
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Antrag  212: Peter Feldmann nicht zum Vorbild nehmen – 
Pensionsregelungen für Oberbürgermeister reformieren
Laufende Nummer: 189

Antragsteller*in: Marc Bauer, Anna Neumann
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Der Fall Peter Feldmann zeigt, dass die gegenwärtigen Pensionsregelungen für 
 2 Bürgermeister und andere kommunale Wahlbeamte einen Fehlanreiz setzen: Bleibt der 
 3 Amtsträger trotz verlorenen Vertrauens im Amt und lässt ein teures Abwahlbegehren 
 4 über sich ergehen, so profitiert er von einer sehr großzügigen Regelung. Ein 
 5 Rücktritt, der den politischen Stillstand beenden und einen Urnengang ersparen würde, 
 6 ist dagegen aus Sicht des Amtsinhabers nicht attraktiv.

 7 Auch in Nordrhein-Westfalen könnte ein solcher Fall passieren. Um diesen Fehlanreiz 
 8 zu beseitigen, fordern die Jungen Liberalen Nordrhein-Westfalen:

 9
 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

Die Altersgrenze von 45 Jahren für Bürgermeister und Landräte ist auf die 1. 
jeweils vorgesehene Altersgrenze für Beamte anzugleichen.

Wird ein kommunaler Wahlbeamter abgewählt, so entfallen das erhöhte Ruhegehalt 2. 
sowie das Übergangsgeld. Die verbliebene Zeit wird auch nicht angerechnet.

Verzichtet ein kommunaler Wahlbeamter nach dem Abwahlbeschluss des Rates oder 3. 
dem Abwahlbegehren der Bürgerschaft auf die Durchführung der Abwahl, so erhält 
er ein Übergangsgeld sowie ein erhöhtes Ruhegehalt für den Rest seiner Amtszeit; 
die verbliebene Zeit wird nicht angerechnet.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  519: Sehen und gesehen werden – Blitzer mit Sinn.
Laufende Nummer: 27

Antragsteller*in: Paavo Czwikla
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Zu hohe Geschwindigkeiten im Straßenverkehr sind einer der häufigsten Gründe für 
 2 Unfälle mit Personenschaden in Deutschland. Geschwindigkeitskontrollen dienen hier 
 3 als ein effektives Instrument, um an Unfallschwerpunkten eine Einhaltung des 
 4 Geschwindigkeitslimits sicherzustellen und so folgenschwere Unfälle zu verhindern. In 
 5 Deutschland werden stationäre Blitzer in Tarnfarben aufgestellt und verfehlen so 
 6 ihren Zweck, für Verkehrssicherheit zu sorgen. Stationäre Radarfallen sollten aus dem 
 7 Gesichtspunkt der Verkehrssicherheit wahrgenommen werden, für eine Einhaltung der 
 8 Geschwindigkeits-begrenzung sorgen und somit möglichst selten zuschnappen.

 9
 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

 30

Die Jungen Liberalen NRW lehnen versteckte und getarnte stationäre Blitzer als 
Kontrollinstrument ab. Wir fordern stattdessen eine transparente Ausschilderung 
von stationären Geschwindigkeitskontrollen, wie dies bereits in Schweden der 
Fall ist. Weiterhin sollen stationäre Geschwindigkeitskontrollen zur effektiven 
Verbesserung der Verkehrssicherheit nur an gefährlichen Stellen im 
Straßenverkehr Anwendung finden.

Mobile Geschwindigkeitskontrollen sollen nicht mehr der Sanierung kommunaler 
Finanzen in sogenannten Blitzermarathons dienen. Die Einnahmen aus Bußgeldern 
durch Geschwindigkeitsüberschreitungen sollen stattdessen zweckgebunden in die 
Verkehrssicherheit investiert werden.

Zudem sehen wir die sogenannte Section Control als Methode der 
Geschwindigkeitskontrolle aus datenschutzrechtlichen Gründen sehr kritisch.

Die Benutzung von Radarwarngeräten oder -apps in Kraftfahrzeugen soll in Zukunft 
keine Ordnungswidrigkeit mehr darstellen. Die zuständigen 
Straßenverkehrsbehörden sollen die Koordinaten von stationären 
Geschwindigkeitskontrollen in eine öffentliche Datenbank einpflegen, von wo sie 
von Anbietern von Navigationssystemen- und applications abgerufen werden können.

Obwohl Geschwindigkeitsbegrenzungen situations- und ortsbezogen für eine 
erhebliche Verbesserung der Verkehrssicherheit sorgen können, lehnen wir ein 
pauschales Tempolimit weiterhin ab. Geschwindigkeitsbegrenzungen stellen aus 
unserer Sicht eine Freiheitsbeschränkung dar und müssen deswegen jeweils von 
Situation zu Situation sorgfältig begründet werden.

Begründung
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Im Jahr 2019 waren zu hohe Geschwindigkeiten im Straßenverkehr in 11,6 % der Fälle der Grund für 
einen Unfall mit Personenschaden und gehörten damit zu einem der häufigsten Gründe. Bei 
Unfällen mit Getöteten sind zu hohe Geschwindigkeiten sogar der häufigste Grund für den Unfall. 
Es gilt daher, hohe Fahrtgeschwindigkeiten an gefährlichen Stellen im Straßenverkehr zu 
reduzieren. Sofern stationäre Blitzer bekannt sind oder gut sichtbar sind, können diese diesen 
Zweck erfüllen. Versteckte Blitzer hingegen sorgen nicht für eine effektive Reduktion der 
Fahrtgeschwindigkeit an Unfallschwerpunkten, sondern lassen Ortsunkundige mit erhöhter 
Geschwindigkeit in die Falle tappen.

Mobile Geschwindigkeitskontrollen können dem Zweck dienen, Raserinnen und Raser aus dem 
Verkehr zu ziehen und so grundsätzlich die Verkehrssicherheit erhöhen. Zu oft werden mobile 
Radarfallen jedoch zur Sanierung kommunaler Finanzen in sogenannten Blitzermarathons 
aufgestellt. Zwecks der Erzielung hoher Einnahmen werden mobile Radarfallen dann hinter 
Bäumen, Sträuchern oder sogar unter Tarnnetzen versteckt. Dies sorgt zurecht für Verärgerung 
und eine geringe Akzeptanz in der Bevölkerung. Durch die Zweckbindung der Einnahmen aus 
Verkehrsverstößen wird der finanzielle Anreiz der Kommunen eingeschränkt. Somit entfällt dann 
auch die finanzielle Motivation, besonders hinterhältige Radarfallen aufzustellen.

Die Section Control verfolgt das Ziel, die Einhaltung der Geschwindigkeitsbegrenzung auf einem 
längeren Abschnitt herbeizuführen. Dafür wird zu Beginn und Ende der Kontrollstrecke ein Bild 
von Fahrzeug und Fahrendem aufgenommen und mit einem Zeitstempel versehen. Daraus kann 
dann eine Durchschnittgeschwindigkeit errechnet werden. Da von jedem Autofahrenden ein Foto 
geschossen wird, ist die informationelle Selbstbestimmung dieser Personen gefährdet und eine 
Zweckentfremdung der Bilder kann nicht ausgeschlossen werden. Sollten diese 
datenschutzrechtlichen Probleme nicht gelöst werden, ist diese Methode der 
Geschwindigkeitskontrolle strikt abzulehnen.[1]

[1] Siehe https://www.datenschutz-notizen.de/section-control-die-neue-art-
dergeschwindigkeitskontrolle-3411620/, 17.09.2021.
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Antrag  523: Zukunftsfähig pflegen - eine liberale Antwort
Laufende Nummer: 54

Antragsteller*in: LAK Gesundheit
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Anforderungen an die Gesundheitsversorgung haben sich verändert, die 
 2 demographische Entwicklung, die Zunahme von chronischen Erkrankungen, die technische 
 3 Entwicklung schreitet voran und die Covid 19 Pandemie verschärft, die vorherrschende 
 4 Probleme massiv.

 5 In Kombination mit dem massiven Mangel an Personal ist als dies ein Entwicklung, die 
 6 die wir junge Liberale nicht mehr hinnehmen können.

 7 Wir brauchen mehr gesellschaftliche Anerkennung und Würdigung der professionellen 
 8 Pflege in Deutschland. Wir müssen mittel bis langfristig die gesellschaftliche 
 9 Stellung der Pflege verbessern, die Attraktivität des Berufes erhöhen, die Kollegen 
 10 vor Ort unterstützen. Es werden neben einer finanziellen Verbesserung strukturelle 
 11 Veränderungen benötigt.

 12 Digitalisierung als Chance

 13 Endlich wieder Zeit für den Patienten oder den Bewohner haben. Das ist es was sich 
 14 viele Pflegekräfte wünschen. Ein selbstbestimmtes Leben in den eigenen vier Wänden, 
 15 das kann auch in der Zukunft sein. Bei beiden Problemen ist es möglich auf 
 16 Digitalisierung zu setzen.

 17 Es stehen immer weniger Pflegekräfte, einer immer größer werdenden Leistung an 
 18 Dokumentation gegenüber. Es muss nach Chancen gesucht werden, die Dokumentation 
 19 stärker zu digitalisieren und bedienerfreundlich zu gestalten, damit Pflegekräfte 
 20 wieder ihre Kernaufgabe der nachkommen könne. Wir wollen für ein angemessenes 
 21 Verhältnis der Zeit, die für Dokumentation benötigt wird, zu den tatsächlich 
 22 durchgeführten Pflegeleistungen sorgen.

 23 Da wo die Möglichkeit besteht den Alltag der pflegebedürftigen Menschen und der 
 24 Pflegekräfte durch digitale Anwendungen zu entlasten, setzen wir auf diese Lösungen 
 25 so, dass die Menschlichkeit nicht verloren geht. Anwendungsbereiche könnten das 
 26 Stellen von Tabletten, Trage- und Lagerungshilfen, das Austeilen von Essen, 
 27 Beschäftigungs- und Freizeitangebote sein. Die Überwachung dieser Systeme obliegt den 
 28 verantwortlichen Pflegekräfte.

 29 Wir wollen den Menschen, die auf Pflege angewiesen sind, ein selbstbestimmtes und 
 30 sorgenfreies Leben in ihren eigenen vier Wänden ermöglichen. Wohnungen und Häuser 
 31 können bereits heute mit digitalen Systemen und elektronischen Assistenzsystemen 
 32 ausgestattet werden. Hier fordern wir zu prüfen, inwiefern ein Modellprojekt mit 
 33 finanzieller Unterstützung durch Kranken- und Pflegeversicherung möglich sein kann 
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 34 und inwieweit der Leistungskatalog der Pflegeversicherung ausgebaut werden kann. Denn 
 35 die Technik und die Ideen sind in Deutschland bereits vorhanden. Die Umsetzung und 
 36 die Einbringung in den Alltag der Betroffenen ist bis heute leider nicht erfolgt.

 37  Je mehr Technik, desto mehr Wissen braucht eine Pflegeeinrichtung. Es soll geprüft 
 38 werden, inwiefern bestehende Berufsbilder dem immer steigenden Anspruch digitaler 
 39 Technologie gerecht werden können. So können beispielsweise maßgeschneiderte 
 40 Weiterbildungen für Medizintechniker eingesetzt werden, um dieser Veränderungen 
 41 angemessen Rechnung zu tragen.

 42 Die Einführung einer neuen Technik bedeutet hohe Kosten für Krankenhäuser, 
 43 Pflegeeinrichtungen und Pflegedienste, die oft nicht getragen werden können. Deshalb 
 44 fordern wir die Einführung von „Digitalisierungs-Budgets“ um den Kostenmehraufwand zu 
 45 deckeln. Diese Budgets sind vom Land zu leisten. Da hier bereits in den letzten 
 46 Jahren unnötig gespart wurde.

 47 Vom PflegehelferIn bis zum DoktorantIn

 48 Wertschätzung spiegelt sich neben dem Gehalt auch in den Karrierechancen wider. Die 
 49 Diskussion um eine Akademisierung der Pflege ist nicht erst in Deutschland 
 50 entstanden. Im Großteil der europäischen Staaten ist die Pflegeausbildung bereits im 
 51 Hochschulischen Bereich angesiedelt. Die ersten Schritte wurden bereits gegangen, 
 52 doch es nicht komplett zu Ende gedacht worden. Eine Professionalisierung der Pflege 
 53 geht für uns zwangsläufig mit einer Reform der Pflegeausbildung einher. 

 54 Wir stellen uns folgende Qualifikationslevel vor: 

 55 Pflegefachassistenz:

 56 Die Ausbildung zum/zur Pflegehelferin muss in Deutschland weiterhin möglich sein. Wir 
 57 setzen uns dafür ein, dass es eine bundeseinheitliche Regelung für die Ausbildung 
 58 gibt und möchten, dass diese auch vergütet wird. Die Ausbildung soll ein Jahr lang 
 59 dauern, es soll keine Unterscheidung mehr zwischen den Altenpflegehelfer und 
 60 Krankenpflegehelfer geben. Diese sollen zusammengefasst werden zum Beruf der 
 61 Pflegefachassistentin. Der erfolgreiche Abschluss dieser Ausbildung ermöglicht die 
 62 Aufnahme der 3-jährigen Berufsausbildung in Kombination mit mindestens einem 
 63 Hauptschulabschluss. Als Zugangsvorraussetzung sollte kein allgemeinbildender 
 64 Schulabschluss nötig sein. Es soll geprüft werden ob Bildungsangebote geschaffen 
 65 werden können, bei denen es parallel möglich ist, einen Schulabschluss nachzuholen.

 66 3-jährig Examinierte Pflegefachfrau/mann

 67 Wir halten an der 3-jährigen Berufsausbildung fest. Mit dem neuen Pflegeberufegesetz 
 68 wurde eine generalitische Ausbildung eingeführt. Diese gilt es, nach einem 
 69 angemessenen Zeitraum zu evaluieren und ggf. anzupassen.

 70 APN 

 71 Wir wollen, dass Pflegeexpertinnen APNs (Advanced Practice Nurse) eingesetzt, um vor 
 72 allem im arztfernen Raum pflegerisch relevante Probleme, unter Einbeziehung geltender 
 73 Standards eigenverantwortlich zu regeln. Für setzen uns für die Einführung und 
 74 Förderung von Modellprojekten der APN ein. Um dieses einfacher umzusetzen fordern wir 
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 75 einen Abbau der bürokratischen und formalen Hürden, da die gesetzliche Grundlage 
 76 bereits im Pflegeweiterentwicklungsgesetz von 2008 geschaffen wurde.

 77 Haftungs-, Vertrags- und Leistungsrecht müssten angepasst werden und die 
 78 interdisziplinäre Zusammenarbeit weiter zu entwickeln, um eine Rechtssicherheit für 
 79 alle Berufsgruppen zu gewährleisten. Ziel der Einführung neuer Berufsfelder ist eine 
 80 Ausweitung und Erweiterung der Handlungsfelder und des Aufgabenspektrums der Pflege. 
 81 Es geht nicht um die reine Übernahme ärztlicher Tätigkeiten!

 82 Pflege ist eine Profession. Wenn wir etwas verändern möchten und neue Berufsbilder 
 83 etablieren möchten, dann müssen wir dafür sorgen, dass es mehr und weiterhin 
 84 akademische Studiengänge gibt. Wir sehen einen großen Bedarf den Aufbau von 
 85 primärqualifizierenden, pflegewissenschaftlichen, pflegepädagogischen und 
 86 fachbezogenen Studiengängen zu fördern, deshalb setzen wir uns für eine finanzielle 
 87 Förderung für staatlichen und privaten Hochschulen bzw. Universitäten ein.

 88 Pflegeausbildung stärken, Fachkräfte sichern

 89 Trotz eines hohen Anteils an Praxis in der 3-jährige Berufsausbildung fühlen sich 
 90 viele der Auszubildenden nicht ausreichend auf die Berufsalltag vorbereitet. Für uns 
 91 gilt, dass die praktische Ausbildung nicht aus einem Zufall im Stationsalltag 
 92 geschehen darf!

 93 Alles steht und fällt mit den Praxisanleitern vor Ort. Die Praxisanleitung soll voll 
 94 über das Ausbildungsbudget finanziert werden.

 95 Dieses Geld ist geknüpft an der Bedingung, dass für ein angemessenes Verhältnis 
 96 zwischen Praxisanleiter und Schülern ist. So sollen mind. 70 Prozent des 
 97 Praxiseinsatzes durch einen Praxisanleiter begleitet werden.

 98 Die Praxisanleitung soll sich stärker am Unterricht orientieren. So sollen 
 99 Pflegeschüler/innen die Dinge, die im theoretischen Unterricht erlernt wurden, direkt 
 100 in der Praxis umgesetzt werden kann.

 101 Um dieses zu Überprüfen fordern wir, dass die Überprüfung der Praxisanleitung 
 102 ebenfalls durch den MDK erfolgt und eine Wertung öffentlich ausgeschrieben sein muss. 
 103 So können Auszubildende bei der Suche nach einem Ausbildungsplatz die Kliniken besser 
 104 gegeneinander abwägen, und es besteht so ein Wettbewerb. Von diesem versprechen wir 
 105 uns eine qualitative Aufwertung der Pflege in Deutschland.

 106 Auszubildende sollen außerdem in keinem Lehrjahr auf den Personalschlüssel der 
 107 jeweiligen Station angerechnet werden. So soll vermieden werden, dass sie niemals die 
 108 Stelle einer examinierten Gesundheits- und Krankenpflegerin ersetzen müssen. Eine 
 109 Ausbildung ist dazu da, um den Beruf zu erlernen, nicht um die Lücken zu stopfen

 110 Um die Wertschätzung und das Selbstverständnis der Profession Pflege zu verbessern, 
 111 möchten wir die Schulfächer, die in der Berufsschule gelehrt werden umzubenennen; zum 
 112 Beispiel von Innere Medizin zur Inneren Pflege.

 113 Daneben sollen die Berufsschulen in den „digital Pakt Schule“ eingebunden werden.

 114 Das Image der Pflege ist schlecht, wir setzen uns für eine neue Image-Kampagne für 
 115 die Ausbildung in der Pflege ein.
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 116 Eine gute Pflege braucht sichere Bedingungen

 117 Eine gute Pflege muss auch gut bezahlt werden. Wenn sich die Vergütung von 
 118 Pflegeleistungen verbessert, so kann man auch bessere Löhne bezahlen! Einfache 
 119 Rechnung – theoretisch.

 120 Die Finanzierbarkeit von Leistungen im Gesundheitswesen ist an ärztliche Verordnungen 
 121 geknüpft. Das gibt nicht nur wenig Spielraum, für die professionelle Pflege, sondern 
 122 fördert auch längst veraltete hierarchische Strukturen und verhindert die Arbeit der 
 123 verschiedenen Professionen auf Augenhöhe. An dieser Stelle sprechen wir uns für einen 
 124 flächendeckenden Tarifvertrages aus. Das Gehalt zu verhandeln obliegt den 
 125 Gewerkschaften.

 126 Allen Pflegekräften in Deutschland muss die Möglichkeit gegeben werden zu streiken, 
 127 sich in Betriebsräten zu engagieren. Hier fordern wir die Abschaffung des 3. 
 128 Sonderwegs der Kirchen.

 129 Der Schichtdienst ist nachweislich ungesund. Wir wollen verlässliche Dienstpläne, die 
 130 nicht erst eine Woche vorher fertig sind.

 131 Die Entwicklung und Erschließung neuer bedarfsgerechter, innovationsoffener und 
 132 flexibler Personalbemessungsinstrumente als Chance, Schutz und Entlastung der 
 133 Kollegen vor Ort.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  610: Vom Kaufmann lernen: Doppik für den Staat
Laufende Nummer: 187

Antragsteller*in: BV Niederrhein
Status: zugelassen
Sachgebiet: Wirtschaft, Arbeit und Finanzen

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Ordentliche Staatsfinanzen sind eine wichtige Grundlage für die Ausrichtung aller 
 2 Politikfelder. Sozialpolitik gestalten, Staatsausgaben in der Wirtschaft finanzieren, 
 3 Bildung vorantreiben. All diese wichtigen Aufgaben müssen hinreichend und nachhaltig 
 4 finanziert werden.

 5 Das jetzige System der Haushaltspolitik stößt aber mit den kurzfristigen 
 6 Kalkulationen der Kameralistik an ihre Grenzen, so führt diese zu Intransparenz bei 
 7 Zukunftsbelastungen - bspw. bei der sog. impliziten Staatsverschuldung - und macht es 
 8 sogar laut der Bundesbank nahezu unmöglich den exakten Schuldenstand des Staates zu 
 9 bestimmen. Mit anderen Worten baut die Bundesrepublik mit Ihrem Staat einen 
 10 Wolkenkratzer auf instabiles und unsicheres Fundament. Während die Kommunen in NRW 
 11 mit dem „neuen“ NKF (Neuen kommunalen Finanzmanagement) längst zur Nachhaltigkeit, 
 12 Langfristigkeit und Transparenz verpflichtet sind, dürfen Länder und Bund weiterhin 
 13 auf Sicht fahren und die wahren Kosten ihres politischen Handelns geschickt 
 14 verschleiern. Des Weiteren werden für zukünftige Belastungen, wie die der 
 15 Beamtenpensionen oder Mütter- und Grundrente, keine Rückstellungen gebildet. Somit 
 16 sind die „langfristigen“ bzw. „wahren“ Kosten auch nicht Teil der gesellschaftlichen 
 17 Debatte oder der Berichterstattung, so argumentieren Ökonomen.

 18 Deshalb fordern die Jungen Liberalen NRW konkret folgende Maßnahmen: Der Staat soll 
 19 in Zukunft das System der doppelten Buchführung in Konten („Doppik“), angelehnt an 
 20 die Richtlinien des Handelsgesetzbuches (HGB), für die Bundesebene einführen.

 21 Konkret soll der Staat zu folgender Rechnungslegung verpflichtet werden:

 22

 23

 24

 25

 26

Bilanz
, nach Richtlinien vergleichbar mit denen des §266 ff. HGB,

Ergebnisrechnung 
als Pendant zur Gewinn- und Verlustrechnung (GuV) nach den 
einschlägigen Richtlinien des §275 ff. HGB und  

Finanzplan
, analog zum dem des NKF, der die Investitionstätigkeit transparent 
darlegt.

 27 Darüberhinaus fordern wir die Bundesregierung dazu auf, die europäischen Richtlinien 
 28 zur Rechnungslegung von Staaten „EPSAS" (European Public Sector Accounting Systems) 
 29 umzusetzen, die bereits einige der o.g. Forderungen beinhaltet.
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 30 Teil dieser Rechnungslegung müssen ebenfalls Ansätze und Erläuterungen zu 
 31 „Schattenhaushalten“ des Bundes sein. Als Beispiele seien hier die der Deutschen 
 32 Rentenversicherung und die einiger gesetzlichen Krankenversicherer gegeben.

 33 Die Jungen Liberalen NRW stellen diesen Antrag auf Kongressen höherer Ebenen (bspw. 
 34 Bundeskongress) und auf Parteitagen der FDP, um diesem Reformvorschlag eine Chance 
 35 auf einen Weg in den Gesetzestext zu geben.

 36 Darüberhinaus sind wir überzeugt, dass nur eine ordentliche Rechnungslegung des 
 37 Staates, Zwecks besserer Transparenz, zu generationengerechten und wirklich 
 38 nachhaltigen Staatsfinanzen führen kann.

 39 Beispiel zur Erläuterung: Nach der Schaffung der entsprechenden Gesetzgebung stellte 
 40 das Bundesland Hessen (einziges Bundesland mit einer Bilanz, neben Hamburg und 
 41 Bremen) eine Bilanz auf. Diese wies Vermögenswerte von insgesamt 38 Milliarden Euro 
 42 aus. Da die Verbindlichkeiten bzw. das Fremdkapital jedoch eine Summe von 88 
 43 Milliarden Euro betrugen, wurde klar, dass das Land Hessen ein negatives Eigenkapital 
 44 in Höhe von minus 58 Milliarden Euro hatte.Diese verändert sich in den Folgejahren 
 45 leicht.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  501: Aus Scheiße Tomaten machen
Laufende Nummer: 181

Antragsteller*in: KV Oberhausen
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die gestiegene Abhängigkeit Deutschlands von Lebensmittelimporten ist uns allen in 
 2 den
 3 letzten Monaten noch einmal deutlich geworden und es zeigt sich, wie vulnerabel das 
 4 globale
 5 Transportnetz bei internationalen Konflikten tatsächlich ist. Gleichzeitig stellen 
 6 uns Klimawandel,
 7 Umweltschutz sowie steigende Flächenknappheit aufgrund einer größer werdenden 
 8 Bevölkerung, vor
 9 allem im Gebiet Rhein-Ruhr, vor große Herausforderungen fu�r unsere Landwirtschaft, 
 10 Umwelt und fu�r
 11 die Versorgungssicherheit mit grundlegenden Lebensmitteln. Ein nachhaltiger und 
 12 zugleich
 13 umweltfreundlicher Weg durch wegfallende Pestizidbelastung, Gemu�se, Obst und andere 
 14 Nutzpflanzen anzubauen, und zur selben Zeit auch Tierhaltung wie Fischzucht 
 15 zukunftsfähig zu gestalten, sollte eines unserer wichtigsten politischen Ziele sein. 
 16 Aquaponik ist ein Teil dieses Weges.

 17 Wir Als Junge Liberale möchten den Weg in die Zukunft wagen und zusammen 
 18 Finanzierungsmöglichkeiten und Förderprogramme auf den Weg bringen, damit Aquaponik-
 19 Anlagen im Sinne des „Vertical Farming“-Modells realisiert werden können. Dieser 
 20 ressourcensparende Kreislauf aus Pflanzenanbau und Fischzucht kann durch geeignete 
 21 Orte auch innehrlab urbaner Räume die Transportwege deutlich verku�rzen und bietet 
 22 eine Unterstu�tzung der regionalen Versorgung.
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Antrag  518: Netzneutralität - Wettbewerb und Transparenz 
statt Verbote!
Laufende Nummer: 17

Antragsteller*in: BV Ostwestfalen-Lippe
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Wettbewerb und Transparenz sind zentrale Merkmale einer funktionierenden 
 2 Marktwirtschaft. Auch bei der Bereitstellung von Internetzugängen haben diese 
 3 Prinzipien ihre Gültigkeit. Durch Wettbewerb zwischen Internetprovidern können sich 
 4 Kunden für den Service entscheiden, der am besten zu ihren individuellen Bedürfnissen 
 5 passt, allerdings nur, wenn sie transparent darüber informiert werden wie der Service 
 6 gestaltet ist.

 7 Netzneutralität hat eine besondere Stellung in der Telekommunikationswirtschaft. 
 8 Netzneutralität bedeutet die absolute Gleichbehandlung aller Daten in einem Netzwerk, 
 9 ungeachtet deren Ursprungs, Ziels oder Zwecks. Zum einen können Einschränkungen der 
 10 Netzneutralität eine Einschränkung des Infrastrukturzugangs sein sowie 
 11 Markteintrittshürden, zum anderen können Einschränkungen der Netzneutralität eine 
 12 technische Notwendigkeit sein und im Rahmen der Vertragsfreiheit von 
 13 Internetprovidern den Weg für neue Geschäftsmodelle ebnen. Um diese Konflikte 
 14 miteinander zu vereinbaren, fordern die Jungen Liberalen NRW folgende Maßnahmen im 
 15 Bereich der Netzneutralität:

 16 Besondere Behandlung von Diensten von öffentlichem Interesse

 17 Es gibt Dienste, bei denen einen Priorisierung ihrer Daten aufgrund ihrer 
 18 sicherheitstechnischen Relevanz gerechtfertigt ist. Beispiele dafür sind die 
 19 Telemedizin, autonome Autos oder die Kommunikation von öffentlichen Diensten wie die 
 20 Feuerwehr oder Polizei. Verzögerungen der Datenübertragen, beispielsweise aufgrund 
 21 einer zu hohen Netzwerkauslastung im Umkreis, können verheerende Auswirkungen haben 
 22 und Menschenleben gefährden. Deswegen müssen Mechanismen bereitgestellt werden um 
 23 solche Dienste priorisiert zu behandeln.

 24 Mehr Transparenz

 25 Kunden müssen genau wissen und leicht nachvollziehen können, welche Einschränkungen 
 26 ein Internetprovider vornimmt, um eine informierte Entscheidung treffen zu können. 
 27 Deswegen sollen Internetprovider Kunden vor Vertragsabschluss sowie mindestens 
 28 jährlich über die Einschränkungen der Netzneutralität informieren, die ein 
 29 Internetprovider vornimmt. Darüber hinaus müssen Änderungen jedem Kunden vor Eintritt 
 30 der Änderung angezeigt werden.

 31 Wechsel von Providern erleichtern
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 32 Bei Änderungen von Einschränkungen der Netzneutralität eines Providers muss ein Kunde 
 33 das Recht haben, den Vertrag vor Eintritt der Änderungen zu beenden und zu einem 
 34 anderen Provider zu wechseln. Ein Wechsel des Providers darf den Kunden keine Kosten 
 35 bereiten. Auftretende Kosten für eine Umstellung müssen vom derzeitigen und dem neuen 
 36 Provider jeweils zur Hälfte getragen werden. Das eingeführte Verbot des 
 37 Routerzwangsbegrüßen die Jungen Liberalen NRW.

 38 Einschränkungen der Netzneutralität nur durch Provider

 39 Die Netzneutralität sollte nur durch den Provider eines Kunden eingeschränkt werden 
 40 dürfen. Unternehmen, die Internetinfrastruktur vermieten, sollen die Netzneutralität 
 41 der Provider nicht einschränken dürfen.

 42 Unzulässige Einschränkungen der Netzneutralität

 43 Einige Einschränkungen der Netzneutralität sind so einschneidend, dass sie aufgrund 
 44 der Freiheit des Internets pauschal nicht erlaubt sein dürfen. Dazu gehören 
 45 insbesondere Maßnahmen, bei denen Provider den Zugang zu bestimmten Internetseiten 
 46 oder Services nicht oder nur gegen Aufpreis zulassen. Darüber hinaus sollte es für 
 47 einen Provider unzulässig sein, lediglich einzelne Dienste bevorzugt zu behandeln. So 
 48 sollte es beispielsweise unzulässig sein, wenn ein Provider nur eigene 
 49 Streamingdienste zero-rated. Im Einzelfall entscheidet die Bundesnetzagentur ob eine 
 50 Verletzung der Netzneutralität zulässig ist.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  113: IHK / HWK Prüfungen durch die AA/JC 
ermöglichen
Laufende Nummer: 188

Antragsteller*in: BV Niederrhein
Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Wir, die Jungen Liberalen NRW setzen uns dafür ein, dass Prüfungen der IHK / HWK 
 2 ebenfalls durch den SGB-BEREICH gefördert werden.

Begründung

Aktuell können nur in wenigen Ausnahme Fällen Bildungsangebote mit IHK / HWK Abschluss 
durch die Bundesagentur und die Jobcenter gefördert werden (AVGS). Die Weiterbildungsoffensive 
der Bundesregierung (Ampel) sollte auch Kurse mit IHK / HWK Prüfungen fördern, denn gerade 
diese sind auf dem Arbeitsmarkt gern gesehen. Somit wird die berufliche Wiedereingliederung 
noch besser gefördert.
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Antrag  118: Show me what you got!
Laufende Nummer: 179

Antragsteller*in: BV Ruhrgebiet
Status: zugelassen
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Jungen Liberalen NRW fordern alle Hochschulen des Landes auf, das bisherige 
 2 Bewerbungsverfahren für Studienplätze derart abzuändern, dass in Zukunft 
 3 Eignungstests über die Vergabe entscheiden.

 4 Der Wert der Hochschulfreiheit liegt den Jungen Liberalen Ruhrgebiet auch am Herzen. 
 5 Daher sollen von staatlicher Seite nur Prozent-Slots vorgegeben werden, innerhalb 
 6 derer sich eine Universität bei der Vergabe von Studienplätzen bewegen muss. 0-35% 
 7 der Studienplätze sollen über den reinen NC vergeben werden dürfen. 20-70% über einen 
 8 Eignungstest, in den ein NC mit einfließt und 10-30% der Studienplätze sollen über 
 9 Wartesemester oder im Vorfeld erworbene anrechenbare Qualifikationen vergeben werden 
 10 dürfen. Neben diesen Slots dürfen Universitäten ihre Plätze nach individuellen 
 11 Kriterien vergeben.

 12 Diese Eignungstests sollen für jeden Studiengang, der mit (Fach-)Hochschulreife 
 13 studiert werden kann, von einer fachspezifischen Kommission zeitnah entwickelt werden 
 14 und neben Fachkompetenzen auch generelle Fähigkeiten abfragen, welche für das 
 15 gewählte Fach wichtig sind (Beispiele hierfür wären logisches Denken, räumliche 
 16 Vorstellungskraft oder sprachliche Fähigkeiten). Dabei kann sowohl relevanter 
 17 Schulstoff abgefragt werden als auch neuer Inhalt. Die Eignungstests sollen zentral 
 18 gestellt und auch ausgewertet werden. Jedem Bewerber soll es jedoch im Vorfeld 
 19 möglich sein, grobe Themensektoren und Beispielaufgaben des jeweiligen Tests einsehen 
 20 zu können, um sich besser auf den Test vorbereiten zu können.

 21 Begründete Sonderfälle sollen weiterhin im Rahmen von Einzelfallentscheidungen 
 22 berücksichtigt werden können.

Begründung

Begründung:

Jedes Jahr brechen etwa 40% der Studienanfänger ihr Studium ab, was neben persönlichem Frust 
auch immense Kosten für das Land zur Folge hat. Mit einer besseren Vorbereitung auf das 
entsprechende Fach, welche mit der Implementation eines Eignungstests einhergeht, kann den 
Studienanwärtern ein früherer Einblick in die Anforderungen und Inhalte des Faches gegeben 
werden, was zu einer geringeren Abbruchquote führen wird. Die Tests sollen primär zur 
Selbstorientierung und -einschätzung beisteuern.
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Antrag  609: Transparenz für Produkte und die Lieferkette
Laufende Nummer: 155

Antragsteller*in: LAK Wirtschaft
Status: zugelassen
Sachgebiet: Wirtschaft, Arbeit und Finanzen

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Mit der Bepreisung von CO2-Emissionen wird es auch für Unternehmen interessant, 
 2 welche Emissionen innerhalb der Lieferkette entstehen. Diese liegen jedoch vor allem 
 3 in den Vorprodukten, sodass Emissionen schwer vollständig zu erfassen sind. Aktuell 
 4 will die EU einen digitalen Produktpass einführen, welcher Informationen über die 
 5 recycelbaren Materialien im Produkt enthält. Dieser Produktpass kann damit 
 6 Informationen über Produkte zwischen Unternehmen übertragen. 

 7 Der Produktpass oder vergleichbare Werkzeuge können Unternehmen Transparenz über ihre 
 8 CO2-Emissionen sämtlicher Scopes liefern und eine Umstellung auf geringere CO2-ärmere 
 9 Vorprodukte ermöglichen. Diese Bemühungen wurden bislang in den verschiedenen 
 10 Branchen mit unterschiedlichem Fortschritt und unterschiedlicher Komplexität 
 11 verfolgt. 

 12 Damit CO2-Emissionen des gesamten Produktionsprozesses auch als Faktor in der 
 13 Kaufentscheidung eine Rolle spielen und Unternehmen ihre Ketten entsprechend anpassen 
 14 können, wollen wir die Sichtbarkeit des CO2-Fußabdrucks in der Lieferkette erhöhen. 
 15 Dazu fordern wir folgende Punkte: 

 16

 17

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

 30

 31

 32

 33

Die Ergänzung des auf europäischer Ebene geplanten digitalen Produktpasses um 1. 
die Bilanzierung der CO2-Emissionen bei der Produktion und in der Verwendung 
(soweit anwendbar). 

Für die Nachvollziehbarkeit bedarf es der Schaffung von Branchen-Standards. 2. 
Diese sollen seitens der Regierung in Zusammenarbeit mit Wissenschaftsvertretern 
und Wirtschaftsvertretern erarbeitet werden. Sind bereits Standards in den 
Branchen vorhanden, so kann auf diesen aufgebaut werden. Sind keine vorhanden, 
sollen die neu geschaffenen Standards nach einiger Zeit einer Prüfung bzgl. 
Aussagekraft und Umsetzbarkeit geprüft werden. Ziel ist es, dass diese 
einerseits praktisch umsetzbar und vertrauenswürdig sind und andererseits kein 
Greenwashing ermöglichen. 

Diese Standards sollen die minimalen Kerneigenschaften beschreiben und auch 3. 
offen für Erweiterungsmöglichkeiten sein, sodass Unternehmen diese erweitern 
können. Diese Standards müssen interoperabel mit den bestehenden und geltenden 
Standards sein. 

Weiterhin sollen diese Standards und Bibliotheken für die Berechnung öffentlich 4. 
bereitgestellt werden, nach Möglichkeit in digitaler Form. Perspektivisch sollen 
diese Standards und Bibliotheken auf die europäische Ebene gehoben werden. 
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 34

 35

 36

Diese Standards sollen zuerst freiwillig sein, um Zeit für Erfahrungen, 5. 
Verbesserungen und Implementation zu haben. Mit dem Jahr 2030 sollen diese 
verpflichtend sein.

Begründung

Erfolgt mündlich.

OpenSlides - Präsentations- und Versammlungssystem

143 / 176



Antrag  506: Gesundheitsversorgung neu denken – 
Medikamentenverordnungen durch spezielle 
Gesundheitsfachberufe möglich machen
Laufende Nummer: 25

Antragsteller*in: LAK Gesundheit
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Gesundheitsversorgung hat sich verändert, es gibt mehr chronisch erkrankte und 
 2 multimorbide Patienten, die demografische Entwicklung, der Mangel an 
 3 Gesundheitsfachpersonal, gerade im ländlichen Raum ist massiv und verschärft diese 
 4 Veränderung zusätzlich. Um diese Veränderungen entgegenzukommen, fordern wir, die 
 5 Jungen Liberalen NRW eine Neuverteilung der Aufgaben, Zuständigkeiten und eine 
 6 Neuverteilung der Aufgabenund eine größere Handlungsautonomie für Nicht-Medizinische 
 7 Gesundheitsfachberufe.

 8 Arbeitsteilung ist im medizinischen Alltag nicht mehr wegzudenken. Aktuell gehören 
 9 Maßnahmen der Diagnostik und der Therapie gehören aktuell zum Kernbereich der 
 10 ärztlichen Tätigkeit.

 11 Wir die Jungen Liberalen NRW fordern, dass auch die Nicht-ärztliche Berufsgruppen, 
 12 wie Psychotherapeuten, speziell ausgebildete Pflegekräfte und Rettungssanitäter 
 13 Medikamente verordnen dürfen und Handlungen, die der Therapie und der Diagnostik 
 14 dienen, die in ihrer Tätigkeitsbereich Sinn ergeben eigenverantwortlich durchführen 
 15 dürfen.

 16 Für ein solches Vorhaben und um Patienten die bestmögliche Behandlung zukommen zu 
 17 lassen, braucht es eine neue und umfassende Qualifikation.So soll das Recht zur 
 18 Medikamentenanordnung durch Nicht-Mediziner nur nach dem Bestehen entsprechender 
 19 Fächer im (Psychologie)studium oder des erfolgreichen Abschlusses eines 
 20 entsprechenden Bachelor- oder Masterstudiengangs (für Pflegekräfte) gewährt werden.

 21 Um die entsprechende Weiterbildung zu ermöglichen, fordern wir die Aufnahme des 
 22 Faches Psychopharmakologie in das Studium der klinischen Psychologie. Bei der 
 23 Ausbildung zum RettungssantitäterInnen soll die Gabe von Notfallmedikamenten Teil der 
 24 Berufsausbildung werden.

 25 Haftungs-, Vertrags- und Leistungsrecht müssten angepasst werden und die 
 26 interdisziplinäre Zusammenarbeit weiterzuentwickeln, um eine Rechtssicherheit für 
 27 alle Berufsgruppen zu gewährleisten.

Begründung

OpenSlides - Präsentations- und Versammlungssystem

144 / 176



Erfolgt mündlich.
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Antrag  302: Chancenkontinent – Eine liberale Strategie für 
Nordafrika
Laufende Nummer: 47

Antragsteller*in: LAK Chancenkontinent Afrika
Status: zugelassen
Sachgebiet: Außen und Europa

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die Welt befindet sich im Wandel. Das autoritäre China strebt offen die Führung einer 
 2 neuen Weltordnung an und der Westen scheintnicht in der Lage zu sein, dies 
 3 aufzuhalten. Mit der Strategie der neuen Seidenstraße kauft China Häfen und 
 4 Infrastruktur weltweit aufund betreibt so eine neokolonialistische Expansionspolitik. 
 5 Die nordafrikanischen Staaten sind von dieser Expansion noch weitestgehend unberührt 
 6 geblieben und gleichzeitig Europas direkte Nachbarn am Mittelmeer. Daher sind sie 
 7 wichtige Partner für uns.Die deutsche Entwicklungspolitik hat es in mehreren 
 8 Jahrzehnten nicht geschafft, ihre Ziele vom wirtschaftlichen Aufschwung und 
 9 derDemokratisierung zu erfüllen. Das wollen wir ändern.

 10 Stabilisierung und Demokratisierung

 11 Von den fünf nordafrikanischen Staaten, Marokko, Algerien, Libyen, Tunesien und 
 12 Ägypten werden keine vom Fragile State Index alsannähernd stabil bewertet. Sollten 
 13 diese Staaten zusammenbrechen, bedeutet das großes Leid für die Menschen vor Ort, 
 14 Wohlstandsverlust, den Wegfall eines Handelspartners und Flüchtlingsströme Richtung 
 15 Europa. Das wichtigste Ziel derEntwicklungszusammenarbeit muss also die 
 16 Stabilisierung/ das Verhindern des Scheiterns eines Staates sein. Leistungen, die 
 17 überdie Stabilisierung hinausgehen, müssen der Demokratisierung der Partnerstaaten 
 18 dienen. Tunesien ist die einzige Demokratie inNordafrika – so soll es nicht bleiben. 
 19 Für uns Junge Liberale ist klar, dass Demokratie nie durch Waffengewalt exportiert 
 20 werden kann,sondern von der Bevölkerung eines Staates selbst gewählt werden muss. Sie 
 21 kann niemandem aufgezwungen werden. Aus diesemGrund wollen wir die Machthaber zu 
 22 Zugeständnissen bewegen und die demokratischen Kräfte der Bevölkerung stärken. 
 23 Besondersdort, wo demokratisches Gedankengut noch selten ist, müssen wir diese 
 24 Akteure stärken und unterstützen. Es braucht eineWiederbelebung des Prinzips „Wandel 
 25 durch Annäherung“.

 26 Sollten Maßnahmen jedoch keines dieser beiden Ziele erfüllen, müssen diese beendet 
 27 werden. Vor diesem Hintergrund wollen wirbesonders die Polizeiausbildungsmission in 
 28 Ägypten dieser Prüfung unterziehen.

 29 Entwicklungszusammenarbeit europäisch denken

 30 China gibt pro Jahr etwa anderthalb so viel Geld für Entwicklungszusammenarbeit in 
 31 Afrika aus, wie die EU für alle ihre Projekte.Gleichzeitig fließen chinesische Gelder 
 32 vornehmlich in Infrastrukturprojekte, während wir oftmals Bildungsprogramme und 
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 33 kleinereProjekte fördert, von denen Menschen mangels Arbeitsplätze vor Ort wenig 
 34 profitieren. Wir haben also zu wenig Geld und setzendiese auch nicht effizient ein. 
 35 Wir Jungen Liberalen fordern, die Entwicklungszusammenarbeit Europas auf der Ebene 
 36 der EU zuregeln. Diese soll klare Leitlinien und eine Strategie vorgeben, in deren 
 37 Rahmen die Mitgliedstaaten dann ihre Gelder einsetzen. Nichtjeder Mitgliedsstaat muss 
 38 in jedem Land kleine Projekte fördern. Wir wollen Klasse statt Masse und größere 
 39 Summen gebündelt füreuropäisch koordinierte Projekte einsetzen. Perspektivisch soll 
 40 diese Strategie auch vom Ausschuss für Entwicklungshilfe der OECD verfolgt werden, 
 41 damit mit den Geldern der restlichen Mitgliedsländer eine noch breitere und 
 42 effektivere Entwicklungspolitik gelingen kann.

 43 Politik mit dem water jet statt der Gießkanne

 44 Die europäischen Gelder werden vor Ort nicht effektiv eingesetzt. Viele versickern in 
 45 der lokalen Korruption und die, die tatsächlich beiden Menschen ankommen, haben 
 46 geringe Auswirkungen auf ihren Lebensstandard. Obwohl die chinesische Strategie die 
 47 Nehmerländer von der Volksrepublik abhängig macht, ist sie bei den Menschen vor Ort 
 48 beliebter als unsere, weil sie tatsächlich großeProjekte umsetzt.

 49 Wir Jungen Liberalen wollen daher, dass wirtschaftlich gewidmete Entwicklungsgelder 
 50 primär für die Schaffung von Infrastruktur undArbeitsplätzen eingesetzt wird. Die 
 51 Jugendarbeitslosigkeit in den nordafrikanischen Staaten ist generell hoch und durch 
 52 dieCoroanpandemie noch stärker gestiegen. Das schadet dem wirtschaftlichen 
 53 Fortschritt vor Ort, der Stabilität der Länder und kann dieWirtschaftsflucht nach 
 54 Europa auslösen. Daher müssen dringend Arbeitsplätze geschaffen werden, um dieses 
 55 Problem aufzufangen.

 56 Das regelt auch der Markt

 57 Um ein besseres Entwicklungsangebot als China machen zu können, brauche wir auch 
 58 privates Kapital aus dem Westen. Damitunsere Firmen in Nordafrika investieren, müssen 
 59 wir die Eintrittsbarriren senken. Dazu gehört die Schaffung von Infrastruktur, ohne 
 60 diesich Unternehmen gar nicht ansiedeln. Außerdem müssen bestehende 
 61 Freihandelsabkommen ausgebaut werden und ergänzt werden, ohne der lokalen Industrie 
 62 zu schaden. Des Weiteren muss die EU ihren Entwicklungsbanken mehr Geld zu Verfügung 
 63 stellen,mit dem diese private Unternehmungen absichern können. Firmenexpansionen ins 
 64 Ausland sind immer mit einem hohen Risikoverbunden, besonders, wenn sich die beiden 
 65 Länder stark unterscheiden. Daher müssen wir dieses Risiko vermehrt absichern und 
 66 gezielte Förder- und Beratungsprogramme für Unternehmen aufsetzen, die in Nordafrika 
 67 investieren wollen.

 68 Klimaschutz weltweit

 69 Als Mittelmeer- und Saharastaaten sind die nordafrikanischen Länder vom Klimawandel 
 70 bereits betroffen und werden es in Zukunftauch noch stärker sein. Aus diesem Grund 
 71 muss der Klimaschutz auch Eckpfeiler unserer Entwicklungspolitik sein. Marokko ist 
 72 bereits Klimaschutzvorreiter in Afrika und weltweit, die übrigen Staaten hängen noch 
 73 primär von fossilen Energieträgern ab. Beim Wandelhin zu einer klimaneutralen 
 74 Wirtschaft, wollen wir Nordafrika unterstützen. Aus diesem Grund wollen wir Junge 
 75 Liberale den CO2-Zertifikatehandel durch weitere Handelsabkommen auf diese 
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 76 Partnerländer ausweiten. Im Übrigen wollen wir Desertecwiederbeleben. Mit gezielten 
 77 Fördermaßnahmen wollen wir den schnellen Ausbau von Solarkraftanlagen in der Sahara 
 78 in allen Nordafrikanischen Ländern fördern und die bereits bestehenden Projekte 
 79 schneller zum Abschluss bringen. Das Ziel muss sein, vor Ortklimaneutralen 
 80 Wasserstoff zu produzieren, mit dem auch die europäische Industrie betrieben werden 
 81 kann. Diewasserstoffproduzierende Industrie wollen wir daher ebenfalls unterstützen.

 82 Flüchtlingspolitik vor Ort

 83 Wir wollen dafür sorgen, dass Fluchtursachen gar nicht erst entstehen. 
 84 Wirtschaftsflucht verhindern wir durch gute wirtschaftlicheVerhältnisse vor Ort, die 
 85 Verhinderung von persönlicher Verfolgung können wir jedoch nur begrenzt durch den 
 86 Demokratisierungsprozessund die Förderung von Menschenrechten in den Partnerländern 
 87 unterbinden. Die nordafrikanischen Länder sind in erster LinieTransitländer für 
 88 Flüchtlinge aus Sub-Sahara-Afrika. Wir müssen unsere Partner bei der Versorgung ihrer 
 89 Flüchtlinge unterstützen. DieAufrechterhaltung von menschenunwürdigen 
 90 Internierungscamps, mit denen die EU ihre Verantwortung auf Gebiete abwälzt, die 
 91 nichtihrer Menschenrechtskonvention unterliegen müssen beendet werden. Stattdessen 
 92 müssen wir unsere Partner bei der Schaffung von menschenwürdigen 
 93 Flüchtlingsunterkünften unterstützen, in denen auch direkt Asylanträge nach Europa 
 94 gestellt werden können. Umdas Sterben im Mittelmeer zu beenden, wollen wir das 
 95 Schleppertum und die illegale Migration direkt an den Küsten Afrikas unterbindenund 
 96 die Anliegerstaaten bei dieser Aufgabe unterstützen. Ausbildungsprogramme, wie das 
 97 für die libysche Küstenwache müssen jedoch den Menschenrechten entsprechen, ansonsten 
 98 dürfen wir sie nicht weiter fortsetzen. Um besonders Libyen als besonders 
 99 exponiertesTransitland zu unterstützen, müssen wir den Friedensprozess im Land 
 100 beobachten und gegebenenfalls beratend tätig werden, um Frieden, Freiheit und 
 101 Stabilität vor Ort zu gewährleisten.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  512: Ich und mein Holz - Liberale Ideen für gesunde 
Wälder
Laufende Nummer: 29

Antragsteller*in: BV Köln/Bonn
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Gesunde Wälder sind wichtig, um die Ziele des Pariser Klimaabkommens zu erreichen. 
 2 Die Möglichkeiten dieser natürlichen Carbon-Capture-Ressource sorgen nicht nur für 
 3 weniger, sondern auch für negative Emissionen. Gerade weil diese Ressource so 
 4 bedeutend für ein konsequentes Klimaschutzkonzept ist, dürfen wir Liberale hier 
 5 Grünen und Linken nicht das Feld überlassen. Wir wollen zukunftsfähige Ansätze 
 6 ausarbeiten, für eine nachhaltige Waldnutzung, Aufforstung und Freiheit für die 
 7 Forstwirtschaft.

 8 Carbon-Capture für das Klima

 9 Nicht nur neue Technologien speichern das CO2 der Atmosphäre. Aufforstung ist eine 
 10 natürliche Methode Emissionen aus der Luft zu ziehen. Daher wollen wir Junge Liberale 
 11 uns verstärkt für Aufforstung einsetzen. Dafür benötigt es die notwendigen 
 12 finanziellen Ressourcen, sodass die Wälder in öffentlicher Hand auch ordnungsgemäß 
 13 und klimafreundlich geschützt werden können. Dabei muss auch darauf geachtet werden, 
 14 dass nicht übermäßig viele Baummonokulturen auf öffentlichen Waldflächen entstehen. 
 15 Es braucht auch diverse Mischwälder, um die ökologische Vielfältigkeit unserer Natur 
 16 zu erhalten. Wir begrüßen auch staatliche und private Initiativen Aufklärungs- und 
 17 Bildungsarbeit, welche über die Bedeutung des Waldes zu aufklären.

 18 Der Wald erbringt viele �kosystemleistungen. Dies wollen wir künftig honorieren. 
 19 Daher setzen wir uns dafür ein, dass künftig Ökosystemleistungen des Waldes im Rahmen 
 20 eines nachhaltigen Finanzierungsmodells monetarisiert werden. Dies soll insbesondere 
 21 den sinkenden Gewinn aus Holzverkäufen kompensieren.

 22 Tierschutz ist Waldschutz

 23 Um Wälder nachhaltig zu schützen, muss auch das Ökosystem der Waldtiere geschützt 
 24 werden. Um den Tier- und Artenschutz zu gewährleisten, muss ein überlegtes 
 25 Maßnahmenpaket des Bundes-, der Länder und der Kommunen zusammengesetzt werden. Es 
 26 soll darauf geachtet werden, dass Waldwege weniger durch Vogelnistgebiete gebaut 
 27 werden, damit die Tiere in Ruhe leben können. Darüber hinaus soll die Zusammenarbeit 
 28 von Förstern und Jägern gestärkt werden, damit ein ganzheitlicher Tierschutz im Wald 
 29 möglich ist. Jäger sind Experten für die Situation der Waldbewohner und können so 
 30 einen wichtigen Beitrag zum Natur- und Tierschutz leisten. Um ihre Arbeit im Sinne 
 31 des Ökosystems bestmöglich durchführen zu können sollen sie größere Freiheiten 
 32 erhalten, indem beispielsweise die Abstände zwischen den 
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 33 Bedürfnisnachweisprüfungenverlängert werden und die Jäger auch die Möglichkeit 
 34 bekommen durch ihren Jagdschein auf ein größeres Arsenal an Langwaffen und Ausrüstung 
 35 zugreifen zu können. Förster und Jäger sollen ebenfalls die Freiheit bekommen, 
 36 eigenverantwortlich den Anforderungen des jeweiligen Waldgebietes nachzukommen.

 37 Mehr Freiheit für den Wirtschaftswald – Holzmangel bekämpfen

 38 Gerade in Zeiten des Baubooms nach der Pandemie, sind die Holzpreise stark gestiegen, 
 39 da viele Nachfrager aus den USA oder China die heimischen Schadholzbestände 
 40 aufkaufen. Darunter leiden lokale Handwerksbetriebe. Wir Junge Liberale glauben an 
 41 die Selbstregulierung des Marktes. Der Staat kann hier allerdings die 
 42 Rahmenbedingungen für den Markt verbessern, indem der Dialog zwischen den 
 43 Marktteilnehmern intensiviert wird. Darüber hinaus soll auch geprüft werden welche 
 44 Holzbestände aus den öffentlichen Forstwäldern auf den Markt gebracht werden können 
 45 und welche Waldflächen in private Trägerschaft übergehen können. Letztlich sollen 
 46 kartellrechtliche Maßnahmen gegen Marktteilnehmer geprüft werden, die unlauteren 
 47 Wettbewerb auf dem Holzmarkt betreiben. Darüber hinaus sollen Regulierungen gelockert 
 48 werden auch Borkenkäferholz als Baumaterial zu verwenden, sofern es denn statischen 
 49 Ansprüchen auf dem Bau genügt. Insgesamt fordern wir eine konsequentere Planung im 
 50 Umgang mit dem Borkenkäfer: Gefällte Flächen müssen konsequent aufgeforstet werden 
 51 und gerade in Naturschutzgebieten, muss das befallene Holz aus den 
 52 Wäldernrausgeschafft werden.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  516: Lücken in der regionalen Gesundheitsversorgung 
schließen
Laufende Nummer: 52

Antragsteller*in: LAK Gesundheit
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Ärzt:innenmangel auf dem Land, ambulanter Sektor schlecht ausgebaut und der 
 2 demografische Wandel. Die Sicherstellung einer hochwertigen Versorgung der Menschen 
 3 in NRW erfordert unserer Meinung nach innovative Versorgungskonzepte und mehr 
 4 integrierte Versorgung. Aus unserer Sicht müssen wir die fehlende oder eingeschränkte 
 5 Versorgung vor allem im ländlichen Raum kompensieren. Dies kann durch andere 
 6 Sektoren, Gesundheitsfachberufe und durch die Anwendung von Telemedizin und eHealth.

 7 Dabei wollen wir flächendeckend patientenorientierte Zentren zur Primär- und 
 8 Langzeitversorgung in den einzelnen Regionen fördern. In diesen Zentren möchten wir 
 9 interprofessionell arbeiten, da Gesundheit mehr ist als die Abwesenheit von 
 10 Krankheiten. So kann zum hiesigen Angebot z.B. eine CommunityHealthNurse, eine 
 11 Hausarztpraxis, Kinderarztpraxis, eine Soziale Beratungsstelle, eine 
 12 Psychotherapeutische Praxis, Angebote der Prävention enthalten sein. Dieses Projekt 
 13 soll die lokale Gesundheitskompetenzen unter besonderer Beachtung vulnerabler Gruppen 
 14 fördern.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  607: Staatliche Bilanzfälschung beenden – NKF-CIG 
abschaffen!
Laufende Nummer: 177

Antragsteller*in: BV Ostwestfalen-Lippe
Status: zugelassen
Sachgebiet: Wirtschaft, Arbeit und Finanzen

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Das Ziel staatlicher Haushaltsführung muss langfristig immer ein ausgeglichener 
 2 Haushalt sein. Nur so schützen wir zukünftige Generationen vor übermäßigen 
 3 Belastungen und agieren damit Generationengerecht. Wenn doch Schulden gemacht werden 
 4 (bspw. Investitions- oder Liquiditätskredite) ist es wichtig, dass diese transparent 
 5 und nach klaren Spielregeln gemacht werden.

 6

 7 Mit Sorge betrachten die Jungen Liberalen die Bilanztricks der schwarz-grünen 
 8 Landesregierung. Laut der neuen Bilanzierungshilfe des Landes sollen zukünftig alle 
 9 Kosten für Energie-, Corona- und Ukraine-Krise in den städtischen Haushalten isoliert 
 10 werden. Dazu gehören auch Mindereinnahmen bei der Gewerbesteuer oder Mehrausgaben, 
 11 die durch Inflation bei Energie, Verbrauchsgütern und Dienstleistungen bedingt 
 12 wurden. 

 13

 14 Die Jungen Liberalen fordern deshalb die Abschaffung des NKF-COVID-19-
 15 Isolierungsgesetz  (NKF-CIG) und lehnen jegliche Anschlussgesetzgebungen ab.
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Antrag  215: Roben in Kindergrößen
Laufende Nummer: 184

Antragsteller*in: BV Münsterland
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Zur Stärkung der Rechte junger Menschen im gerichtlichen Kontext fordern die Jungen 
 2 Liberalen:

 3  Von der Bundesregierung1. 

 4
 5
 6
 7
 8

 9
 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

 30

Das Bundesministerium der Justiz muss zusammen mit den Ländern Richtlinien zu 
Kindesanhörungen in Familiengerichten erarbeiten. Diese sollen Vorschläge zur 
kindgerechten Gestaltung von Gerichtsverfahren enthalten. Darin soll 
insbesondere zum Ausdruck kommen, dass Kinder und Jugendliche eigenständige 
Subjekte sind, die ihre angehört und ernstgenommen werden müssen. 

Damit Kinder und Jugendliche besser über anstehende Verfahren informiert und 
aufgeklärt werden können, bedarf es entsprechender Aufklärungsmedien zu 
familienrechtlichen Verfahren, die vom Bundesjustizministerium zusammen mit 
Kindern und Jugendlichen, die Erfahrungen in familienrechtlichen Verfahren 
haben, erarbeitet werden soll. Das Ministerium soll die Mittel dafür 
bereitstellen, die Medien auch in weiteren in Deutschland gesprochenen Sprachen 
zu veröffentlichen. 

Die Bundesregierung muss durch gesetzliche Regelungen dafür sorgen, dass 
Sachverständige zur Qualitätssteigerung ihrer Gutachten in familienrechtlichen 
Verfahren Grundkenntnisse über die Rechte von Kindern und Jugendlichen erwerben. 
Verfahrensbeistände sind als einzige Akteure in familienrechtlichen Verfahren 
ausschließlich dafür da, die Sichtweise und die Interessen von Kindern 
und Jugendlichen zu ermitteln und zu vertreten. Die Auswahl der 
Verfahrensbeistände soll dabei auf unabhängiger und überprüfbarer Weise 
erfolgen, wobei zu vertretende Kinder und Jugendliche bei der Auswahl der 
personellen Besetzung einbezogen werden. Zudem muss gesetzlich garantiert 
werden, dass Verfahrensbeistände sehr gute Kenntnisse über die Rechte von 
Kindern und Jugendlichen haben. 

Die Bundesregierung soll Mittel zur Konzeption und Durchführung von 
partizipativen und reflexiven Forschungsvorhaben zu Themen wie „Kindeswohl“ und 
„kindgerechten Verfahren“, die die Perspektiven von Kindern und Jugendlichen 
einbeziehen, bereitstellen. 

 31  Von den Ländern 2. 

 32

 33

Die Justizverwaltung soll Fortbildungen zur kindgerechten Justiz für die 
Richterschaft und das Justizpersonal anbieten und dafür genügend sachliche 
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 34

 35

 36

 37

 38

 39

 40

 41

 42

und finanzielle Mittel zur Verfügung stellen. Die Fortbildungen sollen auch die 
Altersentwicklung des Kindes und damit zusammenhängende Stereotypen behandeln. 

Die Warteräume für Kinder müssen kindgerecht sein. Darüber hinaus soll 
sichergestellt werden, dass die Warteräume und die Zu- und Ausgänge zu den 
Anhörungsräumen so organisiert sind, dass die Kinder und Jugendlichen keine 
unerwünschten Kontakte fürchten müssen und sich zurückziehen können. 

Zudem sollen Ermittlungsbehörden, wie Polizei und Staatsanwaltschaft, im 
kindgerechten Umgang fortgebildet werden, um unter anderem kindgerechte 
Vernehmungen zu gewährleisten.

 43  Im Gerichtsverfahren 3. 

 44

 45

 46

 47

 48

 49

 50

 51

Mit dem Verfahren nicht betraute Justizbeschäftigte sollen gewährleisten, dass 
Kinder und Jugendliche, die in rechtliche Verfahren involviert werden, bereits 
vor dem Verfahren wissen, bei wem und wo sie kindgerechte 
Informationen erhalten. Die Informierung durch Familienangehörige muss von 
Professionellen flankiert werden, vorzugsweise durch eine Kontaktperson, die die 
Kinder durchgängig informiert begleitet und unterstützt. Kinder und Jugendliche 
müssen Informationen zu ihren Rechten und Pflichten bekommen, ebenso zu 
möglichen Unterstützungsangeboten und Interessenvertretungen. 

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  219: Vielleicht ist Hausarrest doch nicht so schlecht - 
elektronische Aufenthaltsüberwachung verstärkt einsetzen
Laufende Nummer: 11

Antragsteller*in: LAK Innen und Recht
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Die JuLis NRW sprechen sich für eine Erweiterung der Elektronischen 
 2 Aufenthaltsüberwachung nach 34c Polizeigesetz NRW ein.

 3 Insbesondere unter Verwendung sogenannter elektronischer Fußfesseln soll zukünftig 
 4 die Untersuchungshaft möglichst vermieden und durch einenHausarrest ersetzt werden. 
 5 Des Weiteren soll zugleich bei einer vielversprechenden Resozialisierungsaussicht die 
 6 Möglichkeit auf Ersetzung von Haftstrafen zugunsten von durch elektronischen 
 7 Aufenthaltsüberwachung sichergestellten Hausarrest ermöglicht werden, insbesondere 
 8 bei Ersttätern.

Begründung

Während der Einsatz von elektronischen Fußfesseln in Deutschland erst vor verhältnismäßig 
kurzer Zeit ermöglicht wurde, konnten andere Staatenbisweilen umfassende Studien und 
Analysen zum Einsatz vorgenannter Technologien durchführen. Hierauf basierend lassen sich 
„best practice“ – Modelle ableiten, die sich auch auf Nordrhein-Westfalen übertragen lassen. Bei 
nährerer Betrachtung fällt auf, dass einige Staaten umfassenden Gebrauch von elektronischen 
Fußfesseln machen, während zurzeit nur 7 Personen im Bundesland Nordrhein-Westfalen mithilfe 
dieser Technologie überwacht werden. Im Hinblick auf den verhältnismäßigen und 
freiheitsfördernden Einsatz dieser Fußfesseln sind diese Zahlen erschreckend gering. 
Insbesondere die positiven Aspekte müssen durch die Erweiterung der Einsatzmöglichkeiten 
herausgestellt werden, um Resozialisierung und das Grundrecht auf Freiheit vermehrt 
sicherzustellen. Bei Betrachtung der psychischen Auswirkungen und der Resozialisierungsquote, 
die mithilfe von Studien im Vergleich zwischen Haftvollzug und Hausarrest festgestellt wurden, 
lässt sich nur ableiten, dass ein angemessener Einsatz von Hausarresten nur förderlich für die 
Resozialisierung sein kann, beziehungsweise durch den fehlenden Haftvollzug 
Prisionierungseffekte ausbleiben. Zu diesem Schluss kommt insbesondere eine Studie des Max-
Planck-Instituts, aber auch andere Institute kommen zu ähnlichen Resultaten. Als liberale 
Jugendorganisation, die für einen Rechtsstaat einsteht, dessen Fokus vornehmlich auf der 
Resozialisierung von Straftätern liegt, sind wir daher in der Pflicht auch neuartige, innovative 
Ansätze zuzulassen, um diesem Anspruch gerecht und unserem Ziel näher zu kommen. Der 
vermehrte Einsatz von elektronischer Aufenthaltsüberwachung ist eindeutig ein Teil dieser 
Lösung, insbesondere aufgrund der Tatsache, dass hierdurch ein geringerer Grundrechtseingriff 
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vollzogen wird.
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Antrag  507: Gib Gummi beim Testen!
Laufende Nummer: 26

Antragsteller*in: Paavo Czwikla
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Sexuell übertragbare Krankheiten (STDs) betreffen vor allem junge Menschen. Sie 
 2 bleiben häufig lange unerkannt, können unbehandelt zu schwerwiegenden, langfristigen 
 3 Beeinträchtigungen der Gesundheit führen und sich unbemerkt weiterverbreiten. Die 
 4 nötige Behandlung kostet die Gemeinschaft der Abgabenleistenden ein Vielfaches 
 5 dessen, was für wirksame Prävention nötig wäre. Für einen effizienten 
 6 Gesundheitsschutz bekennen wir uns als Junge Liberale NRW deshalb zu folgenden 
 7 Punkten:

 8
 9
 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

 30

 31

 32

Wer sich regelmäßig auf sexuell übertragbare Krankheiten testen lässt, trägt 
seinen Anteil dazu bei, dass gefährliche Krankheiten sich nicht unbemerkt 
ausbreiten. Die Testmöglichkeit sollte deshalb gebührenfrei, anonym und in jeder 
Stadt kostenfrei angeboten werden.

Um ein in der Fläche verfügbares Angebot kostengünstig zu gewährleisten und 
zugleich die Hürden des Testangebots abzubauen, um Stigmatisierung zu bekämpfen, 
soll das Land NRW die Chancen der Digitalisierung nutzen. Tests sollen auch, wie 
teilweise schon verfügbar, online beantragt und postalisch versandt werden 
können. Nach Rückversand erfolgt die Auswertung im Labor. Durch eine Online-
Videoanleitung und die Erreichbarkeit medizinischen Personals per SMS wird 
gewährleistet, dass dabei keine Fragen offenbleiben und eine Betreuung 
gewährleistet ist.

Der Staat hat ein Interesse daran, sexuell übertragbare Krankheiten einzudämmen 
und zurückzudrängen. Deshalb sollte er auch aktiv dafür werben, sich regelmäßig 
auf sexuell übertragbare Krankheiten testen zu lassen. Bisherige Kampagnen haben 
keine ausreichende Aufmerksamkeit erreicht und müssen deshalb verstärkt werden. 
Als Lehre aus der Pandemie sollte die Werbung stärker als bisher auf die 
jeweiligen Zielgruppen zugeschnitten werden und Werbekanäle dementsprechend 
angepasst werden.

Der Tag der sexuellen Gesundheit soll künftig für ein Landesprogramm genutzt 
werden: An Hochschulen und anderen hochfrequentierten Orten soll durch 
Testangebote Sichtbarkeit für das Thema geschaffen und die Testbereitschaft 
insbesondere junger Menschen erhöht werden.

Durch eine Bundesratsinitiative der Landesregierung sollen die hier für das Land 
NRW vorgeschlagenen Maßnahmen auch bundespolitisch verwirklicht werden.
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Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  204: Der transparenteste Antrag aller Zeiten
Laufende Nummer: 12

Antragsteller*in: KV Essen
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Wir Junge Liberale NRW betrachten Lobbyismus mit beiden Seiten der Medaille. Auf der 
 2 einen Seite wünschen wir uns die gezielte Einbringung von Fachexpertise z.B. aus der 
 3 Wirtschaft, von Verbänden oder NGOs, da Politik nie aus dem Elfenbeinturm, sondern 
 4 vor allem nah an der Realität orientiert sein sollte. Auf der anderen Seite möchten 
 5 wir verhindern, dass intransparent Einfluss auf PolitikerInnen genommen wird, sodass 
 6 starke Verunsicherungsgefühle in der Bevölkerung gegenüber Entstehungsprozessen von 
 7 Gesetzen oder negative Haltungen gegenüber der Wirtschaft entstehen. Konstruktiver 
 8 Lobbyismus muss daher immer transparent aufgebaut sein, damit alle Seiten Vorteile 
 9 generieren können. Holen wir den Lobbyismus aus der „Schmuddelecke“! 

 10 Aber auch die z.T. fragwürdige Finanzierung von Nicht-Regierungs-Organisationen, wie 
 11 der Deutschen Umwelthilfe, z.B. durch ausländische Automobilkonzerne, sehen wir 
 12 kritisch. Wer sich politisch in einer solchen Organisation für politische 
 13 Veränderungen einsetzt, muss ebenso transparent agieren. 

 14 Insgesamt wünschen wir uns Maßnahmen auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene. 
Konkret 

 15 fordern die Jungen Liberalen Essen: 

 16 1. Die Einführung eines konsequenteren, umfassenden und digitalen Lobbyregisters 

 17 • Grundlage des neuen Lobbyregisters soll die digitale Form sein. Für jeden Bürger 
 18 soll dieses maximal transparent online einsehbar sein. Auch die Eintragungsprozesse 
 19 in das Register sollen möglichst stark vereinfacht werden. Jede 
 20 Registrierungspflichtige Tätigkeit soll in dem Register vermerkt werden. Das Register 
 21 soll entsprechend übersichtlich gestaltet werden. 

 22 • Die Relevanzschwelle soll bei Einnahmen oder Ausgaben mit für 
 23 registrierungspflichtige Tätigkeiten zusammenhängenden Posten auf Bundesebene bei 
 24 3.000 Euro pro Geschäftsquartal liegen. Auf Landesebene bei 2.000 Euro. Auf 
 25 kommunaler Ebene bei 500€. 

 26 • Zur Kontrolle muss eine unabhängige Prüfinstanz aufgebaut werden, die mögliche 
 27 Verstöße prüfen und sanktionieren darf. 

 28 • Bei schweren Verstößen müssen auch Einzelpersonen juristisch haften, nicht nur, wie 
 29 bei leichten Vergehen, der Auftraggeber. 

 30 • Für das Register müssen folgende Angaben verpflichtend getätigt werden: 

 31 o Wer: Auftraggeber, Politikfeld (z.B. nach Ausschüssen), persönliche Daten, Angaben 
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 32 zum Budget für registrierungspflichtige Posten nach Rundung (z.B. >3000 €, >5.000 €, 
 33 >10.000 €, >25.000 €, >100.000 €, >500.000 €, jew. Pro Quartal) 

 34 o Mit wem: Wer wurde kontaktiert? (Abgeordnete/r und jew. MitarbeiterIn, 
 35 MitgliederInnen der Bundesregierung inkl. MitarbeiterInnen, MitgliederInnen einer 
 36 Bundes- Landes- oder kommunalen Behörde (hier ab bestimmter Führungsebene) 

 37 o Was: Das konkret genannte Anliegen. Z.B. ein Bezug auf einen konkreten 
 38 Gesetzesentwurf. 

 39 o Wie: Form der Kontaktaufnahme/ der Veranstaltung 

 40 o Wann: Kalenderwoche des Kontakts (keine exakte Zeitangabe) 

 41 2. Umgang mit anderen Lobbyakteuren 

 42 • Auch NGOs, Gewerkschaften, Verbände, Agenturen und weitere sowie ihre 
 43 VertreterInnen sollen explizit ins Lobbyregister aufgenommen werden müssen 

 44 • Die Abgabe von Geldern von einer NGO o.ä., z.B. in ihrer Rolle als Dachverband, an 
 45 politisch agierende Vereine und Parteien muss ohne Mindesthöhe in das Register 
 46 eingetragen werden. 

 47 3. Seitenwechsel Politik – Lobbyismus 

 48 • Option 1: Die Jungen Liberalen NRW fordern die Abschaffung der gesetzlichen 
 49 Karrenzzeit von 12-18 Monaten zwischen Aufgabe eines Bundestagsmandats und Aufnahme 
 50 einer Arbeit mit Lobbyismus-Relevanz. Vielmehr fordern wir zu der bestehenden 
 51 Karrenzeit eine transparente Tätigkeitskontrolle von bis zu 5 Jahren ab Ablauf der 
 52 Karrenzeit. 

 53 • Option 2: Die Jungen Liberalen NRW möchten die gesetzliche Karrenzzeit von 12-18 
 54 Monaten zwischen Aufgabe des Bundestagsmandats und der Aufnahme einer Tätigkeit mit 
 55 Lobbyismus-Relevanz beibehalten. Zudem soll eine transparente Tätigkeitskontrolle von 
 56 bis zu 5 Jahren ab Ablauf der Karrenzeit eingeführt werden. 

 57 Anzeigepflicht von Aktienoptionen 

 58 • Im Rahmen des Abgeordnetengesetzes fordern wir die Aufnahme von Aktienoptionen als 
 59 Begriff des Vermögensvorteils. 

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  521: Umweltschutz statt Umweltbürokratie – Nein zu 
Baumschutzsatzungen
Laufende Nummer: 28

Antragsteller*in: BV Köln/Bonn
Status: zugelassen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Baumschutzsatzungen stellen Regelungen für Baumfällgenehmigungen ab einer 
 2 festgelegten Kronenhöhe oder einem bestimmten Stammumfang auf. Zweck von 
 3 Baumschutzsatzungen ist die Verhinderung von Baumfällungen innerhalb des 
 4 Geltungsbereichs. In der Praxis stellen Baumschutzsatzungen jedoch eine unnötige 
 5 Belastung für Bürger und Verwaltung dar. Für eine Fällung der unter die Satzung 
 6 fallenden Bäume ist eine Genehmigung seitens der kommunalen Verwaltung erforderlich. 
 7 Um eine solche Genehmigung zu erhalten ist ein bürokratisches und komplexesVerfahren 
 8 notwendig, das in den meisten Fällen mit einer Genehmigung des gestellten Antrags 
 9 endet. Baumschutzsatzungen tragen somit nicht zu mehr Umweltschutz bei, sondern 
 10 schaffen unnötige Umweltbürokratie. Baumschutzsatzungen sind zudem Ausdruck eines 
 11 Grundmisstrauens gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern. Grundgedanke einer 
 12 Baumschutzsatzung ist, dass die Bürgerinnen und Bürger nicht zu 
 13 einemverantwortungsvollen und umweltbewussten Umgang mit den eigenen Bäumen fähig 
 14 sind.

 15 Wir Junge Liberale lehnen Baumschutzsatzungen daher als ineffektive, den Bürger 
 16 unnötig belastende Maßnahme ab. Baumschutzsatzungen stellen daher kein wirksames 
 17 Instrument zum Schutz von Bäumen, sondern eine unnötige Belastung für Bürger und 
 18 Verwaltung dar. Wir Junge Liberale fordern daher:

 19 Die Streichung des § 49 Landesnaturschutzgesetz (LNatschG NRW). Wir fordern eine 
 20 Genehmigungsfiktion für Fällungsanträge im Landesrecht, um Genehmigungsverfahren zu 
 21 beschleunigen.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  402: Reform des Spitzensports
Laufende Nummer: 15

Antragsteller*in: Marc Bauer
Status: zugelassen
Sachgebiet: Medien und Kultur

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Sport ist eine wichtige Säule des gesellschaftlichen Lebens. Die Unabhängigkeit des 
 2 Sports und seiner Verbände von parteipolitischen Einflussnahmen ist ein hohes Gut. 
 3 Allerdings werden die Spitzenverbände des Leistungssports ihrem eigenen Anspruch 
 4 nicht gerecht. Die Austragung von Turnieren wird nach politischen Erwägungen 
 5 vergeben, allzu oft machen sich die Spitzenverbände zu Gehilfen der Propaganda 
 6 autokratischer Regime. Menschenrechte werden nur geachtet, soweit dies nicht den 
 7 Interessen von Sponsoren und Austragungsländern entgegensteht. Austragenden Verbänden 
 8 wird Druck gemacht, in ihren Staaten Steuerprivilegien und andere Zugeständnisse 
 9 durchzusetzen. Die Befreiung von Funktionären von Corona-Schutzmaßnahmen oder die 
 10 Einschränkung der Versammlungsfreiheit um Stadien sind besonders schockierende 
 11 Beispiele. Die Spitzenverbände selbst sind von Korruption, fehlender Transparenz und 
 12 innerverbandlichen Demokratiedefiziten durchzogen. Der deutsche DFB steht im 
 13 besonderen Maße für die Probleme des Spitzenfußballs Beispiel. Aber auch auf 
 14 kommunaler Ebene ist der Klüngel zwischen Fußballvereinen und Städten auf Kosten der 
 15 Steuerzahler ausgeprägt.

 16 Die Jungen Liberalen Nordrhein-Westfalen fordern daher:

 17 I. auf nationaler Ebene

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

eine Sonderprüfung des Geschäftsgebarens von DFB und DFL durch die 1. 
Monopolkommission der Bundesregierung und ggf. ein Einschreiten des Kartellamtes 
gegen wettbewerbsbeschränkende Absprachen

die ersatzlose Streichung von Sondergesetzen zugunsten des IOC, insbesondere des 2. 
sog. Olympia-Gesetzes

ein Verbot von Steuerprivilegien für Spitzenverbände des Sports bei der 3. 
Ausrichtung von Turnieren

eine nationale Taskforce Korruption im Spitzensport, welche Rechtslage und 4. 
Rechtswirklichkeit überprüft und ggf. Reformvorschläge unterbreitet

 27 II. auf europäischer und internationaler Ebene:

 28

 29

 30

 31

 32

einen EU-Pakt und einen internationalen Kodex für den Spitzensport, der die 1. 
Reformbemühungen in den einzelnen Staaten unterstützt und auf eine Reform der 
europäischen und internationalen Spitzenverbände abzielt

Unabhängigkeit von der Politik darf nicht zu Unabhängigkeit vom Gesetz führen. 2. 
Wir erwarten von den Spitzenverbänden ernsthafte und durchgreifende Reformen, 
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 33

 34

 35

 36

 37

insbesondere die Schaffung einer unabhängigen und durchsetzungsstarken 
Verbandsschiedsbarkeit mit entsprechenden Stellen mit Untersuchungsbefugnissen, 
die Schaffung verbindlicher Ethikkodizes, entschlossenes Vorgehen gegen 
Korruption und für mehr Compliance und Transparenz. Die Strafverfolgungsbehörden 
müssen strafrechtlich relevantes Fehlverhalten ohne Rücksichtnahme verfolgen.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag  222: Den deutschen Waschsalon trockenlegen – 
Geldwäsche konsequent bekämpfen
Laufende Nummer: 195

Antragsteller*in: LAK Moderner Rechtsstaat
Status: zugelassen
Sachgebiet: Innen und Recht

Die Versammlung möge beschließen:

 1 Kaum ein Land birgt so viele einfache Möglichkeiten Geld aus kriminellen 
 2 Machenschaften zu verstecken und zu waschen wie Deutschland. Einer Dunkelfeldstudie 
 3 zufolge liegt das geschätzte Volumen der gewaschenen Gelder in Deutschland bei etwa 
 4 100 Milliarden Euro jährlich. Damit ist Deutschland der größte Waschsalon Europas. 
 5 Seit Jahren wird Deutschland durch europäische Institutionen immer wieder gerügt, 
 6 weil es bei der Durchsetzung von Geldwäscherichtlinien viel zu nachlässig ist. Zu den 
 7 Nutznießern dieser Nachlässigkeiten gehören allen voran die Steuerhinterziehung, 
 8 Korruption und die organisierte Kriminalität. Besonders im Bereich der 
 9 Clankriminalität finden sich immer wieder prominente Beispiele für 
 10 Geldwäschevorfälle.

 11

 12 Noch heute kann der interessierte Geldwäscher aus einer Vielzahl von Schwachstellen 
 13 jene auswählen, die für die zu verschleiernde Geldsumme und sein eigenes Vorhabenam 
 14 attraktivsten erscheint. Unternehmungen wie Restaurants oder Gebrauchtwagenhandel 
 15 sind beliebte legale Zugänge zum bargeldintensiven Handel auch wenn sie bestimmen 
 16 Auflagen unterliegen. Kontrollen bei Unternehmen im Nichtfinanzsektor finden im 
 17 Durchschnittnur alle 200 Jahre statt. Noch heute fehlt es an einer effektiven 
 18 Geldwäscheaufsicht.

 19 Die großen Geldwäscheskandale der vergangenen Jahrehabenaufgezeigt, welche zentrale 
 20 Rolle die Verschleierung der wirtschaftlich Berechtigten bei Fällen der Geldwäsche 
 21 hat. Immer wieder konnten horrende Summen hinter Briefkastenfirmen verschoben werden, 
 22 ohne dass die Identität der Verantwortlichen bekannt war. Besonders große Summen 
 23 werden dabei in der Immobilienbranche umgesetzt. 

 24 Um das zu verhindern, wird bereits seit langem auf europäischer Ebene 
 25 zusammengearbeitet. Doch immer wieder fällt die nachlässige Umsetzung Deutschlands 
 26 dabei auf.Zu den zentralen Problemen der Geldwäschebekämpfung in Deutschland zählen 
 27 die mangelhafte Datenlage, Schlupflöcher bei der Identifikation von wirtschaftlich 
 28 Berechtigten, viel zu geringe personelle Ausstattung der Strafverfolgungsbehörden und 
 29 der Justiz sowie kalkulierbare Strafen für juristische Personen.All das führt dazu, 
 30 dass das zentrale Motiv der Täterfür die Vortaten, nämlich die eigene Bereicherung,
 31  erfüllt wird.

 32
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 33 Für eine signifikante Verbesserung der Geldwäschebekämpfung in Deutschland fordern 
 34 dieJungenLiberalen Nordrhein-Westfalens die Umsetzung der nachfolgenden Maßnahmen:

 35

1. Statistik

 36 Einzig auf Grundlage zuverlässiger und umfassender Informationen können langfristig 
 37 wirksame Maßnahmen für die Geldwäschebekämpfung beschlossen werden. Gegenwärtig 
 38 werden Fälle von Geldwäsche nicht ausreichend aufgeschlüsselt und analysiert. Daher 
 39 muss die empirische Grundlage verbessert werden.

 40 Der Financial Intelligence Unit (FIU) werden gemäß §42 des Geldwäschegesetzes 
 41 umfassende Informationen zum Ausgang der Verfahren, die im Zusammenhang mit den ihr 
 42 gemeldeten Verdachtsmeldungen stehen, übermittelt. Die separate anonymisierte 
 43 statistische Erfassung und Auswertung dieser Informationen muss durchgeführt und im 
 44 Jahresbericht der FIU veröffentlicht werden.

 45 Für Geldwäsche liegen in standardmäßig bargeldintensiven Geschäftsbereichen besonders 
 46 günstige Bedingungen vor. Der Abgleich der gewonnenen Erkenntnisse mit den 
 47 Ergebnissen von Steuerprüfungen birgt Chancen darin, Muster der Geldwäsche zu 
 48 erkennen und Maßnahmen zur Aufdeckung von Geldwäsche darauf abzustimmen. Die hierfür 
 49 notwendigen rechtlichen Voraussetzungen sollen geschaffen werden.

 50 Weiterhin ist heute zu wenig über den Verlauf des gewaschenen Geldes bekannt. 
 51 Informationen bezüglich der Ursprünge des schmutzigen Geldes sowie seinen Mündungen 
 52 in den legalen Zahlungsverkehr liegen aktuell in Einzelfällen vor, eine 
 53 gesamtheitliche Auswertung der bekannten Informationen für das Deliktsfeld findet 
 54 jedoch nicht statt. Gleiches gilt für das tatsächliche Volumen der gewaschenen 
 55 Summen. 

 56 Zukünftig soll eine Aufschlüsselung dieser Informationen in geeigneter Art und Weise 
 57 erfolgen, sowie im Jahresbericht der FIU veröffentlicht werden.

 58

 59 2. Einschränkungen des freien Zahlungsverkehrs

 60 Wir junge Liberale lehnen bereits eine pauschaleBargeldobergrenze ab. Grundsätzlich 
 61 stehen wir weiteren generellen Einschränkungen des freien Zahlungsverkehrs mittels 
 62 Bargeldes kritisch gegenüber, da sie pauschal und verdachtsunabhängig alle Bürger 
 63 beschränken und ihr Nutzen für die Geldwäschebekämpfung zweifelhaft ist. Dennoch 
 64 gelten auch in Deutschland bereits Beschränkungen für den Zahlungsverkehr mit 
 65 Bargeld. Beispielsweise gilt für Bargeldtransaktionen über 10.000€ eine Pflicht für 
 66 den Händler, die Identität des Käufers festzustellen. Diese Regelung wird gegenwärtig 
 67 jedoch kaum kontrolliert und durchgesetzt.

 68 Anstelle neuer Beschränkungen des freien Zahlungsverkehrs, fordern wir junge 
 69 Liberale, dass bereits bestehende Regelungen endlich konsequent Anwendung finden. 
 70 Anschließend kann eine fundierte neue Bewertung dieser Maßnahmen erfolgen. 
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 71

3. Anpassung der Bußgeldvorschriften des Geldwäschegesetzes §56 GwG

 72 Kriminalität darf sich nicht lohnen. Starre Bußgeldsummen ermöglichen es eine 
 73 finanzielle Risikoabwägung vorzunehmen um die Erfolgsaussichten zu kalkulieren. Im 
 74 Gegensatz zu Investitionen, darf die Rechtstreue diesem Grundsatz nicht unterliegen.
 75  Trotz geltender rechtlicher Vorschriften, verschleiern vereinzelte Unternehmen ihre 
 76 Verantwortlichen. Dies führt unweigerlich dazu, dass vereinzelt keine natürliche 
 77 Person für das Handeln eines Unternehmens in Deutschlandverantwortlich ist.

 78 Die Höhe der Geldbuße für juristische Personen muss an die Gewinnaussicht der Tat 
 79 angepasst werden. Die aktuelle Deckelung soll entfallen. Die Rechtsfolgen für 
 80 natürliche Personen bleiben davon unberührt.

 81 Für juristische Personen, die ihre wirtschaftlich berechtigten Personen verschleiern 
 82 und damit ihren Pflichten zur Transparenz nicht nachkommen, soll die Möglichkeit 
 83 bestehen, in besonders schweren Fällen die Geschäftstätigkeit bis zur Erfüllung 
 84 einzuschränken oder zu untersagen.

 85

 86 4.Verbesserung des Transparenzregisters und Digitalisierung der Grundbücher

 87 Gegenwärtig werden im Transparenzregister lediglich jene als wirtschaftlich 
 88 Berechtigte erfasst, die mindestens 25 Prozent der Anteile halten bzw. über 
 89 mindestens 25 Prozent der Stimmrechte verfügen. Dies führt dazu, dass die 
 90 tatsächlichen Eigentümer leicht verschleiert werden können. Zukünftig soll die 
 91 Erfassung von wirtschaftlich Berechtigten im Transparenzregister äquivalent zu der 
 92 Erfassung von Anteilseignern im Handelsregister erfolgen. Dies bietet hierzu eine 
 93 erprobte und zielführende Lösung für wirkliche Transparenz.

 94 Zur Vermeidung zusätzlicher bürokratischer Aufwände, soll diese Auflage für jene 
 95 entfallen, die bereits in einem deutschen Handelsregister erfasst sind.

 96 Die Zentralisierung der Grundbücher lehnen wir ab. Mittelfristig ist die 
 97 Digitalisierung der Grundbücher sowie die Erstellung eines Onlinetools anzustreben, 
 98 die eine Suche in allen deutschen Grundbucheinträgen ermöglicht.

 99

 100 5. Austausch und Ausstattung der Behörden

 101 Immer wieder werden Fälle von Geldwäsche bekannt, in denen sich die Täter gezielt den 
 102 unzureichenden Austausch der Behörden untereinander zu Nutze machen. Dabei zeigt die 
 103 anschließende Aufarbeitung der Sachverhalte regelmäßig auf, dass die Modus Operandi 
 104 leicht aufgedeckt werden können, wenn ein besserer Austausch der bereits vorhandenen
 105 Informationen untereinander stattfände. Auffällig ist auch, dass besonders u
 106 mfangreiche Geldwäschefälle häufig über Ländergrenzen hinweg stattfinden.

 107 Zu den grundlegenden Problemen der gegenwärtigen Geldwäschebekämpfung gehört auch 
der 

 108 Mangel an qualifiziertem Personal, sowohl in den Strafverfolgungsbehörden als auch in 
 109 der Justiz.
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 110 Der Austausch der für Geldwäsche relevanten Behördenuntereinander muss verbessert 
 111 werden. Bei der Digitalisierungder Bereiche sollen bereits Schnittstellen geschaffen 
 112 werden um den rechtskonformen Austausch von Informationen digital zu ermöglichen.

 113 Deutschland muss sich für die Förderung des Austauschs sowie der Zusammenarbeit auf 
 114 europäischer und internationaler Ebene im Kampf gegen Geldwäsche einsetzen.

 115 Für die Bekämpfung von Geldwäsche muss mehr Personal eingesetzt, sowie eine bessere 
 116 Qualifizierung des Personals durch Erhöhung der Weiterbildungskapazitäten ermöglicht 
 117 werden.

 118 Im Bereich der Finanzkriminalität sollen die Schwerpunktstaatsanwaltschaften weiter 
 119 gestärkt werden.

Begründung

Erfolgt mündlich.

OpenSlides - Präsentations- und Versammlungssystem

167 / 176



Antrag  522: Wir wissen es nicht besser, mal wieder! Warum 
der Atomausstieg falsch war.
Laufende Nummer: 46

Antragsteller*in: KV Borken
Status: zurückgezogen
Sachgebiet: Umwelt, Gesundheit und Infrastruktur

 1 Die Jungen Liberalen fordern als eine Organisation des Mutes und der 
 2 faktengetriebenen Pragmatik den Atomausstieg in Frage zu stellen.

 3 Konkret fordern wir.

 4
 5

 6
 7

 8
 9

Das Anerkennen von nuklearer Energie als nachhaltige Energie durch die 1. 
Bunderegierung

Den Ausstieg aus dem Ausstieg: Das legislative Rückgängigmachen des 2. 
Kernenergieausstiegs von 2011.

Die Schaffung der Voraussetzungen für den Bau und Betrieb neuer Kernkraftwerke, 3. 
sowie die langfristige Einplanung der Kernenergie im deutschen Energiemix

Begründung

Im Jahr 2011 hat Deutschland den Ausstieg aus der Kernenergie beschlossen. Tragend waren die 
hohe gesellschaftliche Verunsicherung durch den Unfall in Fukushima und eine nach wie vor 
ungeklärte Endlagerfrage. Mit der Bundestagswahl 2021 kam eine Regierung an die Macht, welche 
sich große Ziele im Bereich des Klimaschutzes setzt. Dies ist zu begrüßen und unbedingt 
notwendig. In vielen Bereichen will und kann Deutschland was das Umsetzen einer nachhaltigen 
Gesellschaft angeht eine Vorreiterrolle spielen, allerdings aktuell nicht bei unserer Energiepolitik.

In Deutschland liegen die Strompreise 45% über dem europäischen Durchschnitt. Allen seriösen 
Erwartungen nach wird durch den wachsenden Anteil erneuerbarer Energien im Strom Mix dieser 
Energiepreis mittelfristig weiter steigen. Bereits jetzt stellen die Strompreise einen erheblichen 
wirtschaftlichen Standortnachteil in Deutschland dar, welcher sich zusehends noch dramatisieren 
wird.

Es traut sich niemand auszusprechen, aber das was in Deutschland an Energiewende gerade 
geplant wird, kann und wird so nicht funktionieren. Hier einmal eine Rechnung: 
Deutschland verbraucht im Jahr 560 Billionen Wattstunden Energie, knapp die Hälfte davon 
aktuell erneuerbar. Prognosen zufolge werden dies 2045 rund 1000 Billionen Wattstunden sein. 
Rechnerisch bräuchte man bis dahin also ca. 700 Billionen Wattstunden zusätzlichen Öko-Strom. 
Dies erscheint erstmal ambitioniert aber umsetzbar. Es gibt allerdings Probleme:

1) Planungsprozesse für Windkraftanlagen ziehen sich viel zu lang. Durch Bürokratische Hürden 
werden nicht ansatzweise so viele Bauvorhaben realisiert wie politisch gefordert und nötig
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2) Durch erneuerbare Energien wird Strom dezentraler und Erzeugung sowie Verbrauch treten 
räumlich tendenziell weiter getrennt auf. Es werden viele neue Stromnetze benötigt. Eine 
Stromtrasse zu bauen, dauert in Deutschland aktuell aufgrund bürokratischer Hürden im Schnitt 
10 Jahre.

3) Ohne entsprechende Speichertechnologien, die wir aktuell noch nicht im großen Maßstab 
besitzen, können wir selbst bei ausgebauten Leitungsnetzen und mehr als 1000 Billionen 
Wattstunden erzeugter Energie niemals auf Kraftwerke verzichten. Die Verfügbarkeit von 
nachhaltiger Energie ist sehr schwer plan- und steuerbar. Weht zum Beispiel an der Küste 
Deutschlands kein Wind und gleichzeitig scheint im Süden nicht die Sonne, so kann der 
Energieverbrauch schnell über die Erzeugung hinauswachsen. Es kommt dann erst zum Brown-
Out, bei dem Industrieanlagen als Großverbraucher vom Netz genommen werden oder 
hypothetisch schlimmstenfalls sogar zu einem Blackout. Je größer der Anteil erneuerbarer 
Energien im deutschen Stromnetz wird, desto schwieriger wird es die Erzeugung und Verbrauch 
passgenaus zusammen zu bringen. Aktuell wird geplant mit dem Bau zusätzlicher 
Erdgaskraftwerke, die schnell hoch- und wieder heruntergefahren werden können, um die 
Netzstabilität sicherzustellen. Mit diesen gibt es allerdings zwei Probleme: Sie sind bisher zumeist 
nur Visionen und Ziele in Planungsbüros und keine Realität und andererseits eben auch nicht 
nachhaltig. Aber keine Angst, die Energie wird uns so schnell nicht ausgehen, denn was der 
Deutsche gerne ignoriert ist: Im Zweifelsfall werden bestehende Kohlekraftwerke auf Anweisung 
der Bundesnetzagentur über alle politischen Entschlüsse hinweg nämlich einfach am Netz 
gelassen.

Während wir also munter unsere Kernkraftwerke abschalten, uns in Bürokratischen Prozessen 
verlieren und ignorieren, dass so wie wir gerade agieren das Endergebnis länger laufende 
Kohlekraftwerke sein werden, investiert die gesamte Welt, im Übrigen auch so ziemlich alle 
unserer europäischen Nachbarn, in zukunftssichere Kernenergie. Kernenergie ist skalierbar, 
flexibel, emissionsfrei, von Jahr zu Jahr sicherer und die Endlagerproblematik ist nicht unlösbar. 
Die klaren Vorteile von Kernenergie werden aktuell auch auf europäischer Ebene stark 
hervorgehoben und diskutiert. Wir hingegen hängen vollkommen ideologiegetrieben fest, an einer 
vor 10 Jahren als Kurzschlussreaktion emotional getroffenen Entscheidung.

Wir wissen es in diesem Falle nicht besser, wir trauen uns nur nicht es zuzugeben.
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Antrag  403: Sauberer Neustart für den Spitzensport.
Laufende Nummer: 16

Antragsteller*in: BV Düsseldorf
Status: zurückgezogen
Sachgebiet: Medien und Kultur

 1 Sport ist für viele Menschen ein bedeutender Bestandteil ihres Alltags. Viele 
 2 verdienen sich auch durch und in Zusammenhang mit Sport ihren Lebensunterhalt. Die 
 3 Selbstorganisation des Sports durch lokale, nationale und internationale (Dach-
 4 )Verbände ist begrüßenswert. Solche Verbände dürfen aber kein Selbstzweck sein, 
 5 sondern müssen dem Interesse der Sportler und der Integrität des Sports zu dienen 
 6 bestimmt sein.

 7 Die Jungen Liberalen NRW bekennen sich zur Unabhängigkeit des Sports von staatlicher 
 8 Einflussnahme und Druck auf Verbände und Athleten. Schutz vor politischer 
 9 Instrumentalisierung ist aber keine Einbahnstraße. Das Geflecht aus Sportfunktionären 
 10 und Politik gefährdet die Integrität des Sports und muss entzerrt werden.

 11 Internationale oder europäische Großevents im Spitzensport werden meist auf Kosten 
 12 des Steuerzahlers finanziert, während die Gewinne von den Dachverbänden vereinnahmt 
 13 werden. Staatliche Subventionen oder andere Privilegien darf es hierfür nicht mehr 
 14 geben. Das Olympiaschutzgesetz ist ersatzlos aufzuheben. Es ist sicherzustellen, dass 
 15 die ausrichtenden Verbände die Einnahmen aus solchen Events regulär versteuern.

 16 Der internationale Spitzensport ist durch Korruption und Günstlingswirtschaft in 
 17 Misskredit geraten. Die Jungen Liberalen NRW fordern einen Neustart im 
 18 internationalen Spitzensport, insbesondere im Rahmen des Internationalen Olympischen 
 19 Komitees und seiner Fachverbände wie dem Fußballweltverband FIFA. Eckpfeiler einer 
 20 Reform sind für uns:

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

 30

 31

 32

Die Schaffung eines verbindlichen Ethikkodex, der die Ausrichtung von 
Großveranstaltungen in Staaten untersagt, welche sich schwerer 
Menschenrechtsverletzungen schuldig machen.

Unabhängige Institutionen der Korruptionsbekämpfung, und eine umfassende 
Stärkung von Transparenz und Compliance. Unabhängig davon muss der 
strafrechtliche Druck auf die Verantwortlichen erhöht werden. Faktische 
Immunitäten darf es nicht geben.

Doping hat im Sport keinen Platz. Dies gilt umso mehr für staatlich 
orchestriertes Doping. Die Eingriffsbefugnisse und die Unabhängigkeit der Anti- 
Doping-Institutionen müssen ausgebaut werden. Staaten, welche sich 
systematischen Dopings schuldig machen, dürfen nicht aus politischer 
Rücksichtnahme geschont werden können.

 33 Der Spitzensport in der Bundesrepublik Deutschland hat seine eigene Rolle im System 
 34 der internationalen Dachverbände bis heute nicht aufgearbeitet. Wir fordern die 
 35 Einsetzung einer unabhängigen Kommission, welche die deutsche Bewerbung um die 
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 36 Ausrichtung der Fußballweltmeisterschaft der Herren im Jahre 2006 lückenlos 
 37 aufarbeitet und die Maßnahmen evaluiert, welche der DFB zur Ahndung des 
 38 Fehlverhaltens sowie zur Verhinderung künftiger Vorfälle unternommen hat. Wir fordern 
 39 auch auf nationaler Ebene entschiedene Antikorruptionsstandards.

 40 Die Politik sucht gerne die N�he zum Spitzensport. Wir erwarten von Politikern, dass 
 41 sie dabei stets auf Missstände aufmerksam machen und obige Reformen anmahnen. 
 42 Auftritte von deutschen Politikern bei Sportveranstaltungen, die in einem Land oder 
 43 unter Beteiligung einer Mannschaft stattfinden, welche gegen die Grundsätze von 
 44 Ethik, Compliance und Antikorruption verstoßen, haben zu unterbleiben.

Begründung

Erfolgt mündlich.
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Antrag : Amendment to 105
Laufende Nummer: 194 • Änderungsantrag zu 105

Antragsteller*in:
Status: in Bearbeitung
Sachgebiet: Bildung, Jugend, Familie und Soziales

Die Versammlung möge beschließen:

Zeile 48 - 51

 48

 49

 50

 51

Mündlichkeit/Schriftlichkeit: Zukünftig sollte es nur noch in Deutsch, Mathematik und 
Englisch verpflichtende Prüfungen geben, wobei abAb der Einführungsphase auch in 
schriftlichen Fächern mindestens eine mündliche Prüfung anstelle einer schriftlichen 
Klausur abgehalten werden soll auch in schriftlichen Fächern mindestens eine mündliche 
Prüfung anstelle einer schriftlichen Klausur abgehalten werden. Hierdurch fördern 

 52

 53

 54

wir auch kommunikative Kompetenzen in nicht-sprachlichen Fächern. Außerdem 
bereiten wir dabei gleichzeitig auf die mündliche Prüfung im vierten Abiturfach 
vor.
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Antrag : Änderungsantrag zu Erneuerung beginnt mit uns!
Laufende Nummer: 200 • Änderungsantrag zu 100

Antragsteller*in: Maximilian Kemler, Paavo Czwikla, Philip Cierniak
Status: in Bearbeitung
Sachgebiet: Leitantrag

Die Versammlung möge beschließen:

Zeile 112 - 115

 101 Mit über 20.000 Mitgliedern ist der Landesverband Nordrhein-Westfalen der größte 
Landesverband der Freien Demokraten. Den vielen inhaltlichen Ideen unserer Mitglieder 
muss ein angemessener Raum geboten werden. Jedoch sehen wir Verbesserungspotential 
bei der zukünftigen Ausschreibung und Besetzung von Leitungspositionen in den 
Landesfachausschüssen. Die Ausschreibung zur Leitung eines Landesfachausschusses
sollte grundsätzlich transparent und offen an alle Mitglieder des Landesverbandes 
erfolgen. Dabei sollte es in Zukunft ausgeschlossen sein, dass amtierende Abgeordnete 
diese Aufgabe übernehmen. Zur Ausschreibung der Fachausschüsse gehört ebenfalls ein 
konkretes Anforderungsprofil an die Bewerberinnen und Bewerber um den Vorsitz und 
konkrete Angaben, was von den Landesfachausschüssen erwartet wird. Ein transparentes 
Erwartungsmanagement hilft sowohl den Leiterinnen und Leitern der Fachausschüsse als 

 112 auch potentiell interessierten Mitgliedern. Daneben schlagen wir vor, dass jeder LFA 
zukünftig von einem Leiter und einem stellvertretenden Leiter geleitet wird. Einmal 
jährlich wollen wir zudem turnusmäßig ein programmatisches Wochenende für die 
Landesfachausschüsse veranstalten. Nach einigen Jahren Erfahrung mit der Öffnung der 

 116 Landesfachausschüsse für alle Mitglieder der FDP NRW wollen wir den nächsten Schritt 
nach vorne unternehmen und die LFAs zu einem gleichzeitigen Mitmach- und 
Expertengremium umbauen. Daher schlagen wir vor, dass die Bezirksverbände in die LFAs 
jeweils 2 Delegierte entsenden, die dort in Abstimmungen mit Stimmrecht teilnehmen. 
Daneben bleiben alle LFAs für alle Mitglieder offen, die sich dort mit beratender 
Stimme in die Debatte inhaltlich einbringen können.

Begründung

In der Geschäftsordnung der Landesfachausschüsse ist unter § 3 Abs. 1 geregelt, dass jeder 
Landesfachausschuss mindestens einen Stellvertreter / eine Stellvertreterin wählt. Unter § 4 Abs. 
1 ist geregelt, dass mindestens eine Sitzung pro Jahr im Rahmen des vom Landesverband 
organisierten Programmatischen Wochenendes stattfindet. Da es sich hier um unstrittige 
Regelungen handelt, die seit Jahren von der Landespartei praktiziert werden, ist eine erneute 
Festlegung im Rahmen dieses Leitantrages überflüssig.
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Antrag : Änderungsantrag zu Erneuerung beginnt mit uns!
Laufende Nummer: 203 • Änderungsantrag zu 100

Antragsteller*in: Maximilian Kemler, Tim Schütz, Paavo Czwikla
Status: in Bearbeitung
Sachgebiet: Leitantrag

Die Versammlung möge beschließen:

Zeile 101 - 121

 101 Mit über 20.000 Mitgliedern ist der Landesverband Nordrhein-Westfalen der größte 
Landesverband der Freien Demokraten. Den vielen inhaltlichen Ideen unserer Mitglieder 
muss ein angemessener Raum geboten werden. Jedoch sehen wir Verbesserungspotential 
bei der zukünftigen Ausschreibung und Besetzung von Leitungspositionen in den 
Landesfachausschüssen. Die Ausschreibung zur Leitung eines Landesfachausschusses
sollte grundsätzlich transparent und offen an alle Mitglieder des Landesverbandes 
erfolgen. Dabei sollte es in Zukunft ausgeschlossen sein, dass amtierende Abgeordnete 
diese Aufgabe übernehmen. Zur Ausschreibung der Fachausschüsse gehört ebenfalls ein 
konkretes Anforderungsprofil an die Bewerberinnen und Bewerber um den Vorsitz und 
konkrete Angaben, was von den Landesfachausschüssen erwartet wird. Ein transparentes 
Erwartungsmanagement hilft sowohl den Leiterinnen und Leitern der Fachausschüsse als 
auch potentiell interessierten Mitgliedern. Daneben schlagen wir vor, dass jeder LFA 
zukünftig von einem Leiter und einem stellvertretenden Leiter geleitet wird. Einmal 
jährlich wollen wir zudem turnusmäßig ein programmatisches Wochenende für die 
Landesfachausschüsse veranstalten. Nach einigen Jahren Erfahrung mit der Öffnung der 
Landesfachausschüsse für alle Mitglieder der FDP NRW wollen wir den nächsten Schritt 
nach vorne unternehmen und die LFAs zu einem gleichzeitigen Mitmach- und 
Expertengremium umbauen. Daher schlagen wir vor, dass die Bezirksverbände in die LFAs 
jeweils 2 Delegierte entsenden, die dort in Abstimmungen mit Stimmrecht teilnehmen. 
Daneben bleiben alle LFAs für alle Mitglieder offen, die sich dort mit beratender 
Stimme in die Debatte inhaltlich einbringen können.

Mit über 20.000 Mitgliedern ist der Landesverband Nordrhein-Westfalen der größte 
Landesverband der Freien Demokraten. Den vielen inhaltlichen Ideen unserer Mitglieder 
muss ein angemessener Raum geboten werden. Jedoch sehen wir Verbesserungspotential bei 
der zukünftigen Ausschreibung und Besetzung von Leitungspositionen in den 
Landesfachausschüssen. Die Ausschreibung zur Leitung eines Landesfachausschusses sollte 
grundsätzlich transparent und offen an alle Mitglieder des Landesverbandes erfolgen. Dabei 
sollte es in Zukunft ausgeschlossen sein, dass amtierende Abgeordnete diese Aufgabe 
übernehmen. Zur Ausschreibung der Fachausschüsse gehört ebenfalls ein konkretes 
Anforderungsprofil an die Bewerberinnen und Bewerber um den Vorsitz und konkrete 
Angaben, was von den Landesfachausschüssen erwartet wird. Ein transparentes 
Erwartungsmanagement hilft sowohl den Leiterinnen und Leitern der Fachausschüsse als 
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auch potentiell interessierten Mitgliedern. Daneben schlagen wir vor, dass jeder LFA zukünftig 
von einem Leiter und einem stellvertretenden Leiter geleitet wird. Einmal jährlich wollen wir 
zudem turnusmäßig ein programmatisches Wochenende für die Landesfachausschüsse 
veranstalten. Nach einigen Jahren Erfahrung mit der Öffnung der Landesfachausschüsse für 
alle Mitglieder der FDP NRW wollen wir die Landesfachausschüsse als Expertengremium, 
analog zu den Bundesfachausschüssen, neu ausrichten. Wir erwarten von dieser 
Neuausrichtung eine strukturelle Stärkung der Gremien und eine Fokussierung der 
programmatischen Kräfte im Landesverband. Der FDP Landesverband ist aufgerufen den 
vielen inhaltlichen Ideen unserer Mitglieder mit ergänzenden Beteiligungsformaten 
angemessenen Raum zu geben. 

Begründung

Änderung ab "Nach einigen Jahren Erfahrung mit der Öffnung der Landesfachausschüsse für alle 
Mitglieder der FDP NRW wollen..."
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Antrag : Änderungsantrag zu Erneuerung beginnt mit uns!
Laufende Nummer: 204 • Änderungsantrag zu 100

Antragsteller*in: Maximilian Kemler, Leonard Kern-Wagner, Paavo Czwikla, Tim 
Schütz, Philip Cierniak

Status: in Bearbeitung
Sachgebiet: Leitantrag

Die Versammlung möge beschließen:

Zeile 64 - 68

 64

 65

 66

 67

 68

Option: 
Diese Maßnahme der Wettbewerbsförderung wollen wir entsprechend angepasst aufist 
nicht nur sein sinnvolles Ziel für die Wahlen zum Landesvorstand, sondern auch eine 
essenzielle Maßnahme um die Wahl der 
Landeslisten 
für die Landtags- und Bundestagswahlen übertragenzu reformieren. Die Listen sollen 
demnächst 
gestaffelt in Fünfer-Schritten per Sammelwahl gewählt 
werden . Von diesem Verfahren sollen aufgrund ihrer herausragenden Bedeutung die ersten 
fünfzehn Listenplätze ausgenommen und weiterhin 

 69 per Einzelwahl gewählt werden.
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